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125. Sitzung 

Bonn, den 13. März 1985 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, ich eröffne die Sitzung. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/2987 — 

Der  Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit wird zuerst aufge-
rufen. Zur Beantwortung der Fragen steht Herr 
Staatssekretär Chory zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten 
Müller (Düsseldorf) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Verwendung von 
Lösungsmitteln wie Tri- und Perchlorethylen als Extrak-
tionsmittel in der lebensmittelverarbeitenden Industrie, ob-
wohl diese giftig sind, oft gefährliche Verunreinigungen ent-
halten und Rückstände in Nahrungsmitteln wie Speiseöl, 
entkoffeiniertem Kaffee, Kakaobutter und Aromastoffen hin-
terlassen, und welche umweltfreundlicheren und rückstands-
freien Verfahren zur Extraktion sollten verbindlich vorge-
schrieben werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Chory, Staatssekretär im Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Abgeordne-
ter, gegen die Verwendung von Trichlorethylen be-
stehen gesundheitliche Bedenken, weil dieser Stoff 
in Verdacht steht, karzinogene Wirkungen zu ha-
ben. 

Trichlorethylen wird als Extraktionsmittel bei 
der Herstellung von Speiseöl, entkoffeiniertem Kaf-
fee, Kakaobutter und Aromen in der Bundesrepu-
blik nach Kenntnis der Bundesregierung nicht ver-
wendet. Seine Verwendung ist nach den Bestim-
mungen des Lebensmittel- und Bedarfsgegenstän-
degesetzes wegen des bestehenden, bisher nicht 
ausgeräumten Verdachtes der Karzinogenität auch 
nicht zulässig. 
Zusatzstoffe dürfen zur Extraktion von Lebens-

mitteln nur verwendet werden, wenn sichergestellt 
ist, daß sie oder ihre Umwandlungsprodukte in dem 
Erzeugnis höchstens noch in technisch unvermeid-
baren und gesundheitlich unbedenklichen Anteilen 
vorhanden sind. 

In dem Vorschlag der EG-Kommission für eine 
„Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über Extraktions-

lösungsmittel, die bei der Herstellung von Lebens-
mitteln und Lebensmittelzutaten verwendet wer-
den" ist allerdings eine beschränkte Verwendung 
von Trichlorethylen als Extraktionsmittel für die 
Herstellung der genannten Lebensmittel vorgese-
hen. Die Bundesregierung wird sich bei den Bera-
tungen des Richtlinienvorschlags für ein Verbot 
von Trichlorethylen einsetzen. 
Perchlorethylen wird in der Bundesrepublik 

Deutschland für die Extraktion von Lebensmitteln 
ebenfalls nicht verwendet. Auch der vorgenannte 
Richtlinienvorschlag sieht die Verwendung dieses 
Stoffes nicht vor. 
Im Rahmen der Beratungen über den Richtli-

nienvorschlag wird auch zu klären sein, ob und ge-
gebenenfalls welche gesundheitlich unbedenkli-
chen Verfahren zur Extraktion — z. B. die Verwen-
dung von Alkoholen — gemeinschaftsrechtlich fest-
gelegt werden sollten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Müller. 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich habe noch eine Frage: Ist es richtig, daß die For-
mulierung im Gesetz — sie besagt: wenn es tech-
nisch möglich ist, die Lösungsmittel völlig zu entfer-
nen — deshalb irrelevant ist, weil es faktisch keine 
Technologie gibt, die die Lösungsmittel vollständig 
entfernt? 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, es gibt 
meiner Kenntnis nach auch unter den Lösungsmit-
teln Fälle — ich kann sie Ihnen allerdings jetzt 
nicht benennen —, in denen die Lösungsmittel tat-
sächlich vollkommen verschwinden. Das hängt aber 
eben von der Art des Stoffes ab. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Müller. 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Wie bewerten Sie die 
Kritik der Verbraucherverbände, daß insbesondere 
bei Lebensmittelimporten die Nahrungsmittel mit 
solchen Zusatzstoffen zugenommen haben und daß 
insbesondere ausländische Studien nachweisen, 
daß daraufhin entsprechende Nervenschäden bzw. 
Leber- und Nierenschäden zu verzeichnen sind? 
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Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, Le-
bensmittel, die gesundheitlich bedenklich sind, dür-
fen in der Bundesrepublik auch nicht eingeführt 
werden. Wir wollen aber, gerade um auch bei Ein-
fuhren aus der EG zu vermeiden, daß überhaupt 
Lebensmittel hier eingeführt werden, die bei ihrer 
Gewinnung solchen Extraktionsmitteln ausgesetzt 
worden sind, bei den Beratungen über den Richtli-
nienvorschlag der Kommission erreichen, daß nur 
solche Extraktionsmittel verwendet werden dürfen, 
die technologisch notwendig und gesundheitlich un-
bedenklich sind. 

Vizepräsident Westphal: Die Frage 2 ist von dem 
Herrn Abgeordneten Egert eingebracht, der uns 
aber nicht mit seiner Anwesenheit beehrt. Insofern 
wird diese Frage entsprechend der Geschäftsord-
nung behandelt. 

Wir stehen damit am Ende des Geschäftsberei-
ches des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit und danken dem Herrn Staatssekretär 
für die Beantwortung. 

Beim Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau hat Herr 
Abgeordneter Müntefering, der die Fragen 3 und 4 
eingebracht hat, um schriftliche Beantwortung ge-
beten, so daß wir diesen Geschäftsbereich nicht auf-
zurufen brauchen. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 
Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Köhler steht 
zur Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 5 der Abgeordneten Frau Luuk 
auf: 

Trifft es zu, daß für Bolivien im Rahmen der Entwicklungs-
zusammenarbeit bereits zugesagte Mittel in Höhe von 120 
Millionen DM nicht ausbezahlt werden können, weil das 
Land mit Zinszahlungen in Höhe von 5 Millionen DM im Ver-
zug ist? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär: 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Frau Kol-
legin Luuk, Bolivien hat aus Kapitalhilfedarlehen 
derzeit Zahlungsrückstände — Tilgung und Zinsen 
zusammengerechnet — in Höhe von rund 8 Millio-
nen DM. Dabei handelt es sich um 3,5 Millionen DM 
Rückstände bis zum 30. Juni 1984 und rund 4,5 Mil-
lionen DM Rückstände per 31. Dezember 1984. Die 
rückständigen Zinsen belaufen sich hierbei auf ins-
gesamt rund 3,6 Millionen DM. 

Nach den Umschuldungsgrundsätzen vom 2. Au-
gust 1968 werden bei ungeregelten Verzugsfällen 
Darlehensverträge grundsätzlich nicht abgeschlos-
sen. Von der vorstehenden Regelung des Nichtab-
schlusses von Darlehensverträgen sind im Fall Bo-
livien drei Verträge im Gesamtumfang von rund 
27,2 Millionen DM betroffen. Soweit Darlehensver-
träge abgeschlossen sind, werden die Abrufe grund-
sätzlich bedient. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Luuk. 

Frau Luuk (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Überzeugung, daß das ärmste Land in 
dieser Region, Bolivien, sicherlich als erstes von 
dieser Möglichkeit profitieren müßte, Zinsen zu er-
lassen, und sind Sie nicht zum Überdenken dieser 
Haltung eingedenk der besonderen Schwierigkei-
ten bereit, die zur Zeit hinsichtlich der sozialen und 
wirtschaftlichen Lage in diesem Land bestehen und 
ja auch Ihnen bekannt sind? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Verzeihung, Herr 
Präsident, Frau Luuk hat nach der Möglichkeit des 
Zinserlasses gefragt. Das betrifft die Frage 6. Ich 
bin gerne bereit, die Antwort auf diese Frage schon 
jetzt zu geben. 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich auch die 
Frage 6 der Abgeordneten Frau Luuk auf: 

Denkt die Bundesregierung daran, gemäß Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 27. November 1984 zum Einzel-
plan 23 des Bundeshaushalts Bolivien die Zahlung der Zin-
sen zu erlassen, um so die Möglichkeit zu schaffen, daß die 
bereits zugesagten Mittel freigegeben werden können? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung, Frau Luuk, ist bereit, Bolivien bei einer multi-
lateralen Umschuldung aktiv und konstruktiv zu 
unterstützen. Sie hat das der bolivianischen Regie-
rung bereits am 24. Januar 1984 mit einer Verbal-
note des Auswärtigen Amtes mitgeteilt. Damit wer-
den auch die Voraussetzungen dafür geschaffen, 
daß Darlehensverträge wieder abgeschlossen wer-
den können. An einen Erlaß der Zinsen ist aller-
dings nicht gedacht. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Luuk. 

Frau Luuk (SPD): Herr Staatssekretär, ich kann 
Ihnen in dem Zusammenhang auch dann nicht fol-
gen, wenn Sie die beiden Fragen sozusagen zusam-
menziehen. Man kann ja die eine nicht beantwor-
ten, ohne die andere, die Frage 6, mit in Rechnung 
zu stellen. 

Vizepräsident Westphal: Sie müssen fragen, Frau 
Abgeordnete. 

Frau Luuk (SPD): Ich frage Sie nach der politi-
schen Absicht, die Sie haben, um auf die gegebenen 
Möglichkeiten einzugehen und in diesem Rahmen 
den Notwendigkeiten in Bolivien hinsichtlich der 
politischen und wirtschaftlichen Entwicklungszu-
sammenarbeit Rechnung tragen zu können. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
habe eben bereits gesagt, daß wir zur Umschul-
dungsverhandlung mit Bolivien und damit auch zur 
Lösung des entstandenen Problems bereit sind. Nur 
können sich nach aller Regel, die seit Ende der 60er 
Jahre weltweit angewandt worden ist, Erlasse nur 
auf künftige Fälligkeiten beziehen. Zahlungsrück-
stände werden grundsätzlich nicht erlassen. Das 
gilt sogar für die Least Developed Countries, zu 
denen Bolivien formal nicht gehört, auch wenn wir 
die besondere Notlage des Landes absolut anerken-
nen. 
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Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Frau Schmedt (Lengerich) hat um schriftliche Be-
antwortung der Frage 7 gebeten. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Damit sind wir am Ende dieses Geschäftsbe-
reichs. Vielen Dank, Herr Staatssekretär, für die 
Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten. zur Beantwortung der Fragen steht der Parla-
mentarische Staatssekretär, Herr Gallus, zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 9 der Abgeordneten Frau Simo-
nis auf: 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Kriterien 
für den Wettbewerb „schönes Dorf" so zu ändern, daß nicht 
Sauberkeit und dergleichen am höchsten benotet werden, 
sondern vielmehr umweltfreundliche Verbesserungen zur 
Beurteilung herangezogen werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Frau 
Kollegin, diese Frage wird von mir sehr begrüßt, da 
sie mir die Möglichkeit gibt, grundsätzlich darauf 
hinzuweisen, daß die Kriterien für die Bewertung 
der Dörfer im Rahmen des Wettbewerbs „Unser 
Dorf soll schöner werden" auf Bundesebene im 
Laufe der Jahre den geänderten Verhältnissen in 
den ländlichen Räumen angepaßt worden sind. Das 
bedeutet, daß die reine Ortsverschönerung deutlich 
in den Hintergrund getreten ist. 

Den fälschlich auch heute noch gelegentlich zi-
tierten Blumenkastenwettbewerb gibt es nicht 
mehr. Entsprechend der geänderten Zielrichtung 
des Wettbewerbs müßte man heute besser sagen: 
„Unser Dorf soll lebenswerter werden". Trotzdem 
werde ich an dem Begriff „Unser Dorf soll schöner 
werden" festhalten, da er schon lange zu einem 
festen Markenbegriff für diese Bemühungen in den 
ländlichen Räumen geworden ist. 

Passagen im Ausschreibungstext des Bundes-
wettbewerbes wie „Durchgrünung des Ortes mit 
standortgerechten Bäumen und Sträuchern", „Ge-
staltung des Ortsrandes und landschaftliche Ein-
gliederung; Schutzpflanzungen, Feldgehölze und 
Bäume in der Gemarkung, an Wegen und Bauten 
im Außenbereich; naturnahe Gestaltung und Pflege 
der Gewässer und Erholungsanlagen, Beseitigung 
von Landschaftsschäden, Entwicklung der Land-
schaft im Außenbereich", aber auch „Erhaltung und 
Pflege historischer Bausubstanz", „Erhaltung und 
Pflege der für den Ortscharakter bedeutsamen Bau-
substanz; ortsgerechte Umsetzung heutiger Baufor-
men und -materialien bei Um- und Neubauten" sind 
ein deutlicher Beweis für die realistische Bewer-
tung zeitgerechter Bedürfnisse in den Dörfern. Die 
Richtlinien des Bundeswettbewerbs haben nur 
Empfehlungscharakter für die Länder und können 
diese nicht binden. Die entsprechenden Landes-
richtlinien zeigen aber deutlich, daß hier gleiche 
oder ähnliche Maßstäbe angelegt werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Simo-
nis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mit Sicherheit annehmen, daß die Kommissio-
nen, die die Beurteilung in diesem Wettbewerb 
übernehmen, diese Richtlinien kennen? Wie ist es 
sonst zu erklären, daß einzelne Dörfer nicht mehr 
an diesem Wettbewerb teilnehmen, weil offensicht-
lich das Fegen von blankgeputzten Schwarzdecken 
und das häufige Verwenden von Sichtbeton bei 
Blenden und ähnliches doch noch höher bewertet 
werden als das,  was  Sie gerade lobenswerterweise 
erwähnt haben? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Kommission, die die endgültige Auslese vornimmt, 
kennt diese unsere Richtlinien. Aber Sie müssen 
davon ausgehen, daß am Bundeswettbewerb nur 
Dörfer teilnehmen, die auf Landesebene bereits 
eine Goldmedaille errungen haben. Wir haben den 
Ländern natürlich unsere Vorstellungen mitgeteilt. 
Im einzelnen sind wir nicht dafür verantwortlich, 
wenn die Länder eine gewisse Bandbreite bei der 
Bewertung zulassen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie mir zusagen, daß Sie noch einmal mit Ihren Kol-
legen sprechen, damit stärker Wert auf die Krite-
rien gelegt wird, die Sie gerade genannt haben, also 
beispielsweise auch die Erhaltung und das Anlegen 
von Biotopen, damit wir nicht über die Gemein-
schaftsaufgaben bei der Dorferneuerung und der 
Dorfsanierung das bezahlen, was von übereifrigen 
Dorfverschönerern ein Jahr vorher mit einem ge-
wissen Körperteil umgerannt worden ist? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
werde Ihre Anregung an die Länder weitergeben. 

Vizepräsident Westphal: Danke schön. Die Fragen 
10 und 11 des Abgeordneten Eylmann sollen auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 
Ich rufe die Frage 12 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Ehmke (Ettlingen) auf: 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß bereits mehrfach 

Beamte der Zollfahndung im Urlaub und auf private Kosten 
den Versuch unternommen haben, bundesdeutsche Horst-
räuber an Greifvogelnestern in Süditalien zu beobachten, um 
sie beim Grenzübertritt in die Bundesrepublik Deutschland 
auf frischer Tat überführen zu können, und welche Anstren-
gungen finanzieller und außenpolitischer Art wird die Bun-
desregierung unternehmen, um solche Unzulänglichkeiten 
im Vollzug des Artenschutzes zu beseitigen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundesregierung ist bekannt, daß Angehörige der 
Zollverwaltung in ihrer privaten Eigenschaft als 
Mitglieder von Naturschutzverbänden an Aktionen 
zum Schutz von Greifvogelhorsten, z. B. in Südita-
lien, teilnehmen und teilgenommen haben. Aus die-
sen anzuerkennenden Tätigkeiten kann jedoch 
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nicht auf ein Defizit im Vollzug der artenschutz-
rechtlichen Vorschriften geschlossen werden. Wie 
auch aus zahlreichen Presseveröffentlichungen 
über entsprechende Aufgriffe ersichtlich ist, haben 
die mit der Überwachung des grenzüberschreiten-
den Verkehrs betrauten Zolldienststellen u. a. durch 
geeignete Fahndungsmaßnahmen den Schmuggel 
mit Greifvögeln bzw. deren Gelegen erfolgreich be-
kämpft. 
Die Bundesregierung muß andererseits darauf 

hinweisen, daß der umfangreiche Reiseverkehr 
über die internationalen Grenzen zwangsläufig nur 
stichprobenweise kontrolliert werden kann. Et-
waige verbotswidrige Einfuhren artengeschützter 
Tiere und Pflanzen können daher auch bei Ausnut-
zung aller Möglichkeiten nicht völlig unterbunden 
werden. 
Derart illegal der Natur entnommene und in die 

Bundesrepublik Deutschland eingeführte Exem-
plare sind und bleiben jedoch nach den Rechtsvor-
schriften illegal und können jederzeit bei Feststel-
lung beschlagnahmt und eingezogen werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Ehmke. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Staatsse-
kretär, wie ich Ihrer Antwort entnehme, kommt der 
Ausbildung und der Überwachung durch die Zollbe-
hörden an den Grenzen in diesem Zusammenhang 
eine ganz wesentliche Bedeutung zu. Ist denn die 
Bundesregierung bereit, diesen offensichtlichen 
Mangel dadurch abzustellen, daß vermehrt Zollbe-
amte oder Biologen bei den Zollbehörden einge-
stellt werden, die vor allem eine internationale Ar-
tenschutzkenntnis haben? Es nützt uns ja gar 
nichts, wenn sie die deutschen Arten beherrschen. 
Es muß ja auch eine Kenntnis über die internatio-
nal vorkommenden Pflanzen- und Tierarten vorlie-
gen. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen, Herr 
Kollege, hier nicht versprechen, daß wir die von 
Ihnen vorgeschlagenen weiteren Stellen zur Verfü-
gung stellen können. Aber wir haben mit dem Zoll 
zusammen die entsprechenden Vorbereitungen ge-
troffen, daß die Leute in der Lage sind, zu erkennen, 
um welche Arten es sich dreht. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage? — 
Bitte schön, Frau Dr. Bard. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Herr Staatssekretär, Sie 
sagten vorhin, es könnten nur Stichproben gemacht 
werden. Das ist sicher richtig. Ich denke, das sind 
im Rahmen des EG-Handels so um die 5 %, die über-
prüft werden können. Gibt es nicht eine Möglich-
keit für die Bundesregierung, diese illegalen Ein-
fuhren dadurch zu verhindern, daß der Handel hier 
verboten wird? Ich denke an eine Änderung des § 20 
des Bundesnaturschutzgesetzes. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Novelle zum Bundesnaturschutzgesetz wird dem-
nächst eingebracht und in den Ausschüssen bera-
ten werden. Es bleibt Ihnen als Abgeordnete dieses 

Hohen Hauses unbenommen, dafür zu sorgen, daß 
das geschieht. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 13 des 
Abgeordneten Dr. Ehmke auf: 

Ist die Bundesregierung insbesondere dazu bereit, den vor-
gesehenen Straftatbestand beim Artenschutz auch auf Straf-
taten durch Deutsche im Ausland auszudehnen, damit end-
lich den weltweiten illegalen Naturentnahmen von Tieren 
und Pflanzen der bedrohten Arten Einhalt geboten werden 
kann? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der Re-
ferentenentwurf eines Ersten Gesetzes zur Ände-
rung des Bundesnaturschutzgesetzes sieht für 
schwerwiegende Verstöße gegen artenschutzrecht-
liche Verbote Strafvorschriften vor. Es ist aber 
nicht beabsichtigt, diese Strafvorschriften generell 
auf Auslandstaten Deutscher auszudehnen. Ent-
sprechend § 7 Abs. 2 des Strafgesetzbuches gilt 
grundsätzlich das deutsche Strafrecht, wenn Deut-
sche im Ausland Straftaten begehen, die am Tatort 
nach dortigem Recht ebenfalls mit Strafe bedroht 
sind oder wo der Tatort keiner Strafgewalt unter-
liegt. 

Vizepräsident Westpahl: Zusatzfrage, Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Staatsse-
kretär, ich gehe davon aus, daß Ihnen bekannt ist, 
daß das Durchführungsgesetz für die EG-Verord-
nung über die Durchführung des Washingtoner Ar-
tenschutzabkommens am 31. Dezember 1985 aus-
läuft. Wäre es nicht eine gute Möglichkeit, im Rah-
men der Vorlegung eines Gesetzentwurfes zur Fort-
führung dieses Washingtoner Artenschutzabkom-
mens einen entsprechenden Regelungsbestand auf-
zunehmen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, des-
halb wird doch das Naturschutzgesetz novelliert. Es 
geht darum, das abzufangen und ab Ende 1985 eine 
gesetzliche Grundlage zu haben. Die Frage ist nur, 
ob wir den Tatbestand regeln können, und zwar 
deshalb, weil in § 6 des Strafgesetzbuches ein Kata-
log der Taten enthalten ist — z. B. Angriff auf den 
Luftverkehr und Menschenhandel —, die nach dem 
Rechtsprinzip dem Strafrecht der Bundesrepublik 
Deutschland ohne Rücksicht auf Tat, Recht des 
Tatorts und Staatsangehörigkeit des Täters unter-
liegen. Die Bundesregierung beabsichtigt aber 
nicht, diesen Katalog zu erweitern um Straftaten 
gegen Artenschutzbestimmungen, da sie die Straf-
verfolgungsmöglichkeiten nach § 7 Abs. 2 des Straf-
gesetzbuches für ausreichend hält. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Dr. 
Ehmke. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Staatsse-
kretär, eine wesentliche Ursache für den illegalen 
Handel insbesondere mit Greifvögeln ist ja die 
Falknerei. Trifft es zu, daß die Bundesregierung 
auch bei der Novellierung des Artenschutzrechtes 
weiterhin nichts gegen diese Mißstände in der Falk-
nerei unternehmen will? 
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überfragt, wie im Augenblick der Stand ist, wie es 
mit der Rückkopplung mit den Ländern aussieht 
usw. Ich bin aber, wenn Sie mir das schriftlich ein-
reichen, gerne bereit, Ihnen das mitzuteilen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Frau Ab-
geordneten Dr. Bard. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie wenigstens die Meinung der Bundesre-
gierung zur Novellierung des diesbezüglichen Para-
graphen im Bundesnaturschutzgesetz bekanntge-
ben? Was die Länder und was die Abgeordneten 
meinen, ist noch einmal eine andere Frage. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, auch 
zu dieser Frage bezüglich § 20 bin ich gerne bereit, 
schriftlich zu antworten. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 14 und 15 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) sollen auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. Die Frage 16 des Herrn Abgeordneten Eigen 
(CDU/CSU) ist zurückgezogen worden. 
Wir sind damit am Ende der Fragen aus diesem 

Geschäftsbereich. Ich danke dem Staatssekretär 
für die Beantwortung der Fragen. Da ich gemerkt 
habe, daß er genauso erkältet ist wie ich und andere 
Abgeordnete, wünsche ich ihm gute Besserung. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für innerdeutsche Beziehungen. Zur Be-
antwortung der Fragen steht uns der Parlamentari-
sche Staatssekretär Dr. Hennig zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 17 der Frau Abgeordneten Ter-

borg auf: 
Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung hinsicht-

lich des deutsch-deutschen Jugendaustausches aus den Ge-
sprächen des ersten Sekretärs der FDJ, Eberhard Aurich, mit 
Vertretern westdeutscher Jugendverbände im Dezember 
1984 vor, und welche Schlüsse zieht die Bundesregierung 
daraus? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für innerdeutsche Beziehungen: Frau Kolle-
gin Terborg, der Erste Sekretär des Zentralrates der 
FDJ hielt sich mit einer siebenköpfigen Delegation 
der FDJ vom 15. Dezember bis zum 19. Dezember 
1984 in der Bundesrepublik Deutschland auf. Über 
die mit verschiedenen demokratischen Jugendver-
bänden geführten Gespräche liegen der Bundesre-
gierung folgende Informationen vor: 

Herr Aurich und andere Delegationsmitglieder 
haben die Einstellung der Reisen von Jugendlichen 
aus der DDR zusammengefaßt damit begründet, 
daß die Rechts- und Aufenthaltssicherheit der 
DDR-Jugendlichen in der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht gewährleistet sei. Ihr Aufenthalt sei 
rechtlich und politisch zu sehr belastet worden. Da-
für wurden allerdings von der FDJ-Seite mehrere 
sehr unterschiedliche Beispiele angeführt. Die Bun-
desregierung hat diese Begründungen für die Ein-
stellung der Ost-West-Reisen bereits in der Beant-

wortung früherer parlamentarischer Anfragen im 
Jahre 1984 widerlegt. 
Auch der Deutsche Bundesjugendring hat zuletzt 

im Gespräch am 17. Dezember 1984 der FDJ-Lei-
tung gegenüber die für die einseitige Einstellung 
des Jugendtourismus angeführten Gründe als nicht 
zutreffend bezeichnet und in diesem Zusammen-
hang auf das fortdauernde Bemühen der Bundesre-
gierung und der Regierungen von Bundesländern, 
in der Praxis keine Belastungen entstehen zu las-
sen, verwiesen. 
Die Gespräche mit dem Ersten Sekretär der FDJ 

im Dezember 1984 haben die Annahme bestätigt, 
daß es offenbar für die einseitige Einstellung des 
Jugendtourismus politische übergeordnete Gründe 
gegeben haben mag, die sich unserer Einsicht ent-
ziehen. Soweit zu Ihrer ersten Frage. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Ter-
borg. 

Frau Terborg (SPD): Herr Staatssekretär, sieht die 
Bundesregierung positive Möglichkeiten, um die 
Wiederaufnahme des deutsch-deutschen Jugend-
austausches in Gang zu bringen? Was machen Sie 
da? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
das ist zwar ziemlich genau die Antwort auf Ihre 
zweite Frage, wenn ich das jetzt ausführlich beant-
worten wollte. Ich will es daher zusammengefaßt 
dahin beantworten, daß ich Ihnen sage: Wir sehen 
durchaus solche Möglichkeiten, und zwar aus der 
Tatsache resultierend, daß die DDR selbst im Rah-
men des KSZE-Komplexes mit uns zusammen ver-
bindliche Absichtserklärungen abgegeben hat, die 
Begegnungen von jungen Menschen in Europa zu 
unterstützen und zu fördern, „über die Grenzen hin-
aus", wie es dort heißt. Dies hat sie in der Folge wie-
derholt auch bilateral bekräftigt, unter anderem mit 
der Erklärung des umfassenden politischen Willens, 
auch auf diesem Wege den Frieden in  Europa siche-
rer zu machen. Wenn junge Menschen sich persön-
lich begegnen, ihre Nachbarstaaten kennenlernen, 
Gespräche über Dinge, die sie gemeinsam interes-
sieren, führen, dann scheint mir das eine Grundvor-
aussetzung für den Abbau von Spannungen im In-
teresse der Friedenssicherung trotz aller systembe-
dingten Gegensätze zu sein. 
In diesem Sinne sollte sich die DDR beim Worte 

nehmen lassen. Wir tun dies, indem wir uns selbst 
zuerst beim Wort nehmen. 

Vizepräsident Westphal: Frau Terborg, weitere Zu-
satzfrage. 

Frau Terborg (SPD): Herr Staatssekretär, einer 
der Gründe, die die DDR dafür angeführt hat, daß 
sie den Jugendaustausch unterbrochen hat, war ja 
die Passage im Verfassungsschutzbericht 1983. Ist 
damit zu rechnen, daß eine Korrektur im Bericht 
1984 erfolgt? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Terborg, ich kann Ihnen diese Frage insofern nicht 
endgültig verbindlich beantworten, als wir für die- 
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sen Verfassungsschutzbericht nicht zuständig sind. 
Aber ich bin ganz sicher, daß der zuständige Mitar-
beiter im Bundesministerium des Innern diese Fra-
gestunde aufmerksam verfolgt und dabei auch im 
Ohr hat, daß der Bundeskanzler im Bericht über die 
Lage der Nation nachdrücklich die besondere Be-
deutung des Jugendaustausches — Austausch heißt 
in beide Richtungen — unterstrichen hat, und dies 
bei der Abfassung dieses Berichtes berücksichtigen 
wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir die Namen der Jugendverbände nennen, mit 
denen diese Gespräche stattgefunden haben? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Das kann ich, 
Herr Kollege Dreßler. Ich habe eine entsprechende 
Aufstellung dabei. Es handelt sich unter anderem 
um den SDAJ, den MSB-Spartakus, den SHB, aber 
auch demokratische Verbände wie den Deutschen 
Bundesjugendring, die Junge Union, die Jungsozia-
listen, die AEJ, also die Evangelische Jugend, die 
Jungdemokraten, die Falken, den Bund deutscher 
Pfadfinder, die Naturfreundejugend und die JEF, 
also die Jungen Europäischen Föderalisten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Klein (Dieburg). 

Klein (Dieburg) (SPD): Herr Staatssekretär, kann 
ich nach Ihrer Antwort davon ausgehen, daß dieser 
hochsensible Verfassungsschutzbericht allein im 
Zuständigkeitsbereich des Innenministers liegt und 
daß dieser spezielle Sektor, den wir angesprochen 
haben, nicht mit Ihnen abgestimmt wird? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Er liegt natürlich 
allein im Zuständigkeitsbereich des Bundesministe-
riums des Innern. Aber er ist in der Phase des Mit-
uns-abgestimmt-Werdens. Ich gehe davon aus, daß 
angesichts der besonderen Bedeutung sicher auch 
noch das Bundeskanzleramt mit dieser Sache  be-
faßt wird. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Buschfort. 

Buschfort (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich 
fragen, ob Sie die Frage von Frau Terborg vorhin 
als Abgeordneter oder als Staatssekretär beantwor-
tet haben, oder haben Sie die Frage im Auftrage der 
Regierung beantwortet, weil ja die Frage an die 
Regierung gestellt war? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Letzteres, Herr 
Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zu Frage 18 
der Abgeordneten Frau Terborg: 

Was plant die Bundesregierung für 1985, um den beidersei-
tigen deutsch-deutschen Jugendaustausch wieder zu beleben, 
nachdem ihre bisherigen Bemühungen, wie sie in der Beant-
wortung früherer Anfragen dargelegt wurden, offenbar nicht 
den gewünschten Erfolg hatten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Terborg, zunächst ist als Voraussetzung jeglichen 
Planens und Handelns in dieser Sache festzuhalten, 
daß eine Beeinträchtigung des touristischen Ju-
gendaustausches zuerst die Seite zu verantworten 
hat, die Absagen von vertraglich fest vereinbarten 
Gruppenreisen vorgenommen hat. Alle Anstrengun-
gen der Bundesregierung, auf die DDR einzuwir-
ken, den Jugendaustausch ihrerseites wieder aufzu-
nehmen, hängen in ihrem möglichen Erfolg auch 
vom Interesse und Willen der anderen Seite ab. 
Dessenungeachtet ist die Bundesregierung auch 

. 1985 darum bemüht, möglichst günstige politische 
Rahmenbedingungen für den beiderseitigen Ju-
gendaustausch in gegenwärtigen und künftigen Ge-
sprächen mit der DDR zu schaffen, insbesondere 
um möglichen Vorwänden der anderen Seite den 
Boden zu entziehen. Nicht zuletzt gehört dazu auch 
die verbindliche Zusicherung der Bundesregierung, 
den von ihr als besonders wichtig angesehenen bei-
derseitigen Jugendaustausch weiterhin angemes-
sen finanziell zu unterstützen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Terborg. 

Frau Terborg (SPD): Herr Staatssekretär, gedenkt 
die Bundesregierung die weitere Entwicklung des 
Jugendaustausches auch rechtlich abzusichern, 
etwa in der Form eines Regierungsabkommens 
oder sogar in der Form eines denkbaren deutsch-
deutschen Jugendwerkes? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Dies halten wir 
durchaus für möglich, Frau Kollegin Terborg, und 
ungeachtet der zunächst einmal den Jugendverbän-
den überlassenen ersten Initiative sieht die Bun-
desregierung eine Vereinbarung auf Regierungs-
ebene durchaus als eine kodifizierte Berufungs-
möglichkeit an. Wir würden es deswegen begrüßen, 
wenn so etwas zusätzlich möglich wäre. 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Wir kommen zu Frage 19 des Abgeordneten 

Sielaff: 
Hat die Bundesregierung den Länderregierungen Anlaß 

gegeben, sich darüber zu beklagen, daß die Bereitstellung der 
Mittel des Bundes für Studienfahrten für Schüler-, Jugend- 
und Studentengruppen in die DDR und nach Berlin zu spät 
erfolgt, so daß eine notwendige frühzeitige Planung kaum 
möglich ist? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Sielaff, die Förderung innerdeutscher Informa-
tions- und Begegnungsfahrten von Schülern, Ju-
gendlichen und Studenten in die DDR und nach 
Berlin (Ost), nach Berlin (West) und an die Grenze 
zur DDR — das sind die drei Typen von Fahrten, 
die es da gibt — wird — anders als bei den Fahrten 
Erwachsener — von den Bundesländern abgewik-
kelt, denen das Bundesministerium für innerdeut-
sche Beziehungen dafür jährlich die notwendigen 
Haushaltsmittel zuweist. Für die Förderung dieser 
Fahrten stehen neben den Bundesmitteln auch er-
hebliche Mittel der Länder zur Verfügung. 
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Das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-

hungen hatte den Ländern bereits mit Schreiben 
vom 3. Januar zur Fortführung der Förderung im 
Jahre 1985 30 % der 1984 je Land verausgabten Ist-
Beträge in Aussicht gestellt und sie ermächtigt, in 
entsprechender Höhe Verpflichtungen für den 
Bund einzugehen. Schon damals war damit gewähr-
leistet, daß die Förderung solcher Fahrten über den 
Jahreswechsel hinaus kontinuierlich fortgeführt 
werden konnte. 
Die Gesamthöhe der 1985 für innerdeutsche In-

formations- und Begegnungsfahrten von Jugend-
gruppen zur Verfügung stehenden Mittel ist den 
Ländern bei einer gemeinsamen Tagung vom 21. bis 
23. Januar 1985 mitgeteilt worden. Formell wurden 
die Mittel den Ländern anschließend mit Schreiben 
des Ministeriums vom 12. Februar 1985 bewilligt. 
Die Bundesländer haben dieses Verfahren aus-

drücklich begrüßt und dem Bund für die zügige Be-
reitstellung seiner Haushaltsmittel gedankt. Die 
Länder haben darüber hinaus mit großer Befriedi-
gung davon Kenntnis genommen, daß die Ansätze 
der für innerdeutsche Informations- und Begeg-
nungsfahrten 1985 insgesamt — d. h. für Jugendli-
che und für Erwachsene — zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel gegenüber 1984 erheblich, und 
zwar um rund 5,2 Millionen DM, erhöht werden 
konnten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es denn 
Klagen von Landesregierungen, daß die Mittel zu 
spät bewilligt werden? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Sielaff, ich kann nur wiederholen, daß all die dafür 
zuständigen Beamten bereits im Januar auf einer 
Tagung zusammen waren und daß wir von dieser 
Versammlung der zuständigen Mitarbeiter der Län-
der ausdrücklich für das gewählte Verfahren und 
für die Terminierung dieses Verfahrens gelobt wor-
den sind. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurteilen 
Sie denn die folgende Aussage der Landesregierung 
von Rheinland-Pfalz auf eine Kleine Anfrage vom 
25. Januar dieses Jahres? Dort stellt die Landesre-
gierung von Rheinland-Pfalz fest — ich zitiere —: 

Problematisch ist bis heute die relativ späte 
Bewilligung der Mittel für Berlin-Reisen durch 
den Bund. 

Und weiter: 
Angeregt wird eine wesentlich frühzeitigere 
Bereitstellung eines Planungskontingents. 

Dies widerspricht ja den Ausführungen, die Sie 
eben gemacht haben. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Es sieht in der 
Tat so aus, als wenn es da einen gewissen Wider-
spruch gäbe, Herr Kollege. Ich würde in der Tat der 

Meinung sein, daß man mehr nicht tun kann, als am 
3. Januar den Bundesländern ein solches Kontin-
gent von 30 % zur Verfügung zu stellen. Ich glaube, 
daß sich das durch den Ablauf dieser Tagung inzwi-
schen erledigt hat bzw. anders darstellt. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 20 
des Abgeordneten Sielaff: 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
damit den Ländern die Verpflichtungsermächtigungen für 
die rund 80 v. H. Bundesmittel für Studienfahrten für Schü-
ler-, Jugend- und Studentengruppen in die DDR und nach 
Berlin wesentlich früher als bisher erteilt werden, damit den 
Antragstellern auch zu einem vertretbaren Zeitpunkt vor der 
Reise eine Zusage von seiten der Länder gegeben werden 
kann? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Sielaff, mit meiner Antwort zu Frage 35 hatte ich 
versucht, Sie möglichst kurz, aber doch umfassend 
über die voraussichtliche Förderung aller Typen in-
nerdeutscher Informations- und Begegnungsfahr-
ten im Jahre 1985 zu unterrichten. Da Sie aber in 
Ihrer Frage 36 ganz speziell Begegnungs- oder Stu-
dienfahrten von Jugendgruppen ansprechen, die in 
die DDR oder nach Berlin (Ost) führen, möchte ich 
in meiner Antwort nun insbesondere auf diesen Be-
reich eingehen. 

Das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-
hungen hat den Ländern bereits mit Schreiben vom 
18. Juni 1984 Verpflichtungsermächtigungen in ei-
ner Gesamthöhe von 1 Million DM zu Lasten des 
Jahres 1985 zugewiesen, um Begegnungsfahrten 
von Schülern, Jugendlichen und Studenten in die 
DDR und nach Berlin (Ost) auch über den Jahres-
wechsel 1984/85 hinaus kontinuierlich weiter för-
dern zu können. Diese Verpflichtungsermächtigun-
gen sind von den Bundesländern nur in einer ganz 
geringen Höhe in Anspruch genommen worden, da 
die Haushaltsmittel des Bundes und der Länder des 
Jahres 1984 ausreichten, alle begründeten Förde-
rungsanträge zu befriedigen. 

Bei der schon erwähnten Bund-Länder-Tagung 
vom 21. bis 23. Januar 1985 ist den Ländern mitge-
teilt worden, daß auch im Jahre 1985 Verpflich-
tungsermächtigungen zu Lasten des Jahres 1986 für 
Begegnungsfahrten in die DDR und nach Berlin 
(Ost) in Anspruch genommen werden können. Die 
Länder sind darum wiederum in die Lage versetzt, 
jederzeit zu einem vertretbaren Zeitpunkt Jugend-
gruppen Förderungszusagen vor Beginn der Fahr-
ten zu geben. Sie sehen also: bereits jetzt für das 
Jahr 1986. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurteilen 
Sie denn die folgende Aussage wiederum der Lan-
desregierung von Rheinland-Pfalz — ich zitiere —: 

Die Landesregierung setzt sich auch in diesem 
Jahr mit Nachdruck dafür ein, daß der Bund 
den Ländern wesentlich früher als bisher Ver-
pflichtungsermächtigungen zuweist, um den 
Antragstellern zu einem vertretbaren Zeit- 



9210 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 125. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. März 1985 

Sielaff 
punkt vor der Reise eine Zusage geben zu kön-
nen. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Sielaff, ich werde Gelegenheit nehmen, den beiden 
Zitaten, die Sie hier aus der Richtung Rheinland

-

Pfalz gegeben haben, nachzugehen. Ich kann mei-
nerseits nur noch einmal unterstreichen, daß man 
mehr ja wohl nicht tun kann, als bereits jetzt für 
1986 diese Verpflichtungsermächtigungen zu ertei-
len. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage, Herr Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, wären Sie 
auch bereit, mir die Ergebnisse mitzuteilen, die Sie 
dann im Gespräch mit der Landesregierung von 
Rheinland-Pfalz haben? Ich habe die Fragen der 
Drucksache 10/1223 des Landtages entnommen. Ich 
wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir dann auch das 
Ergebnis mitteilen könnten. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Das will ich gern 
tun, Herr Kollege Sielaff. 

Vizepräsident Westphal: Ein Glück, daß es nicht 
aus der vorigen Legislaturperiode war. 

(Heiterkeit) 
Jetzt haben wir noch eine Zusatzfrage des Abge-

ordneten Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, gehört es 
vielleicht zu den Traditionen der rheinland-pfälzi-
schen Landesregierung, sich um Dinge zu bemü-
hen, deren Erfolg vor Beginn dieses Bemühens fest-
stand? 

(Heiterkeit bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Das kann ich so 
generell nicht beantworten, Herr Kollege Sperling, 
da es nicht in meinen Zuständigkeitsbereich fällt. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 21 und 22 des 
Abgeordneten Schulze (Berlin) werden auf Wunsch 
des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir sind damit am Ende des Geschäftsbereichs 

des Bundesministers für innerdeutsche Beziehun-
gen. 

Danke schön, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung. Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Vogt steht zur Beant-
wortung zur Verfügung. 

Ich rufe zuerst die Frage 23 der Abgeordneten 
Frau Huber auf: 

Wie viele Arbeitnehmer haben bisher von der gesetzlichen 
Vorruhestandsregelung Gebrauch gemacht, und wie viele Ar-
beitslose wurden an deren Stelle eingestellt? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Frau Kollegin, eine 
Aussage über die Zahl der Arbeitnehmer, die Vorru-
hestandsgeld beziehen, kann derzeit nicht getroffen 
werden. Angaben über die Zahl der Arbeitslosen, 
die für die vorzeitig ausgeschiedenen älteren Ar-
beitnehmer eingestellt wurden, liegen nur für die 
Fälle vor, in denen der Arbeitgeber bereits einen 
Antrag auf den staatlichen Zuschuß beim Arbeits-
amt gestellt hat. Nach der letzten statistischen Mel-
dung lagen den Arbeitsämtern Ende Februar 1985 
4 633 Zuschußanträge vor. Die über 200 Vorruhe-
standstarifverträge, die bisher abgeschlossen wor-
den sind, wirken sich größtenteils erst in diesem 
Jahr aus. Es ist damit zu rechnen, daß die Zahl der 
von der Vorruhestandsregelung begünstigten Ar-
beitnehmer und Arbeitslosen im Laufe des Jahres 
erheblich ansteigen wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Huber. 

Frau Huber (SPD): Bis wann denken Sie einen 
Überblick, ein paar Zahlen zu haben, und welches 
Echo hören Sie aus den größeren Firmen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Bundesanstalt für Arbeit hat für ihren Haushalt 
1985 angenommen, daß im Jahresdurchschnitt ca. 
80 000 Zuschüsse zu Vorruhestandsleistungen ge-
währt werden müssen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 24 der 
Abgeordneten Frau Huber auf: 

Hält die Bundesregierung die jetzige Vorruhestandsrege-
lung für die unteren Lohngruppen für akzeptabel und auch 
für Unternehmen tragbar, denen es wirtschaftlich nicht gut 
geht'? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Die Vorruhestandsre-
gelung ist auch für die unteren Lohngruppen ak-
zeptabel. Der Nettobetrag des Vorruhestandsgeldes 
ist höher als das Arbeitslosengeld oder das Alters-
ruhegeld, das ein durchschnittlich verdienender Ar-
beitnehmer nach 40 Versicherungsjahren aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung erhält. Der Groß-
teil der Vorruhestandsverträge sieht ein Vorruhe-
standsgeld von 75% des Bruttolohns ohne Sonder-
zahlungen vor. Dies sind unter Berücksichtigung 
der niedrigeren Sozialversicherungsbeiträge und 
Lohnsteuern etwa 80 % des entsprechenden Netto-
lohnes. 

Ihre weitere Frage, ob die Vorruhestandsrege-
lung auch für Unternehmen tragbar ist, denen es 
wirtschaftlich nicht gut geht, ist grundsätzlich zu 
bejahen. Soweit es sich um Betriebe mit normaler 
Altersstruktur der Belegschaft handelt, erscheinen 
die durch die Vorruhestandsregelung entstehenden 
Kosten auch bei einer nicht besonders guten Er-
tragslage verkraftbar. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Huber. 

Frau Huber (SPD): Zunächst möchte ich Sie fra-
gen, ob Sie das abgesenkte Niveau der Arbeitslo- 
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senversorgung für den angemessenen Maßstab hal-
ten, unter dem eine solche Regelung stehen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich darf 
Sie darauf hinweisen, daß im Rahmen des Arbeits-
förderungs-Konsolidierungsgesetzes, dem Sie zuge-
stimmt haben, die Berechnungsgrundlage für Ar-
beitslosengeld und Arbeitslosenhilfe abgesenkt 
worden ist 

(Frau Huber [SPD]: Aber das ist kein Maß

-

stab!) 
und daß — ich antworte auf Ihre Frage — die Ab-
senkung des Arbeitslosengeldes und der Arbeitlo-
senhilfe nur für Leistungsempfänger ohne Kinder 
vorgenommen worden ist. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage der 
Abgeordneten Frau Huber. 

Frau Huber (SPD): Ich meine, zwischen Arbeitslo-
senversorgung und Vorruhestand besteht ein Un-
terschied. Ich möchte Sie deshalb fragen, ob Sie, 
wenn Leute in den unteren Lohngruppen ungefähr 
30 % ihres Einkommens verlieren, überhaupt nicht 
an eine Differenzierung oder eventuell an höhere 
Zuschüsse der Bundesanstalt für Arbeit gedacht ha-
ben, zumal die jetzt Überschüsse erwirtschaftet. Ich 
höre aus den Firmen, daß die jetzige Regelung nicht 
attraktiv ist, weder für die unteren Lohngruppen 
noch für die Firmen, die zwar nicht rote Zahlen 
schreiben, aber in Schwierigkeiten sind. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich muß 
eine Aussage in Ihrer Frage korrigieren. Im Nor-
malfall sind Vorruhestandstarifverträge abge-
schlossen worden, die vorsehen, daß das Vorruhe-
standsgeld 75% des Bruttoentgelts ausmacht. Da 
von diesem Bruttoentgelt weniger Abzüge abge-
führt werden, macht das 80% des früheren Netto-
lohns aus. Im übrigen liegt hier ein Angebot vor, das 
Tarifpartner und Staat miteinander verbindet. Die 
Tatsache, daß so viele Tarifverträge abgeschlossen 
worden sind, zeigt, daß die Tarifpartner dies als 
einen gangbaren Weg ansehen, Arbeitsmarktpro-
bleme zu lösen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Staatssekretär, nach Ihrer 
Vorruhestandsregelung ist es so, daß die Arbeitneh-
mer, wenn sie nach dem Vorruhestand das Altersru-
hegeld beantragen, erhebliche Einbußen hinneh-
men müssen. Können Sie mir sagen, wie hoch diese 
in einem Normalfall größenordnungsmäßig zu be-
ziffern sind? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich kann 
Ihnen dies jetzt in dieser Fragestunde nicht kon-
kret beantworten. Ich bin bereit, Ihnen das schrift-
lich zu beantworten. Ich weise nur darauf hin, daß 
sich, da ja das Vorruhestandsgeld sozialversiche-
rungspflichtig ist, auch Zeiten des Bezugs von Vor-
ruhestandsgeld rentensteigernd auswirken. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 25 der 
Abgeordneten Frau Weyel auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Überstunden in 
den Arbeitsämtern in den Monaten November 1984 bis Fe-
bruar 1985 geleistet wurden, und bezieht die Bundesregie-
rung auch die Arbeitsverwaltung in ihre Beschlüsse bezüg-
lich Überstunden ein? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, in den 
Arbeitsämtern wurden bei einem Personalstand 
von über 63 000 Beschäftigten im Zeitraum von No-
vember 1984 bis Januar 1985 knapp 26 000 Über-
stunden geleistet. Die Zahl der geleisteten Über-
stunden für Februar 1985 ist noch nicht ermittelt. 
Die Zahl der geleisteten Überstunden weist eine 

deutlich rückläufige Tendenz auf. So wurden im Ja-
nuar 1982 77 365 Überstunden geleistet, im Januar 
1983 35 406, im Januar 1984 25 866 und im Januar 
1985 14 149. Dieser Abbau von Überstunden in ei-
nem hohen Umfang ist auch auf die in den vergan-
genen Jahren vorgenommenen Personalvermeh-
rungen bei der Bundesanstalt für Arbeit zurückzu-
führen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Ein Teil der Arbeitskräfte, die 
zur Zeit bei den Arbeitsämtern eingestellt sind, sind 
Arbeitskräfte mit befristeten Arbeitsverträgen, die 
zum größten Teil in diesem Jahr auslaufen. Besteht 
die Absicht, für diese Arbeitnehmer beizeiten eine 
Regelung zu treffen, damit sie nicht als Bedienstete 
des Arbeitsamtes selber in der Situation stehen, 
daß sie wissen, in einigen Wochen oder Monaten 
gekündigt zu sein? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Weyel, für 1985 
ist mit der Genehmigung des Haushalts die Ent-
scheidung über den Personalstand der Bundesan-
stalt für Arbeit getroffen worden. Sie wissen, daß 
für 1985 eine Stellenvermehrung von 954 Stellen 
stattgefunden hat. Das Problem, das Sie anspre-
chen, kann nur im Zusammenhang mit dem Haus-
halt der Bundesanstalt für Arbeit für 1986 beant-
wortet werden. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine 
zweite Zusatzfrage. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, ich hatte 
in meiner Frage auch die Beschlüsse der Bundesre-
gierung und ihren Appell an die Arbeitgeber ange-
sprochen, doch bitte für den Abbau von Überstun-
den zu sorgen. Halten Sie es nicht für sinnvoll, 
damit auch bei der Arbeitsverwaltung anzufangen? 
Wenn z. B. ein Amt wie das meines Wahlkreises 
allein vom 1. Januar bis 20. Februar dieses Jahres 
über 2000 Überstunden gemacht hat, wäre es dann 
nicht sinnvoll, auch kurzfristig Aushilfskräfte ein-
zustellen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich darf 
zuerst noch einmal darauf hinweisen, daß die Zahl 
der Überstunden j a drastisch gesenkt worden ist. 
Ich will die beiden Vergleichsmonate, Januar 1982 
und Januar 1985, noch einmal nennen. Im Januar 
1982 wurden 77 365 Überstunden geleistet, im Ja- 
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nuar 1985 14 149 Überstunden. Dieses Zurückfüh-
ren von Überstunden war nur dadurch möglich, daß 
die Bundesanstalt in den letzten Jahren mit mehr 
Personal ausgestattet worden ist. Ich darf darauf 
hinweisen, daß trotz der angespannten Haushalts-
lage im Jahre 1983 2 500 zusätzliche Stellen ge-
schaffen wurden, im Jahre 1984 weitere 444 Stellen. 
1983 konnten dann weitere 1000 Zusatzkräfte der 
Bundesanstalt zur Verfügung gestellt werden. Ich 
hatte schon gesagt, 1984 wurde eine Stellenvermeh-
rung von 954 Stellen vorgenommen. Das heißt, wir 
haben angemessen auf diese Situation bei der Bun-
desanstalt für Arbeit reagiert und haben, glaube 
ich, damit auch ein Vorbild gegeben, an dem sich 
andere messen können. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das glauben Sie 
wirklich?) 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 26 
des Abgeordneten Dr. Lammert: 

Liegen der Bundesregierung konkrete Angaben über die 
stark angestiegene Zahl der langfristigen sozialversiche-
rungsfreien Beschäftigungsverhältnisse in Klein- und Mittel-
betrieben der deutschen Wirtschaft vor, die einerseits eine 
Verzerrung der Wettbewerbsbedingungen in den betroffenen 
Branchen bewirken und zum anderen zur besorgniserregen-
den Konkurrenz für versicherungspflichtige Arbeitsverhält-
nisse geworden sind, und welche Absichten hat die Bundes-
regierung, diese Mißstände zu beseitigen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, neuere 
Ergebnisse über die Zahl der sozialversicherungs-
frei Beschäftigten liegen der Bundesregierung 
nicht vor. Wichtigste Quelle für die Erhebung der 
Beschäftigten nach den Merkmalen Arbeitszeit und 
Einkommen ist der Mikrozensus. Diese Stichprobe 
wird jedoch nach dem Verfassungsgerichtsurteil 
zur Volkszählung 1983 nicht mehr durchgeführt. 
Erst im Rahmen des Mikrozensus 1985 — der Ge-
setzentwurf wird derzeit in den Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages beraten — ist mit aktuellen 
Zahlen über sozialversicherungsfreie Beschäfti-
gungsverhältnisse zu rechnen. 
Die Bundesregierung beobachtet die von Ihnen 

angesprochenen Probleme mit Sorge. Die Interes-
senlage in diesem Bereich ist — das haben heftige 
Auseinandersetzungen in der Vergangenheit ge-
zeigt — sehr vielschichtig. Es bedarf daher nicht 
nur einer Aktualisierung der Zahlen, sondern auch 
einer sorgfältigen Prüfung der gesamtwirtschaftli-
chen, beschäftigungspolitischen und sozialpoliti-
schen Zusammenhänge, um die sich zeigenden Pro-
bleme richtig einzuordnen und sachgerechte Ent-
scheidungen zu treffen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Lamme rt.  

Dr. Lammert (CDU/CSU): Welche Absichten hat 
die Bundesregierung neben der sorgenvollen Beob-
achtung dieser Probleme, die Mißstände abzustel-
len, die sich insbesondere darin bemerkbar machen, 
daß — die konkreten Zahlen, die wir hoffentlich in 
baldiger Zukunft haben werden, einmal außen vor 
gelassen — in zunehmenden Maße in einzelnen 
Branchen an die Stelle regulärer Arbeitsverhält-

nisse die Addition von jeweils sozialversicherungs-
freien Teilzeitverhältnissen tritt und auch umge-
kehrt durch einzelne Arbeitnehmer an die Stelle 
regulärer Arbeitsverhältnisse die Addition von je-
weils sozialversicherungsfreien Teilzeitverhältnis-
sen tritt, fraglos etwas außerhalb der Legalität? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, um Ihre 
Frage beantworten zu können — ich bin sicher, wir 
stimmen darin überein —, bedürfen wir zuerst ein-
mal wirklich verläßlicher Erkenntnisse in diesem 
Bereich. 

(Zurufe von der SPD) 
Im Augenblick stochern wir, weil wir den Mikrozen-
sus nicht erheben können — ich hoffe, alle Fraktio-
nen dieses Hauses schaffen die gesetzlichen Vor-
aussetzungen dafür, daß der Mikrozensus 1985 er-
hoben werden kann —, etwas im Nebel herum. 

(Zurufe von der SPD) 
— Wir haben die Zahlen nicht, und ich bitte, auch 
einmal zu überlegen, wer mit dazu beigetragen hat, 
daß wir kein gesichertes Zahlenmaterial vorliegen 
haben. 
Aber darüber hinaus, Herr Kollege Lammert, 

habe ich Minister Blüm den Vorschlag gemacht — 
er hat ihn in der Zwischenzeit auch realisiert — , 

eine spezielle Arbeitsgruppe einzurichten, die für 
die Fälle Vorschläge erarbeitet, in denen vor allem 
auf Erwerb gerichtete Unternehmen mit Arbeits-
kräften arbeiten, die unter 15 Stunden in der Woche 
beschäftigt werden und deren Einkommen 400 DM 
nicht übersteigt. Ich hoffe, daß wir in einer nahen 
Zukunft einen konkreten Vorschlag auf den Tisch 
legen können, wie das von Ihnen und auch von uns 
kritisierte Phänomen zukünftig verhindert werden 
kann. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Lammert, Zu-
satzfrage bitte. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Wie beurteilt die Bun-
desregierung den Vorschlag des einschlägig betrof-
fenen Gebäudereinigerhandwerks, die Pflicht zur 
Meldung aller versicherungsfreien Beschäftigungs-
verhältnisse wieder einzuführen und auch eine an-
gemessene Beitragsleistung der Arbeitnehmer in 
eine solche Neuregelung einzubeziehen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Wir begrüßen, daß sol-
che konstruktiven Vorschläge aus den betroffenen 
Gewerbebereichen gemacht werden; sie werden in 
der von mir skizzierten organisatorischen Form be-
handelt. Aber ich kann zum jetzigen Zeitpunkt noch 
nicht das Ergebnis der Prüfung vorlegen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Heyenn. 

Heyenn (SPD): Da die hier behandelten Arbeit-
nehmer zwar sozialversicherungsfrei, aber steuer-
pflichtig sind, frage ich, Herr Staatssekretär, ob es 
nicht möglich wäre, über die Steuerverwaltung an 
die Zahlen heranzukommen, für die Sie meinen auf 
die nächste Mikrozensuserhebung warten zu müs-
sen, und wäre es nicht besser, statt hier Untersu- 
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chungskommissionen einzusetzen, den dafür in 
Frage kommenden Personenkreis versicherungs-
pflichtig zu machen und zwar dergestalt, daß der 
Arbeitgeber den Arbeitgeber- und den Arbeitneh-
meranteil zusammen trägt? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Zum ersten Teil Ihres 
Vorschlags, den Sie in Ihrer Frage vorgelegt haben, 
muß ich darauf verweisen, daß dieser Weg nicht 
offensteht; denn hier dürften datenschutzrechtliche 
Bestimmungen und auch der Schutz des Steuerge-
heimnisses im Wege stehen, dies so zu realisieren. 
Ich bin aber durchaus bereit, dieser Frage nachzu-
gehen, und sollte ich mit meiner Vermutung falsch 
liegen, bin ich gern bereit, mich Ihnen gegenüber 
schriftlich zu korrigieren. Ich habe hier erhebliche 
Bedenken, wenn ich mich an die engen Grenzen 
erinnere, die uns z. B. für den Datenaustausch zwi-
schen Behörden gesetzt worden sind. 
Hinsichtlich des zweiten Teils Ihrer Frage, Herr 

Kollege Heyenn, müssen wir natürlich prüfen — 
auch Sie haben dies zu Beginn dieses Jahrzehnts 
leidvoll erfahren —, ob es nicht auch Beschäfti-
gungsverhältnisse unter 15 Stunden und unter 400 
DM gibt, die wir nicht in dieser Weise in die Sozial-
versicherungspflicht einbeziehen können. Ich 
denke etwa an die Übungsleiter bei Sportvereinen, 
um nur ein Beispiel zu nennen, oder an bestimmte 
Mitarbeiter von Wohlfahrtsverbänden. Diese Grup-
pen müssen wir sicherlich sorgfältig von den Fällen 
unterscheiden, wo ein auf Erwerb gerichtetes Un-
ternehmen ein Geschäft vor allem mit solchen Ar-
beitskräften betreibt. Diesen Unternehmen sollten 
wir auch im Interesse der Beschäftigten in diesem 
Lande gemeinsam das Handwerk legen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
gerade die konstruktiven Vorschläge des Gebäude-
reinigerhandwerks begrüßt haben, darf ich Sie fra-
gen, warum Sie die gleichen Vorschläge dieses 
Handwerks im Jahre 1982, die zu einem entspre-
chenden Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD 
und der FDP in diesem Hause geführt haben, da-
mals als Abgeordneter der Opposition zusammen 
mit Ihren Kollegen abgelehnt haben? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dreßler, 
Sie erinnern sich noch genau daran, daß der Gesetz-
entwurf der von SPD und FDP getragenen Regie-
rung nicht diese Unterscheidung vorsah, von der ich 
gerade gesprochen habe, und gerade aus diesem 
Grund ist damals das Gesetzgebungsvorhaben ge-
scheitert. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, liegen 
der Bundesregierung Zahlen vor — oder können 
Sie diese nachreichen — über längerfristige und 
kurzfristige sozialversicherungsfreie Beschäftigun-
gen bei Bundesunternehmen, z. B. der Deutschen 
Bundespost? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Ich bin gern bereit, 
meinen Kollegen beim Bundespostministerium zu 
bitten, Ihnen diese Frage zu beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Lennartz. 

Lennartz (SPD): Herr Staatssekretär, eine Frage: 
Ist der Bundesregierung nicht bekannt, daß es ein 
Versicherungsnachweisheft gibt, daß in diesem Ver-
sicherungsnachweisheft nach Versicherungspflicht 
und Versicherungsfreiheit gegliedert ist und daß in 
der Spalte „Versicherungsfreiheit" von der entspre-
chenden Krankenkasse der Vermerk gemacht wird, 
daß alle diese Kopien der Bundesanstalt für Arbeit 
zugestellt werden, so daß Sie keinen Mikrozensus 
benötigen, um festzustellen, wie viele Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter versicherungsfrei sind? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, was Sie 
hier erfragen, ist der Bundesregierung selbstver-
ständlich bekannt. Nur kommen Sie auf diesem 
Weg nicht an diese Beschäftigungsverhältnisse her-
an, von denen der Kollege Lammert in seiner Frage 
ausgegangen ist. Ihre Frage zielt an dem Problem 
vorbei, das der Kollege Lammert hier aufgeworfen 
hat. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 27 und 28 des 
Abgeordneten Müller (Wesseling) werden auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 29 des Abgeordneten Schöfber-

ger auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung den Umstand, daß die 

Witwe des ehemaligen NS-Volksgerichtshofspräsidenten Ro-
land Freisler eine Hinterbliebenenrente erhält, und sind die 
Bundesregierung oder ihr nachgeordnete Stellen am Zustan-
dekommen dieser Rente irgendwie beteiligt gewesen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schöf-
berger, in der Fragestunde am 1. März 1985 hat 
mein Kollege Stefan Höpfinger zwei Fragen des 
Kollegen Dr. Emmerlich zur Hinterbliebenenver-
sorgung der Witwe Freislers ausführlich beantwor-
tet. Wie er möchte ich für die Bundesregierung fol-
gendes feststellen: 
Die Bundesregierung hat wiederholt, insbeson-

dere in der Sitzung des Deutschen Bundestages am 
25. Januar 1985 durch den Bundesminister der Ju-
stiz, ihre Abscheu vor der nationalsozialistischen 
Willkürherrschaft bekundet und deren Terrorme-
thoden verurteilt. Sie unterstreicht die in der Ent-
schließung des Deutschen Bundestages vom 25. Ja-
nuar 1985, Drucksache 10/2368, zum Ausdruck kom-
mende Auffassung, daß es sich beim Volksgerichts-
hof unter Freisler um ein Terrorinstrument zur 
Durchsetzung der nationalsozialistischen Willkür-
herrschaft gehandelt hat. Die an Unrechtsurteilen 
des Volksgerichtshofs Beteiligten verdienen keinen 
Anspruch auf Versorgung aus dieser Tätigkeit. 
Was den Fall Freisler betrifft, so wiederhole ich 

kurz die Antwort des Kollegen Stefan Höpfinger. 
Die Witwe Freislers erhält eine Hinterbliebenen-
rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung so- 
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wie eine Hinterbliebenenrente nach dem Bundes-
versorgungsgesetz. 

Die Hinterbliebenenrente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung beruht auf einer fiktiven Nach-
versicherung nach Maßgabe des § 72 des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Art. 131 des Grundgesetzes fallenden Personen, 
kurz G 131 genannt. 

Die Hinterbliebenenrente nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz beruht darauf, daß Freisler bei ei-
nem Bombenangriff 1945, also durch unmittelbare 
Kriegseinwirkung im Sinne des Bundesversor-
gungsgesetzes, ums Leben gekommen ist. 

Das G 131 ist vom 11. Mai 1951, das Bundesversor-
gungsgesetz vom 20. Dezember 1950. 

An der Bewilligung dieser Renten sind weder die 
Bundesregierung noch ihr nachgeordnete Stellen 
beteiligt gewesen, da das G 131 und das Bundesver-
sorgungsgesetz von den Ländern in eigener Zustän-
digkeit durchgeführt werden. Die Voraussetzungen 
der fiktiven Nachversicherung werden durch eine 
Bescheinigung der zuständigen Pensionsfeststel-
lungsbehörde bestätigt, die von den Trägern der ge-
setzlichen Rentenversicherung grundsätzlich zu be-
achten ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
möchte meine Frage wiederholen: Wie beurteilt die 
Bundesregierung diesen Gesamtvorgang? Ich bitte, 
dazu eine Wertung der Bundesregierung abzuge-
ben. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn ich 
jetzt die rechtlichen Verhältnisse darstelle, bitte ich, 
immer zu beachten, was ich vorhin gesagt habe: daß 
wir im Volksgerichtshof ein Terrorinstrument se-
hen und daß diejenigen, die an diesem Volksge-
richtshof mitgearbeitet haben, gegen Grundsätze 
der Menschlichkeit und der Rechtsstaatlichkeit ver-
stoßen haben. 

Der Ausschluß von Personen, die am Volksge-
richtshof mitgearbeitet haben, von der Nachversi-
cherung nach § 72 des G 131 ist bei der Beratung 
des Dritten Änderungsgesetzes zum G 131 im Jahre 
1961 diskutiert worden. 

(Lutz [SPD]: Danach ist gar nicht gefragt!) 

Das Land Niedersachsen hatte eine Prüfung dieser 
Frage empfohlen. Der Innenausschuß des Deut-
schen Bundestages hatte damals die Empfehlung 
des Landes Niedersachsen insbesondere deswegen 
nicht aufgegriffen, weil das System der Nachversi-
cherung wie das Gesamtsystem der Sozialversiche-
rung wertfrei ausgestaltet ist. 

Was die Versorgung nach dem Bundesversor-
gungsgesetz betrifft, so ist die Frage des Ausschlus-
ses der in Rede stehenden Personen bei der Schaf-
fung des Bundesversorgungsgesetzes ausführlich 
erörtert worden. Die bis zum Inkrafttreten des Bun-
desversorgungsgesetzes geltenden Vorschriften für 
die britische und amerikanische Zone enthielten  

solche Ausschlüsse. Hinterbliebene von politisch 
belasteten Personen waren jedoch nur ausgeschlos-
sen, wenn sie sich selbst in vorwerfbarer Weise be-
tätigt haben. 

Der Deutsche Bundestag hat auf einstimmige 
Empfehlung des Ausschusses für Kriegsopfer- und 
Kriegsgefangenenfragen einen im Regierungsent-
wurf des Bundesversorgungsgesetzes vorgesehenen 
Ausschluß mit der Begründung gestrichen, ein Sozi-
algesetz müsse auf lange Sicht etwas Konstantes 
sein und solle keine politischen Bestimmungen ent-
halten. Personen, die eine schwere politische Bela-
stung aufzuweisen haben, seien auf andere Weise 
zu bestrafen. Insoweit verweise ich auf das Proto-
koll der 30. Sitzung des Ausschusses für Kriegsop-
fer- und Kriegsgefangenenfragen vom 30. Septem-
ber 1950. Da die Regelung, die ich gerade dargestellt 
habe, auf eine Beschlußfassung dieses Hohen Hau-
ses zurückzuführen ist, steht es mir nicht zu, heute 
eine Bewertung vorzunehmen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD): Herr Staatssekretär, 
müßte nicht auf Grund der von Ihnen geschilderten 
Rechtslage auch Eva Braun, wenn sie noch leben 
würde, eine Rente bekommen, weil sie immerhin 
die Ehefrau eines ehemaligen Reichskanzlers war, 
und haben Sie Verständnis für die Empörung in der 
Bevölkerung angesichts der Tatsache, daß viele un-
ter den Naziverbrechern am Leibe Geschädigte — 
z. B. die Zwangssterilisierten — noch heute, 40 
Jahre später, auf eine billige Entschädigung war-
ten? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll denn 
die Frage? Was soll das eigentlich?) 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich habe 
sehr viel Verständnis für die Kritik, die öffentlich 
geäußert worden ist. Ich muß aber auf die rechtli-
chen Bestimmungen hinweisen, die die staatlichen 
Behörden in diesem Fall binden. Ich verweise noch 
einmal darauf: Die rechtlichen Bestimmungen, die 
die staatlichen Behörden hier binden, gehen auf ein 
Votum dieses Hauses zurück, das von allen Fraktio-
nen getragen wurde, die damals in diesem Haus 
vertreten gewesen sind. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß bei der Zuerkennung der Rente für 
Frau Freisler auch davon ausgegangen wurde, daß 
über eine Fortsetzung der Karriere des Herrn 
Freisler in der Zeit der Bundesrepublik Erwägun-
gen angestellt wurden, und daß dies deswegen auch 
gar nicht so völlig abwegig war, weil ja auch ein 
Herr Globke Staatssekretär einer Bundesregierung 
werden konnte, hohe Richter aus dem Dritten 
Reich ungehindert Justizkarriere — z. B. in Schles-
wig-Holstein — machten und es einen Ministerprä-
sidenten Filbinger gab, so daß die Fortsetzung einer 
Karriere Freislers für einen Richter, der nicht son- 
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derlich politisch gebildet ist, durchaus im Bereich 
der Möglichkeiten gelegen hätte? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sperling, 
ich muß mit allem Nachdruck zurückweisen, daß 
Sie hier verdiente Demokraten, die sich für den 
Aufbau dieses Landes mehr Verdienste erworben 
haben, als wir beide wahrscheinlich erwerben kön-
nen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

mit dem Richter am Volksgerichtshof in einen Topf 
werfen. 

(Abg. Dr. Klejdzinski [SPD] meldet sich zu 
einer Zusatzfrage) 

Vizepräsident Westphal: Nein, meine Damen und 
Herren, wir haben noch eine ganze Reihe Fragen 
von Kolleginnen und Kollegen vor uns. Ich muß auf-
passen, daß wir nicht vom Thema abkommen. 

Die Frage 30 des Herrn Abgeordneten Amling 
und die Frage 31 des Herrn Abgeordneten Stiegler 
sollen schriftlich beantwortet werden. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe nun die Frage 32 der Abgeordneten Frau 
Fuchs (Köln) auf: 

Welche politischen Schlußfolgerungen sind nach Auffas-
sung der Bundesregierung aus der letzten Strukturuntersu-
chung der Bundesanstalt für Arbeit zu ziehen, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die operativen 
Maßnahmen im Bereich der Arbeitsförderung zu stärken? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Die Selbstverwaltung 
der Bundesanstalt für Arbeit hat mit dem Haushalt 
1985 bereits vielfältige Schlußfolgerungen gezogen, 
die die Bundesregierung mit der Genehmigung die-
ses Haushalts unterstrichen hat. Hiernach werden 
die Mittel etwa für Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men um 32 % auf 2,28 Milliarden DM, für berufliche 
Bildung um 18% auf 4,35 Milliarden DM deutlich 
erhöht. Die operativen Maßnahmen, Frau Kollegin, 
nach denen Sie fragen, auf dem Gebiet der aktiven 
Arbeitspolitik sind damit hinsichtlich ihres Um-
fangs 1985 erneut deutlich erweitert worden. 

Die Leistungen für Eingliederungsbeihilfen stei-
gen um 72 % auf 350 Millionen DM. Rechnet man 
noch die geplanten Ausgaben für produktive Win-
terbauförderung, für die berufliche Rehabilitation 
und Leistungen für den Vorruhestand hinzu, wer-
den für operative arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men 1985 allein 11 Milliarden DM gezielt eingesetzt. 
Das ist gegenüber 1982 eine Steigerung um 40% und 
damit zugleich der höchste Betrag für aktive Ar-
beitsmarktpolitik, der seit Bestehen des Arbeitsför-
derungsgesetzes zur Verfügung gestanden hat. 

Ebenso wurden noch nie so viele Arbeitnehmer 
gefördert wie 1984. Die Zahl wird sich 1985 weiter 
erhöhen; es werden rund 400 000 Arbeitsplätze ge-
schaffen bzw. erhalten. 

Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang 
auch, daß die Bezugszeit des Arbeitslosengeldes für 
ältere und längerfristig Arbeitslose auf bis zu ein-
einhalb Jahre verlängert worden ist. Darüber hin-

aus sollen für Eltern — ich gehe davon aus, daß das 
Beschäftigungsförderungsgesetz in wenigen Mona-
ten in Kraft treten kann —, die wegen Erziehung 
und Betreuung von Kindern zeitweilig aus dem Er-
werbsleben ausgeschieden sind, die Voraussetzun-
gen des Bezuges von Unterhaltsgeld bei Teilnahme 
an beruflichen Bildungsmaßnahmen erleichtert 
werden. Die Frist von drei Jahren, innerhalb derer 
eine zweijährige beitragspflichtige Beschäftigungs-
zeit erforderlich ist, wird für jedes betreute Kind 
um fünf Jahre verlängert. Bislang konnten nur Be-
treuungszeiten bis zum vierten Lebensjahr des Kin-
des und bei mehreren Kindern bis zum vierten Le-
bensjahr des jüngsten Kindes berücksichtigt wer-
den. 

Wie gesagt, ein entsprechender Antrag liegt dem 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung des Deut-
schen Bundestages vor. Ich gehe davon aus, daß die-
ser Antrag die große Zustimmung des Hauses fin-
den wird. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Fuchs. 

Frau Fuchs (Köln) (SPD): Wenn der Umfang Ihrer 
operativen Maßnahmen so unglaublich erhöht wor-
den ist, Herr Staatssekretär, wie erklären Sie sich 
dann, daß wir trotzdem einen dramatischen Anstieg 
der Arbeitslosigkeit auf mehr als 2,6 Millionen Men-
schen haben, und sind Sie nicht mit mir der Auffas-
sung, daß es an der Zeit ist, die von Ihnen genann-
ten Maßnahmen durch eine beschäftigungswirk-
same Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpolitik zu er-
gänzen, damit Sie mit Ihren wenigen Maßnahmen 
nicht dauernd herhalten müssen und ansonsten die 
Arbeitslosigkeit steigt? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich bin 
Ihnen für diese Frage sehr dankbar, weil ich Sie 
nämlich auf die Entwicklung des Arbeitsmarktes in 
den letzten Jahren hinweisen kann. Ich bitte um 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Zwischen 1981 und 1982 ist die Zahl der Arbeitslo-
sen um 44,2 % gestiegen, von 1982 auf 1983 um 23%, 
von 1983 auf 1984 um 0,3 %. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Lachen 
bei der SPD) 

Das heißt, durch die von der Bundesregierung ein-
geleiteten Maßnahmen ist der rasante Anstieg der 
Arbeitslosigkeit, den Sie uns hinterlassen haben, 
abgestoppt worden. Wir erreichen den Wendepunkt 
auch bei der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt. 

Wenn es so weitergegangen wäre wie im Oktober 
1982, hätten sich Ihre Prophezeiungen, Ihre 
Schwarzmalerei erfüllt. Aber Gott sei Dank ist auf 
Grund der Entscheidungen dieser Bundesregierung 
die Trendwende auch auf diesem Gebiet eingelei-
tet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 
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Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Fuchs. 

Frau Fuchs (Köln) (SPD): Ich entnehme Ihren 
Worten, daß Sie also einen Anstieg der Arbeitslosig-
keit von zu unseren Zeiten 1,8 auf jetzt 2,6 Millionen 
für einen Stopp, eine Trendwende halten. Wie erklä-
ren Sie sich, daß die Prognose Ihres Ministers Dr. 
Blüm vom Juni 1983, im Jahre 1985 hätten wir nur 
noch 1 Million Arbeitslose, nicht eingetreten ist? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, wenn 
wir Entwicklungen in der Wirtschaft beobachten - 
das gilt für die Preise, das gilt für die Zinsen, das 
gilt für das wirtschaftliche Wachstum —, dann er-
kennen wir, daß sich Veränderungen nicht schlag-
artig ergeben. Die Wende ist manchmal leider eine 
Kurve, manchmal eine langgezogene Kurve, insbe-
sondere dann, wenn es zuerst einmal drastisch nach 
unten gegangen ist. Was Sie uns hinterlassen ha-
ben, das war ein Arbeitsmarkt, der immer tiefer in 
den Keller gesackt ist. 

Wir haben die Trendwende auf dem Arbeitsmarkt 
erreicht, auch mit Hilfe der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente, von denen ich vorhin gesprochen 
habe. Sie können diese Entwicklung einfach nicht 
leugnen. 

Dabei, Frau Kollegin, sollte es außer Diskussion 
sein — ich nehme an, daß Sie das mit Ihrer Frage 
auch nicht gemeint haben —, daß jeder Arbeitslose 
einer zuviel ist. Ich glaube, für uns ist die Arbeitslo-
sigkeit mehr als eine wirtschaftliche Herausforde-
rung. 

Aber bitte tun Sie dann auch das Ihre, daß das 
Mehr an Beschäftigung, das wir heute in diesem 
Lande feststellen, zu mehr Beschäftigten und nicht 
einfach nur zu mehr Überstunden führt. Tun Sie 
bitte das Ihre, daß Arbeitslose in Zukunft leichter in 
den Arbeitsprozeß eingegliedert werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Lutz. 

Lutz (SPD): Herr Staatssekretär, wollten Sie mit 
Ihrer Antwort die Arbeitslosen verhöhnen, oder 
können Sie nicht anders antworten? Welchen 
Schluß ziehen Sie aus der Tatsache, daß mit jedem 
Jahr Ihrer Regierung die Dauer der Arbeitslosig-
keit für jeden Arbeitslosen durchschnittlich um ei-
nen Monat steigt? 

(Wissmann [CDU/CSU]: Oh Lutz!) 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lutz, ich 
erspare mir eine Bewertung Ihrer moralischen Ka-
tegorien. Wer so im Glaskasten gesessen hat, sollte 
mit den Steinen nicht so wild um sich werfen, wie 
Sie das gerade getan haben. 

Ich bedaure mit Ihnen, daß es nicht kurzfristig 
möglich ist, den hohen Sockel an Arbeitslosigkeit so 
abzubauen, daß wir von Vollbeschäftigung sprechen 
können. Ich bedaure mit Ihnen, daß die Dauer der 
Arbeitslosigkeit anhält. 

Das sind Spätfolgen einer Entwicklung, die Ende 
der 70er, Anfang der 80er Jahre eingesetzt hat. 

(Berger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir reagieren aber auf diese Spätfolgen, die wir 
heute auf dem Arbeitsmarkt sehen, mit den Instru-
menten, die uns zur Verfügung stehen. Ich habe 
einige dieser Instrumente genannt. Sicherlich sind 
wir hier noch nicht soweit, daß wir alles, was wir 
tun müssen, ausgeschöpft haben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
darauf hingewiesen, daß Sie aus der Strukturunter-
suchung der Bundesanstalt für Arbeit positive Er-
kenntnisse ziehen und dementsprechende Ent-
schlüsse fassen. Sie haben in diesem Zusammen-
hang erwähnt, daß der Bezug von Arbeitslosengeld 
für die über 49jährigen auf 18 Monate ausgedehnt 
wird. Können Sie mir sagen, wie viele dieser Ar-
beitslosen in Zukunft Arbeitslosengeld zusätzlich 
erhalten werden? Können Sie mir sagen, wie viele 
der Arbeitslosen trotz alledem überhaupt keine Ar-
beitslosenunterstützung erhalten? Welche Schluß-
folgerungen ziehen Sie denn für diese Arbeitslo-
sen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kirsch-
ner, ich kann Ihnen mit Blick auf den ersten Teil 
Ihrer Frage jetzt nur antworten, daß die Verlänge-
rung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes für 
die von Ihnen genannten Personen die Bundesan-
stalt in einer Größenordnung von etwa 1,6 Milliar-
den DM belasten wird. In diesem Umfang steigen 
die Aufwendungen für das Arbeitslosengeld. 
Ich kann Ihnen jetzt nicht sagen, welche Ver-

schiebung sich zwischen den Empfängern von Ar-
beitslosengeld und den Empfängern von Arbeitslo-
senhilfe ergeben wird. Aber eindeutig wird die Ten-
denz so sein, daß sich die Relation wieder zugun-
sten der Bezieher von Arbeitslosengeld verbessert. 
Es war ja ein Sinn dieser Maßnahme, den Charak-
ter der Arbeitslosenversicherung wieder stärker 
zur Geltung zu bringen. 
Zum dritten Teil Ihrer Frage darf ich Ihnen ant-

worten, daß wir beim prozentualen Anteil der Lei-
stungsempfänger an den registrierten Arbeitslosen 
keine dramatische Verschiebung haben. Die Ent-
wicklung dieser Relation bewegt sich zwischen 64 
und 66% in den Jahren seit 1980. Es ist nicht so, daß 
der Anteil 1980 hoch gewesen und dann gleichmä-
ßig heruntergegangen wäre. Es gibt vielmehr ein 
Pendeln in den einzelnen Jahren. 
Es gibt eine Verschiebung in dem Verhältnis zwi-

schen Beziehern von Arbeitslosengeld und Arbeits-
losenhilfe. Dazu muß ich darauf hinweisen, daß wir 
nicht nur eine Maßnahme ergriffen haben, die diese 
Entwicklung korrigiert, sondern daß im Rahmen 
des Arbeitsförderungs-Konsolidierungsgesetzes die 
Antwartschaftszeit für den Erwerb des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld 1981 von Ihnen von sechs auf 
zwölf Monate verlängert worden ist. Von daher dür-
fen Sie sich nicht wundern, daß mancher Arbeits- 
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lose noch keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld 
hat. 

Letzte Bemerkung — Sie haben halt so umfang-
reich gefragt —: Wir haben natürlich einen Teil 
registrierter Arbeitsloser, die nicht Leistungsemp-
fänger sind; richtig. Berufsanfänger und Berufswie-
deranfänger, die keinen Anspruch erworben haben, 
können keine Lohnersatzleistung bekommen. Und 
derjenige, der nicht bedürftig ist, wo also ein ausrei-
chendes Familieneinkommen zur Verfügung steht, 
bekommt eben, wenn das Arbeitslosengeld ausge-
laufen ist, die Anspruchsdauer erschöpft ist, keine 
Arbeitslosenhilfe. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
uns soeben die Zahlen, in Prozenten ausgedrückt, 
zur Kenntnis gegeben haben, frage ich Sie jetzt 
noch einmal, wie Sie nach den Äußerungen der Mi-
nister Geißler und Blüm aus dem Jahre 1983, daß 
wir im Jahre 1985 nur noch 1 Million Arbeitslose 
hätten, zu einer solchen Beantwortung der Fragen 
der Kollegin Fuchs und des Kollegen Lutz kommen 
können, wo jetzt schon die Zahl der Arbeitslosen 
um über 800 000 über der am 1. Oktober 1982 liegt. 
Stimmen Sie mir nicht zu — um es vorsichtig zu 
formulieren —, daß die Minister Geißler und Blüm 
ihre damalige Ankündigung schleunigst zurückneh-
men müßten? 

(Berger [CDU/CSU]: Was hilft das denn 
den Arbeitslosen?) 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dreßler, 
es ist natürlich so, daß in den Monaten Januar und 
Februar, vor allem im Januar, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Jetzt kommt das 
Wetter!) 

der Arbeitsmarkt zusätzlich belastet worden ist. 

(Lutz [SPD]: Unglaublich!) 

Der Januar war ein Ausreißer-Monat. Daran gibt es 
gar nichts herumzudiskutieren. Aber die wirtschaft-
lichen Rahmendaten, die für die Beurteilung der 
zukünftigen Entwicklung entscheidend sind, lassen 
uns nicht nur vermuten, sondern sicher sein, daß 
wir in diesem Jahr einen deutlichen Abbau von Ar-
beitslosigkeit haben werden; denn die wirtschaftli-
chen Rahmendaten, die bisher schon die Konjunk-
tur getragen haben, die dazu geführt haben, daß wir 
die Wirtschaft aus einer Schrumpfungsphase wie-
der auf den Wachstumspfad gebracht haben — den 
Schrumpfungspfad hatten Sie uns hinterlassen —, 
stimmen heute noch genauso wie im Dezember 
1984 oder im August 1984. 

Wenn Sie sich im übrigen den Arbeitsmarkt ge-
nau ansehen und sich fragen, wie sich die Zahl der 
offenen Stellen entwickelt, wie sich die Zahlen bei 
der Arbeitsvermittlung entwickeln, wie sich die 
Zahlen bei der Vermittlung jüngerer Arbeitskräfte 
entwickeln, werden Sie sehen, daß diese positiven 
Tendenzen auch auf dem Arbeitsmarkt sichtbar 
sind. Und Sie können diese positiven Tendenzen  

mit Ihren Fragen hier nicht einfach vom Tisch 
schieben. Das wird Ihnen nicht gelingen. 

(Dreßler [SPD]: Danach habe ich über

-

haupt nicht gefragt!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kolb. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat Ihr 
Haus einmal eine Untersuchung darüber angestellt, 
welche Verantwortung die Tarifpartner für die 
strukturelle Arbeitslosigkeit haben, die in der Regel 
strukturelle Unterschiede in der Bundesrepublik 
bei den Tarifverhandlungen nicht berücksichtigt 
haben? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kolb, auf 
die Entwicklung am Arbeitsmarkt wirken verschie-
dene Faktoren ein. Ein Faktor ist natürlich auch die 
Entwicklung der Arbeitskosten; das ist absolut rich-
tig. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Die Massen

-

kaufkraft ist gesunken!) 

Eine Arbeitsteilung, nach der die einen für die Ar-
beitskosten, die anderen für den Stand der Beschäf-
tigten verantwortlich sind, funktioniert ja schon 
deshalb nicht, weil sich auch bei den Tarifvertrags-
parteien in den letzten Jahren durchaus das Be-
wußtsein wieder verschärft hat, daß sie mit ihren 
Entscheidungen über die Höhe des Beschäftigungs-
standes mitbestimmen. Ich muß den Tarifvertrag-
sparteien in dieser Fragestunde aus Anlaß Ihrer 
Frage ausdrücklich Anerkenntnis zollen, daß sie in 
den letzten Jahren Abschlüsse getätigt haben, 
durch die der Reallohn nicht gesichert werden 
konnte. Sie haben Tarifabschlüsse mit Reallohnein-
bußen getätigt. Ich nehme das auch als Ausdruck 
der Verantwortung der Tarifpartner für den Stand 
der Beschäftigten in diesem Lande. Daß diese Er-
kenntnis nicht überall gleichmäßig Platz gegriffen 
hat, bedaure ich so wie Sie. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir zu, daß man eine Wende auf dem Arbeits-
markt schon deswegen nicht leugnen kann, weil sie 
gar nicht stattgefunden hat, sondern daß eine 
Wende bei den Arbeitslosenversicherungsbeiträgen 
bevorsteht, die „paradoxerweise" dann sinken, 
wenn die Arbeitslosigkeit steigt? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sperling, 
ich möchte es mir versagen, noch einmal auf die 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt hinzuweisen, 
die seit 1981 stattgefunden hat. Wenn Sie sich auch 
als Oppositionspolitiker die Fähigkeit bewahrt ha-
ben, Statistiken zu lesen, auch solche, die in Graphi-
ken übertragen worden sind, 

(Zurufe von der SPD) 
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werden Sie feststellen, daß wir eben doch am Wen-
depunkt am Arbeitsmarkt angelangt sind. 

(Wolfram (Recklinghausen] [SPD]: Dann 
müßten Sie die Graphik um 90 Grad dre

-

hen!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie eben 
das Verhalten der Tarifparteien gelobt haben, frage 
ich Sie, worin Sie denn die entscheidenden Ursa-
chen dafür sehen, daß der Bundesarbeitsminister 
und der sogenannte Bundesfamilienminister 1983 
für 1985 eine Million Arbeitslose prognostiziert ha-
ben und damit entsetzlich hinter die eigentliche 
Entwicklung zurückgefallen sind, und welche Ga-
rantien die Bundesregierung sieht, daß die beiden 
eben genannten Minister in Zukunft nicht ähnlich 
katastrophale Fehlmeldungen in die Welt setzen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir wer-
den ja in der nachfolgenden Aktuellen Stunde noch 
Gelegenheit haben, darauf, wenn Sie das so haben 
wollen, einzugehen. Ich darf Sie nur noch einmal 
darauf verweisen, daß wir auf dem Arbeitsmarkt 
die Trendwende erreicht haben. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 33 des 
Abgeordneten Kirschner auf: 

Wie hoch waren nach Berechnungen der Bundesregierung 
die gesamtfiskalischen Kosten der Massenarbeitslosigkeit 
im Jahr 1984, und von welcher Kostenbelastung geht die 
Bundesregierung für das Jahr 1985 aus? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die ge-
samtfiskalischen Kosten der Arbeitslosigkeit sind 
eine fiktive Größe, die die Kosten der Arbeitslosig-
keit als Ausgabenbelastung — Arbeitslosengeld, Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe — und die Minder-
einnahmen öffentlicher Haushalte durch entgan-
gene Steuern und Sozialbeiträge widerspiegelt. Die 
Abschätzung der Kosten setzt eine differenzierte 
Kostenrechnung voraus, die vor allem zwischen 
Leistungsempfängern und Nichtleistungsempfän-
gern unterscheidet. 
Nach aktualisierten Berechnungen des Instituts 

für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung ergeben 
sich für Arbeitslosengeldempfänger im Durch-
schnitt des Jahres 1984 Mehrausgaben und Minder-
einnahmen in Höhe von 29 660 DM. Entsprechend 
entstehen an Kosten für Arbeitslosenhilfeempfän-
ger rund 27 460 DM und für Arbeitslose ohne Lei-
stungen rund 15 590 DM. 
Für die Arbeitslosen insgesamt betrugen die 

durchschnittlichen gesamtfiskalischen Kosten im 
Jahre 1984 rund 23 900 DM pro Person. Bei 2,27 Mil-
lionen Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 1984 er-
geben sich rechnerisch für die Bundesanstalt, den 
Bund, die Länder und die Gemeinden sowie die 
Renten- und Krankenversicherungsträger Mehr-
ausgaben und Mindereinnahmen in Höhe von 54,1 
Milliarden DM. Dabei entfällt über die Hälfte auf 
Mindereinnahmen und weniger als die Hälfte auf 
Mehrausgaben. Der Anteil der reinen Transferein-

kommen — Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, So-
zialhilfe und Wohngeld — liegt lediglich bei rund 
30 %. 

Für das Jahr 1985 — auch danach haben Sie 
gefragt — liegen derzeit keine gesicherten Erkennt-
nisse vor. Die Kostenentwicklung hängt von einer 
Reihe unterschiedlicher Faktoren ab, die erhöhten 
Schätzrisiken unterliegen. So sind weder die jahres-
durchschnittliche Arbeitslosenzahl noch ihre Zu-
sammensetzung aus Arbeitslosengeldempfängern, 
Arbeitslosenhilfeempfängern und Nichtleistungs-
empfängern exakt vorauszusehen. Dies gilt auch 
für die Einkommensentwicklung, die vor allem 
durch eine Reihe bevorstehender Tarifabschlüsse 
bestimmt wird. 

Insgesamt darf ich aber noch einmal darauf hin-
weisen, daß diese gesamtfiskalischen Kosten der 
Arbeitslosigkeit eine fiktive Größe sind. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, sind in der 
von Ihnen genannten Zahl von rund 54 Milliarden 
DM für das Jahr 1984 auch die Zahlen der Mehraus-
gaben bzw. Mindereinnahmen der gesetzlichen 
Rentenversicherung, der Mindereinnahmen der 
Krankenversicherungen, der Mehrausgaben der 
Sozialhilfe und natürlich auch der geringeren Lohn-
steuerleistungen — denn solche Leistungen kann 
der Arbeitslose ja nicht erbringen — enthalten? 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich habe 
darauf hingewiesen, daß die gesamtfiskalischen Ko-
sten der Arbeitslosigkeit zum einen aus den Trans-
ferleistungen berechnet werden, die 30 % dieser ge-
samtfiskalischen Kosten ausmachen, und daß das 
andere Berechnungen von Mehreinnahmen sind, 
die als Steuermehreinnahmen oder als Beitrags-
mehreinnahmen da wären, wenn niemand arbeits-
los wäre. In den Zahlen steckt also genau das drin, 
wonach Sie in der Zusatzfrage gefragt haben, und 
ich hatte das vorgetragen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie es 
für möglich, daß in den nächsten Monaten in der 
Automobilindustrie kurzgearbeitet wird, und wenn 
ja, haben Sie in Ihren fiskalischen Überlegungen 
für 1985 die entsprechenden Summen bereits be-
rücksichtigt? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dreßler, 
im Augenblick deutet nichts darauf hin, daß es in 
der Automobilindustrie zu einem drastischen Nach-
fragerückgang käme. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben möglicherweise eine unterschiedliche 
Entwicklung im Inlands- und im Auslandsabsatz; 
das ist sicherlich zu erwarten. Aber wenn es einen 
Rückgang im Inlandsabsatz gibt, gibt es eben auch 
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gute Anzeichen dafür, daß er durch den Auslands-
absatz ausgeglichen werden kann. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD: Und 
das bestimmen Sie?) 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zu Frage 34 
des Abgeordneten Lutz: 

Mit welcher durchschnittlichen Zahl der gemeldeten Ar-
beitslosen rechnet die Bundesregierung für 1985, und ist 
nach den Arbeitsmarktdaten für Januar und Februar 1985 
eine Korrektur der Jahresdurchschnittszahl erforderlich? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Bun-
desregierung rechnet an Hand der Projektion des 
Jahreswirtschaftsberichts mit ca. 2,2 Millionen Ar-
beitslosen im Jahresdurchschnitt 1985. Sie hält 
auch nach den vorliegenden witterungsbedingten 
Ergebnissen für die Monate Januar und Februar 
eine Korrektur der Jahresdurchschnittszahl nicht 
für erforderlich. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Lutz. 

Lutz (SPD): Herr Staatssekretär, wollen Sie damit 
alle Experten des Arbeitsmarktes Lügen strafen, 
die sagen, daß sich ein solcher Januar und ein sol-
cher Februar durchs ganze Jahr schleppen und die 
Statistik verdüstern? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, selbst-
verständlich belasten die Zahlen des Januar und 
des Februar die statistischen Durchschnittswerte 
des Jahres 1985. Die im Vergleich zum Januar 1984 
80 000 Arbeitslosen mehr im Januar und die im Fe-
bruar 75 000 Arbeitslosen mehr als im Februar 1984 
belasten den Arbeitsmarkt, aber wir haben auch 
eine Reihe von günstigen Arbeitsmarktindikatoren. 
Der Zugang an offenen Stellen lag 19 % über dem 
Vormonat und 7 % über dem Vorjahresmonat. Die 
anderen Indikatoren: eine Steigerung bei der Ar-
beitsvermittlung gegenüber dem Vormonat um 
15 %, gegenüber dem Vorjahresmonat um 9 %, eine 
Verringerung der Kurzarbeiterzahl gegenüber dem 
Vormonat um 7 %, gegenüber dem Vorjahresmonat 
um 33 %; dazu die Aktiva, der Einsatz der arbeits-
marktpolitischen Instrumente, von denen ich vor-
hin gesprochen habe, diese operativen Maßnahmen. 
Alles dies zusammengenommen bringt uns ganz se-
riös zu der Auffassung, daß die Projektion des Jah-
reswirtschaftsberichts in der tatsächlichen Ent-
wicklung dieses Jahres auch erreichbar ist. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Lutz. 

Lutz (SPD): Herr Staatssekretär, wenn sich nun 
die Arbeitsmarktzahlen im März nicht nach Ihrer 
Prognose richten, wie war dann dieser März? War 
es dann ein kalter, ein nasser oder ein besonders 
märziger März, damit es wieder stimmt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein sozialdemo

-

kratischer!) 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lutz, ich 
nehme an, daß die Mehrheit der deutschen Bevölke-
rung in den letzten zwei Monaten nicht nur in kli-
matisierten Räumen gelebt hat. Ich gehe davon aus, 
daß auch Sie erfahren haben, wie das Wetter im 
Januar und im Februar nun tatsächlich gewesen 
ist. 
Ich will nur den zusätzlichen Hinweis geben, 

Herr Kollege, daß wir wahrscheinlich im Jahr 1985 
ein Wachstum des Bruttosozialprodukts um bis zu 
3 % haben werden, daß die Arbeitnehmer in bezug 
auf ihr Realeinkommen in diesem Jahr besser da-
stehen werden als im zurückliegenden Jahr, daß 
der Außenbeitrag unserer Volkswirtschaft sich ver-
bessern wird. Alles dies bringt uns zu der Überzeu-
gung — die guten Indikatoren geben uns diese Zu-
versicht —, daß das, was im Jahreswirtschaftsbe-
richt als Projektion festgehalten ist, im Jahre 1985 
auch Wirklichkeit werden wird. 

Vizepräsident Westphal: Na, dann wollen wir mal 
zum Abschluß der Fragestunde noch gutes Wetter 
wünschen. Wir sagen Ihnen danke schön für die 
Beantwortung der Fragen. 
Aus Zeitgründen ist die Fragestunde beendet. 
Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abgeord-

nete Porzner. 

Porzner (SPD): Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Herr Staatssekretär Vogt hat 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ausreichend 
geantwortet!) 

in einer Antwort auf eine Frage auf die Aktuelle 
Stunde hingewiesen und damit schon angedeutet, 
daß wir mit seinen Antworten auf die Fragen unzu-
frieden sind. Das ist so, Herr Präsident. 

(Berger [CDU/CSU]: Das haben Sie wohl 
vorher schon gewußt!) 

— Ja, wir haben das erwartet. 
(Lachen bei der CDU/CSU) 

Herr Präsident, wir beantragen deswegen nach 
Nr. 1 Buchstabe b der Richtlinien für die Aktuelle 
Stunde eine Aktuelle Stunde. Ich bitte, Frau Anke 
Fuchs als erster Rednerin das Wort zu geben. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, die Fraktion der SPD hat auf Grund der Nr. 1 b 
der Richtlinien eine Aktuelle Stunde beantragt, und 
zwar zu den Antworten der Bundesregierung auf 
die vorhin in der Fragestunde zuletzt behandelten 
Fragen. Die Aussprache muß nach Nr. 2 a der Richt-
linien unmittelbar nach Schluß der Fragestunde 
durchgeführt werden. Das ist genau jetzt. 

Ich rufe daher die 
Aktuelle Stunde 

auf. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau Fuchs (Köln). 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das abgekartete 
Spiel beginnt!) 

Frau Fuchs (Köln) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ja, wir haben es geahnt, daß 
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der Herr Staatssekretär wohl nicht in der Lage sein 
werde, unsere Fragen zu beantworten. Das liegt 
nicht an seiner Person, sondern das liegt an der 
Politik dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es hat sich gezeigt: Diese Bundesregierung 
nimmt Massenarbeitslosigkeit in Kauf. Es konnte 
nicht erläutert werden, wieso der Bundesarbeitsmi-
nister im Jahre 1983 eigentlich behaupten konnte, 
1985 würden wir nur noch eine Million Arbeitslose 
haben. 

(Pohlmann [CDU/CSU]: Wir haben 4 Mil

-

lionen!) 

Diese Bundesregierung nimmt Arbeitslosigkeit in 
Kauf. Und mit Ihrem Beschäftigungsförderungsge-
setz, das ein Entlassungsförderungsgesetz ist, wer-
den Sie auch nicht dazu beitragen, daß Arbeitslosig-
keit abgebaut wird, sondern es werden weitere 
Stammarbeitsplätze gestrichen. 

(Zustimmung bei der SPD — Pohlmann 
[CDU/CSU]: Was halten Sie von Ihrer Pro

-

gnose: 4 Millionen?) 

Ihre These vom beschäftigungspolitischen Fort-
schritt durch sozialpolitischen Rückschritt hat noch 
nie gestimmt. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen fordern wir, meine Damen und Herren, 
daß es in diesem Lande endlich eine beschäfti-
gungswirksame Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpo-
litik gibt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat j a 
heute morgen — ich glaube, das war für Sie auch 
interessant — gesagt: Mit dem erneuten „Verschie-
bebahnhof", der Verschiebung von der Arbeitslo-
senversicherung zur Rentenversicherung, werden 
wiederum die Rücklagen der Bundesanstalt für Ar-
beit geschröpft. 

(Kolb [CDU/CSU]: Ihr hattet überhaupt 
keine!) 

Das Ergebnis ist: Zuerst hat der Bundesarbeitsmi-
nister die Rentenversicherung pleite gemacht, und 
jetzt ist auch noch die Bundesanstalt für Arbeit 
pleite und hat kein Geld mehr für aktive Beschäfti-
gungspolitik. 

(Beifall bei der SPD — Pohlmann [CDU/ 
CSU]: 13 Milliarden DM minus! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Das Ergebnis für die Betroffenen wird immer dra-
matischer. Zunehmend rutschen Menschen aus der 
Arbeitslosenhilfe heraus, zunehmend sind sie auf 
Sozialhilfe angewiesen. Und Sie tun überhaupt 
nichts. 

Deswegen sagen wir noch einmal: Es ist Zeit, daß 
auch Sie aufwachen und begreifen: Bei einer Ar-
beitslosigkeit von 2,6 Millionen brauchen wir eine 
Umkehr der Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpoli-
tik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung. 

(Zuruf des Abg. Schreiner [SPD]) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich will sofort antworten, und zwar auf die Kol-
legin Anke Fuchs. Verehrte Frau Kollegin, wie kom-
men Sie vor diesem Hohen Hause zu dem Satz: Erst 
haben Sie die Rentenversicherung pleite gemacht 
und jetzt auch noch die Bundesanstalt für Arbeit? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Es stimmt 
doch!) 

Sie haben eine Bundesanstalt für Arbeit mit 13 Mil-
liarden DM Defizit hinterlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben eine Bundesanstalt, die im letzten Jahr 
3 Milliarden DM Überschuß hatte. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Warum denn? 
Weil Sie die Arbeitslosen schlecht behan

-

deln!) 

Wir haben der Rentenversicherung 60 Milliarden 
DM beschafft. Wenn Sie am Ruder geblieben wären, 
wäre sie 1983 pleite gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lutz [SPD]: 
Sie sollten sich schämen!) 

Ich wundere mich in der Tat, Frau Kollegin 
Fuchs, wie Sie mit der Wahrheit auf dem Kriegsfuß 
stehen. Ich will das gleich zu Anfang — wiederum 
vor diesem Hohen Hause — ausbreiten. Sie verbrei-
ten: Der Bundesarbeitsminister will die Arbeitneh-
mer zur Samstagsarbeit verpflichten. Wie kommen 
Sie eigentlich dazu? 

(Zurufe von der SPD) 

Wie kommen Sie zu dieser Aussage? Ich habe aus-
drücklich gesagt: Wenn die Arbeitszeiten kürzer 
werden, wird man sie anders mischen müssen. Das 
ist eine uralte Erfahrung. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Fabelhaft, Herr 
Minister!) 

Dann werden Betriebszeiten und Arbeitszeiten 
nicht die gleichen sein. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die arbeiten nur noch 
mittwochs!) 

„Ich habe lieber, samstags gehört Vati dem Betrieb 
als von Montag bis Freitag Herrn Stingl." 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wissen Sie, wer das gesagt hat? Keine Entrüstung! 
Das hat Franz Steinkühler, stellvertretender Vorsit-
zender der IG Metall, gesagt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Also doch 
samstags arbeiten!) 

— Ganz vorsichtig, verehrte Frau Kollegin. Sie ver-
breiten im hessischen Wahlkampf Flugblätter, wir 
wollten die Wochenarbeitszeit verlängern. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das stimmt 
doch!) 
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Die Unwahrheit ist das. Machen Sie doch keine Po-
litik mit der Unwahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie hier schon eine Aktuelle Stunde ma-
chen, dann frage ich Sie: Wie kommen Sie eigent-
lich dazu, uns Versagen auf dem Arbeitsmarkt vor-
zuwerfen? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: 2,6 Millionen Ar

-

beitslose!) 

Wir haben die Mittel für berufliche Bildung um 
18,3 % erhöht, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: 2,6 Millionen Ar

-

beitslose!) 

für Umschulung um 11,8%, Mittel für Einarbei-
tungszuschüsse um 119 %, für Unterhaltsgeld um 
18 %. Hören Sie sich die Wahrheit an. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
verdreifacht. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: 2,6 Millionen Ar

-

beitslose!) 

Wie kann dann einer, der nur ein Drittel von dem 
gemacht hat, was wir gemacht haben, sagen, wir 
würden nichts tun? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mathematik muß in diesem Hohen Hause schon 
noch eine Rolle spielen. Wir haben den Vorruhe-
stand eingeführt. Sie haben jahrelang darüber gere-
det. Von Reden haben die Arbeitslosen nichts. 

Sie haben den Karren Arbeitsmarkt in eine ra-
sende Steilfahrt nach unten gebracht. Wissen Sie, 
wie hoch die Neigung war? Von 1969 bis 1982 stieg 
die Arbeitslosenzahl um 1 700 %. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: „1983 1 Million"! 
— Lutz [SPD]: Reden Sie einmal über Ihre 

Politik!) 

Sie sind doch Weltmeister im Steigern der Arbeits-
losenzahl. 

Ich fürchte, meine Damen und Herren, die Ar-
beitslosen haben nichts von dieser Art von Diskus-
sion. 

(Zurufe von der SPD) 

— Sie haben sie doch angefangen. 

Wie kommen wir heraus? 

(Zuruf von der SPD: Treten Sie zurück!) 

Wir kommen nur durch eine gemeinsame Anstren-
gung von Arbeitgebern, Arbeitnehmern, Gewerk-
schaften und Regierung heraus, und wir brauchen 
eine Modernisierung. Die muß vor allen Dingen in 
Ihrem Kopf beginnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 
CSU]: Das ist nicht mehr möglich!) 

Wir brauchen eine Modernisierung unserer Wirt-
schaft. Die Arbeitsplätze sind doch nicht dort weg-
gefallen, wo modernisiert wurde, wo der technologi-
sche Fortschritt seine Bahn brach. Die Arbeits-
plätze sind dort weggefallen, wo die alten Klamot

-

ten waren. Amerika hat in derselben Zeit, in der wir 
über 1 Million Arbeitsplätze verloren haben, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Konkurs und 
weitere Konkurse!) 

21 Millionen Arbeitsplätze geschaffen; und Amerika 
ist ein Land des technologischen Fortschritts, 
meine Damen und Herren. 

(Lutz [SPD]: Reden Sie über Ihre Politik!) 

Wir brauchen berufliche Bildung. Es wurden 
noch nie so viele Lehrplätze geschaffen wie zu un-
serer Zeit. Wir haben sie geschaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Aktuelle Stunde ist doch peinlich für Sie, meine 
Damen und Herren. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir brauchen berufliche Weiterbildung, und zwar in 
den Betrieben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Beruhigen Sie 
sich doch endlich! Na so was!) 

— Ich beruhige mich nicht. Darüber kann man sich 
nur aufregen, wie man so unverfroren hier auftre-
ten und so tun kann, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: 2,6 Millionen 
Arbeitslose!) 

als wären Sie 20 Jahre in Alaska gewesen, kämen 
jetzt zurück und würden sagen: Wie ist die Bundes-
republik doch in einem schlechten Zustand! 

Meine Damen und Herren, ich sage noch einmal: 
Wir brauchen Modernisierung, berufliche Bildung 
und auch ein Arbeitsrecht — dazu bekenne ich 
mich, das werden wir hier diskutieren —, das nicht 
nur Schutzrecht ist, sondern das auch ermöglicht, 
daß die, die draußen sind, wieder hereinkommen. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Es ist auch Nutz

-

recht!) 

Wir müssen einer Festungsmentalität entgegentre-
ten, bei der diejenigen, die Arbeit haben, sich zu-
rückziehen und die Beute unter sich verteilen. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir werden einen Beitrag leisten müssen — dazu 
sind Sie herzlich eingeladen —, 

(Lutz [SPD]: Tun Sie einmal etwas!) 

um die Lohnnebenkosten, die durch die Kranken-
versicherung entstehen, zu senken. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Da bin ich sehr 
gespannt!) 

Wir brauchen eine Arbeitsmarktpolitik, die nicht 
einfach Arbeitslosigkeit verwaltet. 

(Lutz [SPD]: Wir brauchen keinen Sprü

-

cheklopfer!) 

Deshalb liegt das Geheimnis in wirtschaftlichem 
Aufschwung. Sie haben sich mit Minuswachstum 
verabschiedet. Wir haben wieder Wachstum. 

(Zurufe von der SPD) 

— Natürlich, ein Karren, der so herunterfährt, kann 
nicht sozusagen vor einen Zementklotz fahren und 
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Bundesminister Dr. Blüm 
bremsen. Der braucht eine Kurve, er braucht eine 
Bremsspur. 

Ich bin aber sicher: Auch wir werden das schaf-
fen. Was andere geschafft haben, was die Nach-
kriegsgeneration geschafft hat. Es wäre gelacht, 
wenn wir das nicht auch zustande bringen würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich wundere mich, daß ausgerechnet die roten 
Sozialdemokraten die schwärzesten Schwarzseher 
geworden sind, die in dieser Republik zu Hause 
sind. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: 2,6 Millionen, 
Herr Blüm!) 

Ihr bevorzugter Beruf ist doch der des Profipessimi-
sten. Sie sind doch Frustrationspfleger und Beden-
kenträger. Etwas anderes bekommen Sie doch nicht 
mehr hin, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Mit Reden in einer Aktuellen Stunde schaffen wir 
das nicht, sondern nur mit Machen. In der Tat ha-
ben wir in Sachen Arbeitsmarktpolitik mehr ge-
macht als die Regierung, die von der SPD geführt 
wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Unglaublich!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hoss. 

Hass (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin etwas verzweifelt über die De-
batten, die hier immer stattfinden, über die Laut-
stärke, darüber, wie sie ablaufen und daß sie am 
wesentlichen Inhalt vorbeigehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn hier das Thema Massenarbeitslosigkeit und 
hoher Sockel aufgerufen ist und wir dazu Stellung 
nehmen, kann ich zwar sagen, daß ich mit Ihnen 
gerne darüber diskutiere, wie wir hier 10 000 Ar-
beitsplätze schaffen, indem wir die Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen erhöhen, indem wir dort 20 000 
oder 30 000 Arbeitsplätze — wie das in diesem Jahr 
der Fall ist — durch den Vorruhestand schaffen; 

(Hornung [CDU/CSU]: Befristete Arbeits

-
verträge!) 

aber damit bekommen wir den hohen Sockel der 
Arbeitslosigkeit, die Massenarbeitslosigkeit nicht 
weg. Das ist das Problem. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Nur hat es die 
SPD zugelassen!) 

Ich denke, meine Herren von der CDU oder von 
der SPD, ohne daß ich Ihnen das jetzt zum Vorwurf 
machen will, wir kommen um die Feststellung der 
Tatsache nicht herum, daß wir — Kollegin Fuchs 
hat es schon gesagt — 1,8 Millionen Arbeitslose hat-
ten, als die SPD die Regierung verlassen hat, und 
daß wir jetzt nach den Jahren, in denen Sie regie-

ren, 2,6 Millionen Arbeitslose haben ohne die ver-
deckte Arbeitslosigkeit. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das war doch die 
Folge!) 

Jetzt wollen wir einmal, ohne hier zu schreien 
und ohne uns gegenseitig Vorwürfe zu machen, wie-
der auf den Teppich herunterkommen und uns dar-
über unterhalten, welche Maßnahmen denn wohl 
nötig wären, um von dem Sockel an Massenarbeits-
losigkeit herunterzukommen, 

(Hornung [CDU/CSU]: Wenn Sie ins Was

-

ser fallen, dann werden Sie doch auch 
naß!) 

um zu einer Situation zu kommen, die uns wirklich 
an die Innereien unserer Wirtschaftspolitik heran-
führt, der wir uns stellen müssen. Der Punkt ist 
doch, daß uns das alte Wachstum nicht weiter-
bringt. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Das gibt es schon 
lange nicht mehr!) 

— Kollege George, Sie sagen, das alte Wachstum 
gibt es schon lange nicht mehr. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das war doch Mi

-

nuswachstum!) 

Das ist auch richtig. Wir sind jetzt bei Wachstums-
raten von 2 % bis 3 %. In dieser Gegend bewegt sich 
das. 

(Hornung [CDU/CSU]: Eben!) 

Damit stellen wir aber fest, wenn wir wissen, daß 
über 6 % Wachstum notwendig sind, um Massenar-
beitslosigkeit abzubauen, daß 3 % nicht ausreichen 
und andere Möglichkeiten notwendig sind. Qualita-
tives Wachstum alleine, unqualifiziert genommen, 
nützt auch nichts. Es nützt nichts, wenn wir Wach-
stum in bestimmten Bereichen schaffen, wenn wir 
sozusagen eine Umweltindustrie ankurbeln, die 
zwar dazu führt, daß wir Arbeitsplätze haben, die 
aber zusammen mit den anderen hochtechnologi-
schen Bereichen arbeitsplatzvernichtend wirkt und 
keine zusätzlichen Arbeitsplätze schafft. Wir müs-
sen uns vielmehr darüber Gedanken machen, wel-
che Maßnahmen wir ergreifen, um durch eine 
strukturelle, ökologische Wirtschaftspolitik, und 
zwar gründlich und vorsichtig und ohne Hektik, Än-
derungen in unserer Gesamtwirtschaft zu schaffen 
und Produktionsausweitungen in bestimmten Be-
reichen und Produktionsrücknahmen in anderen 
Bereichen zu erreichen, in denen sie ökologisch 
nicht verträglich sind. Dieser Wahrheit müssen wir 
uns stellen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das gibt eine negative 
Verlagerung!) 

Das gilt z. B. für den Bereich der Bauindustrie. 
Die Bauindustrie steht zur Zeit nicht sehr gut da. 
Das wissen Sie genausogut wie ich. Wir haben da 
die Möglichkeiten, das Programm des Ausbaus von 
Autobahnsystemen, Straßenverkehrssystemen zu 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 125. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. März 1985 	9223 

Hoss 
fahren und der Bauindustrie Arbeit und Arbeits-
plätze zu geben. Wir wissen aber alle 

(Frau  Hürland [CDU/CSU]: Sie sind ja da

-

gegen!) 

— ich sage es ja gerade —, daß das kein Weg ist, der 
ökologisch verträglich ist. Wir müssen vielmehr, um 
der Bauindustrie zu helfen und Arbeitsplätze zu 
sichern, eine ökologische Wirtschaftspolitik ma-
chen, indem wir sagen: Wir orientieren durch ge-
setzgeberische — steuerliche und finanzmäßige — 
Maßnahmen die Wirtschaft dahin, daß die Bauin-
dustrie z. B. auf den Bereich der Wärmedämmung 
ausgerichtet wird. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die rechnet sich nicht, 
Herr Kollge!) 

Wir müssen in Kombination mit einer neuen 
Energiepolitik aussteigen aus der arbeitsplatzver-
nichtenden, hochtechnologischen Atomindustrie. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, während Sie weiter Mil-
liardensummen in den Ausbau dieser Industrie 
stecken, die zugleich Arbeitsplätze vernichtet, stel-
len wir dem die Möglichkeit einer basisnahen, kom-
munalnahen Energiepolitik entgegen, die dazu 
führt, daß eine Vielzahl von Arbeitsplätzen geschaf-
fen wird, 

(Hornung [CDU/CSU]: Den Dynamo im 
Keller!) 

die dazu führt, daß wir eine Stärkung des Mittel-
standes, des Handwerks z. B. im Baubereich durch 
Altbausanierung und durch die Annahme der Er-
zeugung von alternativen Energien haben. 

(Berger [CDU/CSU]: Wer zahlt das?) 

— Das bezahlen wir z. B. dadurch, daß wir die Milli-
arden, die Sie in die Atomenergieprogramme stek-
ken, umleiten. Wenn wir eine ökologische Wirt-
schaftspolitik machen und wenn wir die derzeit 250 
Milliarden DM Kosten im Gesundheitsbereich um 
100 Milliarden DM verringern könnten, dann könn-
ten wir solche Summen für ein ökologisches Arbei-
ten einsetzen. Das sind Änderungen, die wir ange-
hen müssen. 

Ich denke, über diese Fragen sollten wir uns in 
Ruhe unterhalten, 

(Reddemann [CDU/CSU]: Das sind doch 
keine Fragen, das sind Phrasen!) 

ohne uns, wie ich das gerade vom Herrn Minister 
erlebt habe, der aber sicher angeregt worden ist 
durch die Seite von der SPD — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen! 

Hoss (GRÜNE): Ich weiß, meine Zeit ist abgelau-
fen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Endgültig!) 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wissmann. 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich glaube, jenseits aller Polemik 
kann hier im Hause niemand bestreiten, daß die 
Arbeitslosigkeit die ernsthafteste wirtschaftspoliti-
sche Herausforderung ist, mit der wir es zu tun 
haben. Natürlich gibt es niemand aus dem Lager 
der Regierungsfraktionen, der behauptet hätte, wir 
hätten dieses Problem schon bewältigt. Aber ich 
glaube, eine nüchterne Betrachtung muß uns auch 
veranlassen, zu sehen, daß der schlimme Trend, der 
zu einer Verdoppelung der Arbeitslosigkeit in den 
letzten vier Jahren Ihrer Regierungszeit geführt 
hat, weitgehend gestoppt worden ist 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wer war damals 
Wirtschaftsminister?) 

und daß selbst der Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
sagt, daß wir die Chance haben, im Jahre 1985 etwa 
200 000 Menschen zusätzlich in den Erwerbsprozeß 
einzugliedern und die Arbeitslosigkeit im Jahres-
durchschnitt gegenüber dem Jahre 1984 um etwa 
100 000 abzubauen. 

Daß das nicht genügt, daß wir weitergehen müs-
sen, daß wir ein Stück von dem amerikanischen 
Beispiel lernen können — 7 Millionen Arbeitsplät-
ze, geschaffen in vier, fünf Jahren —, das gehört mit 
zu dem Bild. 

(Urbaniak [SPD]: Was ist mit den Suppen

-

küchen?) 

— Herr Urbaniak, Sie als Sozialdemokraten gehen 
doch wenn Sie gelassen mit sich selbst umgehen, 
genau den falschen Weg. Sie sagen hier immer wie-
der: zusätzliche Investitionen. Vor Ort — in Ham-
burg bei der A26, in Jülich, in Euskirchen, in Ost-
westfalen —, bei konkreten Maßnahmen, sind dann 
Sozialdemokraten für die genau gegenteilige Poli-
tik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Oder Herr Hoss: Auf der einen Seite ein Plädoyer 
für den Abbau von Arbeitslosigkeit, auf der anderen 
Seite GRÜNE Politik in Berlin für eine autofreie 
Stadt und GRÜN-alternative Politik in Köln für die 
Umwandlung von Ford in eine Fahrradfabrik. Das 
schafft nicht neue Arbeitsplätze, sondern Millionen 
zusätzliche Arbeitslose. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, den Weg, den wir ge-
hen wollen, haben wir mit der Regierungserklärung 
deutlich eingeschlagen und Schritt für Schritt zu 
verwirklichen begonnen: Wachstum nicht als die 
einzige Bedingung, aber als eine wichtige Bedin-
gung zum Abbau von Arbeitslosigkeit, Vorruhe-
standsregelung, gegen heftige andere Akzentu-
ierungen durchgesetzt und inzwischen lebhafter an-
genommen, als wir alle erwartet haben, die Durch-
setzung, Herr Lutz, des Beschäftigungsförderungs-
gesetzes. 

(Zurufe von der SPD) 
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Wissmann 
Helfen Sie uns doch beim Beschäftigungsförde-
rungsgesetz. Ich finde, es ist besser, Menschen ha-
ben befristet Arbeit, als daß sie unbefristet arbeits-
los sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seien Sie auch in solchen Fragen undogmatischer, 
und helfen Sie uns mit bei der Politik der Existenz-
gründungshilfen, jungen Leuten Mut zu machen, 
selbständig zu werden! Jeder erfolgreich neu Selb-
ständige schafft im Schnitt fünf neue Arbeits-
plätze. 

(Zurufe von der SPD) 
Seien Sie weniger ideologisch, seien Sie pragmati-
scher und helfen Sie damit mit, daß wir auf solchen 
Punkten vorankommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hornung 
[CDU/CSU]: Das paßt nicht zum Klassen

-

kampf! — Lutz [SPD]: Sie sind ja ver

-

klemmt!) 

Ein Letztes, meine Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen: Wir sollten uns als Politiker 
auch nicht in der Möglichkeit der politischen Ein-
flußnahme überschätzen. Der entscheidende Bei-
trag zum Abbau von Arbeitslosigkeit neben all dem, 
was wir tun können, kommt von den Tarifpartnern, 
kommt von einer verantwortlichen Haltung der Ge-
werkschaften und der Arbeitgeber. Deswegen kann 
ich nur sagen: Wir sollten die Gelegenheit nutzen, 
um uns gemeinsam zu besseren Rahmenbedingun-
gen für kleine und mittlere Betriebe durchzuringen. 
Von dieser Basis aus sollten wir den Appell äußern: 
Nutzt im Rahmen des Möglichen die neuen Mög-
lichkeiten des Beschäftigungsförderungsgesetzes 
für befristete Arbeitsverträge, 

(Zustimmung des Abg. Berger [CDU/ 
CSU]) 

schafft Überstunden, wo immer ökonomisch mög-
lich, gemeinsam ab 

(Zurufe von der SPD) 

und sorgt dafür, daß im Rahmen des betriebswirt-
schaftlich Möglichen Menschen neu eingestellt wer-
den! Wir können als Politiker Rahmenbedingungen 
schaffen und müssen noch viel tun, aber wir sollten 
gleichzeitig auch klarmachen, daß die Herausforde-
rung ohne eine gemeinsame Kraftanstrengung der 
Tarifpartner, ohne eine gemeinsame volkswirt-
schaftliche Anstrengung nicht bewältigt werden 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Bundesarbeitsminister, Sie ha-
ben sich sehr, sehr aufgeregt. 

(Bundesminister Dr. Blüm: So ist es!  — 
Kolb  [CDU/CSU]: Das kann man bei den 
Dingen, die ihr sagt, auch immer! — Zuruf 

von der CDU/CSU: Zu Recht!) 

Wir fürchteten schon, es wäre notwendig, ärztliche 
Hilfe herbeizuschaffen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das schafft er 
nicht bei der Kostendämpfungspolitik, die 

er macht!) 

— Da hat er in der nächsten Zeit noch einiges zu 
erfahren. Mit solch einer Aufgeregtheit kann man 
die Probleme der Arbeitslosigkeit, die Sie entschei-
dend mit verursacht haben, überhaupt nicht lösen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Ihr macht es mit Subventionen!) 

Ich sage Ihnen: Sozialdemokraten sind schon im-
mer Profioptimisten gewesen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Dr. Lammert [CDU/CSU]: 
Und das so unauffällig, daß es niemand 
merkt! — Hornung [CDU/CSU]: Das 
stimmt schon in bezug auf Ihre Haushalte! 
Da waren Sie Optimisten! — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Ihr seit Miesepeter! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Wir werden uns trotz Ihres Gelächters — das ist 
der konstruktive Beitrag gegen die Arbeitslosigkeit, 
Kollege Lammert, den Sie zustande bringen — 
überhaupt nicht von dem Optimismus, den wir hin-
sichtlich der Beseitigung der Arbeitslosigkeit ha-
ben, abbringen lassen — wir können das beurteilen, 
Kollege Kolb —, nämlich , daß die Demokratie diese 
Probleme entschärfen und beseitigen kann. Unsere 
Vorschläge sind dazu geeignet, auch mit dem Pro-
blem der Arbeitslosigkeit fertigzuwerden, und da 
bitten wir um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der SPD — Dr. George [CDU/ 
CSU]: Alte Klamotte! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Der Kollege Hoss möchte das auf die moderate 
Art bringen. Ich habe nichts dagegen; das kann eine 
Frage des Temperaments oder was auch immer 
sein. 

(Frau Reetz [GRÜNE]: Der Vernunft!) 

Das sind Thesen vom Kollegen Eppler, die bei uns 
schon lange diskutiert werden, und das ist kein 
Eigenerzeugnis. 

(Berger [CDU/CSU]: Eben! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Eigene Erzeugnisse bringen Sie weder als Partei 
noch als Fraktion, und Sie haben in einem Bundes-
land auch eine Quittung erhalten. 

(Hornung [CDU/CSU]: Gestern haben Sie 
doch noch bei den GRÜNEN Beifall ge

-

klatscht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Sie werden noch mehr Quittungen bekommen. 
Schauen Sie doch mal nach Saarbrücken, und trö-
sten Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es geht um das 
schwierige Problem der Arbeitslosigkeit. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Gucken Sie mal nach 
Berlin!) 
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Urbaniak 
Kollege Blüm, sehen Sie einmal, was da in den 
Großstädten passiert — ich nenne Bochum, Essen, 
Duisburg, Köln, Dortmund, wo Sie selber kandidiert 
haben und keinen Erfolg hatten —: 

(Hornung [CDU/CSU]: Dort haben Sie die 
GRÜNEN gezogen!) 

Die Zahl der arbeitslosen Sozialhilfeempfänger ist 
um 32 % angestiegen, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Darüber freuen Sie 
sich!) 

und 35% der Sozialhilfeempfänger waren allein in 
Dortmund im letzten Jahr arbeitslos. Es gibt auf 
diesem Gebiet also eine ganz dramatische Entwick-
lung. 

(Kolb [CDU/CSU]: Nennen Sie mal abso

-

lute Zahlen!) 

Wenn Sie sagen, die Gemeinden sollten jetzt inve-
stieren, dann ist darauf hinzuweisen, daß von die-
sen große Mittel aufgewendet werden müssen, um 
diese Menschen in ihrer Lebenslage mit dem Not-
wendigen zu versorgen. Die Städte haben das zu 
tragen. Investitionsmittel müssen für diese Ausga-
ben abgezweigt werden. 

Der sozialpolitische Kahlschlag geht bei Ihnen 
weiter. 174 Milliarden DM haben Sie den Leistungs-
empfängern weggenommen und 24 Milliarden DM 
den Unternehmern dazugegeben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Mengenlehre! 
— Klassenkampf! — Wer hat denn das üb

-

rige Geld? — Das ist die Erblast!) 

Zum Schluß noch zwei Punkte. Herr Franke, ehe-
maliger Kollege von uns, hat vor dem Haushalts-
ausschuß gesagt: Wir haben vorläufig mit einem ho-
hen Arbeitslosensockel von 2 Millionen für dieses 
Jahrzehnt zu rechnen. Die Bauindustrie hat Ihnen 
gesagt: Wenn Sie sagen, daß der Winter schuld war, 
dann stimmt das nicht; vielmehr gibt es keine Auf-
träge. Wenn Sie kein Beschäftigungsprogramm ma-
chen, dann wird diese Schlüsselindustrie in diesem 
Jahr zusammenbrechen, und Sie treiben die Ar-
beitslosigkeit noch höher. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. — Das Wort hat Graf 
Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Dem Kolle-
gen Urbaniak muß eigentlich aufgefallen sein, daß 
er bei seiner Aufzählung von Städten nur nord-
rhein-westfälische Städte genannt hat. Man weiß ja 
wohl, wer dort regiert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der rau[h]e 
Wind! — Urbaniak [SPD]: Und weiter re

-

gieren wird!) 

Mit Recht hat natürlich Herr Wissmann darauf 
hingewiesen, daß auch die beste Politik einer Bun-
desregierung ohne einen Beitrag der Tarifpartner 
die Arbeitslosigkeit nicht erfolgreich bekämpfen 
kann. Auch wenn es unpopulär ist, sage ich — ich  

habe es an dieser Stelle schon mehrfach gesagt — : 

Arbeit ist in der Bundesrepublik Deutschland zu 
teuer geworden. Wer es nicht glauben will, sehe sich 
die Schwarzarbeit an. Dort gibt es Arbeit, aber nicht 
zu den offiziell vereinbarten Preisen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Daran sind nicht nur die Tarifpartner schuld, son-
dern auch wir, die wir die Lohnnebenkosten herauf-
setzen und die Abgaben weiter erhöhen. Die Men-
schen entziehen sich dem Abgaben- und Steuer-
druck. Das hat natürlich negative Auswirkungen 
auf die Beschäftigungspolitik. 

Im übrigen ist es unrichtig — das wissen Sie 
auch, meine Damen und Herren —, der Bundesre-
gierung zu attestieren, ihre Beschäftigungspolitik 
sei erfolglos gewesen. 

(Zurufe von der SPD) 

Das rasante Ansteigen der Arbeitslosigkeit um 
1 Million Menschen in den Jahren 1981/82 ist seit 
1983 zum Stillstand gebracht worden. 

(Lachen bei der SPD) 

— Auch 1984! Aber das ist überhaupt nicht ausrei-
chend; das muß ich sagen, damit wir uns hier nicht 
mißverstehen. 2 Millionen Arbeitslose sind zuviel. 

(Zuruf von der SPD: Wer war da denn Wirt

-

schaftsminister?) 

— Ja, ich war Wirtschaftsminister. Und wenn Hel-
mut Schmidts, Matthöfers und meine Vorschläge 
von Ihnen befolgt worden wären, wäre ich heute 
vielleicht noch in Ihrer Regierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, diese Ergebnisse sind, 
wie wir wissen, nicht genug. Was wir brauchen, ist 
mehr marktwirtschaftliche Politik auch in unseren 
Arbeitsmärkten. Wenn irgendwo das Wort gilt, daß 
Europa von der Eurosklerose befallen sei, dann gilt 
es für das Arbeitsvertragsrecht in der Bundesrepu-
blik Deutschland. Deswegen brauchen wir ein Be-
schäftigungsförderungsgesetz. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Unmöglich, was 
Sie da erzählen! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Deswegen müssen wir uns über die Frage von 
Steuern und Abgaben und der Grenzbelastung der 
Steuersätze unterhalten. Deswegen müssen wir uns 
über den Abbau wettbewerbsverzerrender Subven-
tionen verständigen, und deswegen müssen wir uns 
überhaupt an den Abbau vieler bürokratischer Ein-
schränkungen und Regulierungen heranmachen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Geben Sie mehr Luft für diejenigen, die in der 
Wirtschaft tätig sind. Geben wir Unternehmern und 
Arbeitnehmern mehr Bewegungsspielraum. Unter-
stützen Sie diese Politik, die in der Regierungser-
klärung zum Ausdruck gekommen ist und die Herr 
Wissmann richtig angesprochen hat! Nur, Herr Kol-
lege Wissmann, wir müssen diese Politik auch kon-
sequent befolgen, noch konsequenter als bisher. Sie 
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werden sehen, daß auch die Arbeitslosigkeit nicht 
innerhalb von zwei Jahren zu beseitigen ist. 

(Zuruf von der SPD) 

Wenn Sie mir vorwerfen, die Beseitigung der Ar-
beitslosigkeit sei kapitalistisch, dann überlegen Sie 
sich den Zwischenruf vielleicht noch einmal! 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig schön 
kapitalistisch, Herr Minister!) 

Nun, meine Damen und Herren, wir werden diese 
Politik konzentriert — ich sage: konzentrierter — 
fortsetzen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: 2,6 Millionen Ar

-

beitslose haben Sie geschaffen!) 

An die Adresse der Sozialdemokraten sage ich 
folgendes. Ihnen hat der Wähler am 6. März 1983 die 
wirtschaftspolitische Inkompetenz bescheinigt. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

Sie haben seither nicht ein einziges Kapitel dazuge-
lernt. Es gibt bei Ihnen keine wirtschaftspolitische 
Diskussion, es gibt bei Ihnen Leerlauf in Sachen 
Wirtschaftspolitik. Machen Sie Ihre Schularbeiten! 
Denken Sie darüber nach, ob Sie uns wirklich Vor-
schläge machen können, die in dieselbe Sackgasse 
führen, in die Sie uns bereits hineingebracht ha-
ben. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

Was die GRÜNEN anlangt, schließlich dies. Diese 
Politik hat im Saarland die richtige Quittung be-
kommen. Das war auch eine Wahl — das sage ich 
an die Adresse der Koalition — zum Thema Ar-
beitslosigkeit. Die Politik der GRÜNEN hat die rich-
tige Quittung bekommen. Was Sie wollen, Herr 
Hoss — wir sind uns einig: Wachstum allein kann 
es nicht schaffen; ohne Wachstum geht es aber auch 
nicht —, ist die Abschaffung der Industriegesell-
schaft bei vollem Lohnausgleich. Das aber geht 
nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Günther. 

Günther (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Es ist und bleibt 
eine Tatsache: Je länger die SPD irgendwo regiert, 
um so schlechter ist die Situation. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

Ich will Ihnen dieses sagen: 13 Jahre im Bund — 
permanent  bergab. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

— Zu Ihnen komme ich auch noch, Frau Fuchs. 
Keine Sorge! — 13 Jahre im Bund — permanent 
bergab. 18 Jahre in Nordrhein-Westfalen — perma-
nent bergab. Dort, wo Ihre Oberbürgermeister im 
Ruhrgebiet schon seit über 30 Jahren herrschen, ist 
die Situation besonders schlecht. In den letzten fünf 
Jahren, in denen die SPD in Nordrhein-Westfalen 
allein regierte, ist es noch tiefer in den Keller ge-
gangen. 

Was sind denn die Antworten der Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen, Frau Fuchs? Ich ver-
stehe gar nicht, wie Sie sich eigentlich hier hinstel-
len und uns mit dem Brustton der Überzeugung 
anklagen können. Auf den Gebieten, auf denen Sie 
als Minister und Staatssekretär führend tätig wa-
ren, war die Hinterlassenschaft am miserabelsten 
in dem gesamten Bereich, den Sie uns hinterlassen 
haben; eine Ausnahme bildet lediglich das Gebiet 
der Finanzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lutz  [SPD]: Sie sollten sich schämen!) 

Wie kommen Sie eigentlich dazu, uns hier Vorwürfe 
zu machen und jetzt Programme anzubieten, von 
denen Sie wissen, daß Sie sie nicht umzusetzen 
brauchen? 

(Lutz [SPD]: Sagen sie einmal, was Sie tun 
wollen!) 

Wo waren denn Ihre Maßnahmen in den Jahren 
1981 bis 1982, als über eine Million Arbeitslose dazu-
kamen? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Jetzt haben wir 
2,6 Millionen!) 

Was haben Sie denn dagegen getan? Gar nichts 
haben Sie getan. Die Regierung Rau hat in diesen 
Jahren 11 000 Arbeitsplätze vernichtet. Das sind 
3,2 % aller Beschäftigten im öffentlichen Dienst. 
Wissen Sie, warum sie das getan hat? Das will ich 
Ihnen auch sagen. Sie hat es deshalb getan, weil sie 
sich mit den Beschäftigten nicht so auseinanderset-
zen wollte, wie wir das mit Strukturmaßnahmen im 
öffentlichen Dienst auf Bundesebene getan haben. 
Dann lieber 11 000 Arbeitsplätze weniger — das ist 
die Antwort von SPD-geführter Politik in Nord-
rhein-Westfalen. 

Kollege Urbaniak, Sie nannten mit Blick auf 
Duisburg einen Anstieg der Sozialhilfe von 32 %. 
Erkundigen Sie sich einmal ein bißchen besser. 
Diese Zahl stimmt nicht. Sie können hier nicht ein-
fach Fakten in die Welt setzen, die vorne und hinten 
nicht stimmen. Wie war denn Ihre Antwort auf die 
Problematik im Stahlbereich? Helmut Schmidt hat 
doch versagt. Er hat doch über Jahre die Subventio-
nen im EG-Bereich zugelassen. Herr Kollege Urba-
niak, auf Ihre Frage demnächst, was den Stahl an-
geht, bin ich gespannt. Wenn Herr Lafontaine 
kommt und Geld von der Bundesregierung fordert, 
werde ich ihm sagen, daß Sie vor kurzem im Aus-
schuß erklärt haben: Es ist schon viel zuviel Geld 
dorthin geflossen; das Geld muß jetzt an die Ruhr. 
— Daran werde ich Sie erinnern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
ein letztes sagen. Was schlägt denn die Sozialdemo-
kratische Partei eigentlich zur Lösung des Über-
stundenproblems vor? Meine Damen und Herren 
von der SPD, Sie haben doch die Betriebsräte im 
Griff. Warum reden Sie denn nicht einmal mit ih-
nen und wirken darauf hin, daß sie die Überstunden 
nicht genehmigen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Dazu machen 
wir ein Gesetz!) 
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— Wir brauchen u. a. möglicherweise ein Gesetz. 
Meine Damen und Herren, ich bin aber für die Auf-
rechterhaltung aller Rechte in der Betriebsverfas-
sung. Wenn man die Mittel allerdings nicht einsetzt, 
gefährden nicht diejenigen sie, die sie anderweitig 
bearbeiten, sondern diejenigen, die sie nicht in An-
spruch nehmen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sozialdemokraten brau

-

chen immer ein Gesetz!) 

Dieses ist das Thema, das Sie in vorderster Linie, 
weil Sie j a die Betriebsräte beherrschen, nun ein-
mal anpacken müssen. 

Herzliche Einladung an Sie: Sorgen Sie bitte da-
für, daß die Überstunden nicht mehr in dem Aus-
maß wie bisher genehmigt werden. Ein Beitrag von 
Ihnen in dieser Richtung wäre sicherlich möglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, aus diesen wenigen 
Punkten — leider habe ich nicht mehr Zeit — erse-
hen Sie schon: Überall, wo die Sozialdemokraten 
das Sagen haben, wird kläglich versagt. Unsere Po-
litik bringt Erfolge. Dies werden auch Sie späte-
stens in einigen Jahren sehen. 

(Zuruf von der SPD) 

Lassen Sie uns erst einmal 13 Jahre Zeit. Dann 
bringen wir die Sache wieder in Ordnung. Soviel 
Zeit müssen Sie uns zubilligen, wie Sie hatten. 1,9 
Millionen Arbeitslose, 300 Milliarden DM Schulden: 
Es geht doch überhaupt nichts mehr in Sachen 
finanzieller Innovation. Diese Hinterlassenschaft 
werden wir mit einer besseren Politik aufrechnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Roth. 

Roth (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Mir klingt noch der Satz im Ohr nach, über-
all dort, wo Sozialdemokraten regierten, herrsche 
Massenarbeitslosigkeit. Nun weiß ich nicht, ob Herr 
Zeyer 

(Schreiner [SPD]: Wer ist denn das?) 

— das war der aus dem Saarland —, der vom Wäh-
lervotum hinweggefegt wurde, weil jeder siebte Ar-
beitnehmer zum Zeitpunkt der Wahl im Saarland 
arbeitslos gewesen ist, ein sozialdemokratischer 
Ministerpräsident ist. 

(Kolb [CDU/CSU]: Dann muß aber Herr 
Rau auch weg!) 

— In Nordrhein-Westfalen ist nicht jeder siebte ar-
beitslos. Das hat Herr Günther vergessen. 

Aber lassen Sie mich noch ein Wort in Richtung 
auf Graf Lambsdorff sagen. Ich mag von einem Po-
litiker keine Demut verlangen, zumal von Ihnen 
nicht. Aber ein bißchen Selbstbescheidenheit wäre 
doch am Platze. 

(Beifall bei der SPD) 

Als Sie antraten, als Wirtschaftsminister Nachfol

-

ger Ihres Parteifreundes Friderichs zu werden, hat

-

ten wir in diesem Lande unter 1 Million arbeitslose 

Menschen. Graf Lambsdorff war der Wirtschaftsmi-
nister. Als er sein Amt verließ, waren 2,2 Millionen 
Menschen arbeitslos. 

Nun sage ich nicht — da nehme ich etwas von 
Herrn Hoss auf; ich halte die Aussage für ganz 
wichtig —, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

er habe die 2,2 Millionen Arbeitslose produziert. Ich 
bin ja nicht so primitiv wie mein Herr Vorredner. 

(Beifall bei der SPD) 

Vielmehr sage ich: Bei allen Politikern wäre ein 
Stück mehr Selbstbescheidenheit und Selbster-
kenntnis notwendig, 

(Kolb [CDU/CSU]: Anfangen!) 

statt auf diese primitive Weise auf die anderen zu 
zeigen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Was haben Sie falsch gemacht?) 

Jetzt doch ein Wort zur aktuellen Wirtschaftspo-
litik und Arbeitsmarktsituation. Wenn wir uns vor 
einem Jahr über die Frage unterhalten hätten, ob 
die Exportkonjunktur so läuft, wie sie läuft, hätten 
wir gesagt: Nein, das schaffen wir so nicht. Wir 
wären ein Stück skeptischer gewesen. Wir haben im 
zweiten Halbjahr 1984 10,2% Exportwachstum und 
die höchste Arbeitslosigkeit im Januar 1985, die wir 
seit 1948 je gehabt haben. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Womit hängt das 
wohl zusammen? — Lutz [SPD]: Auch im 

Februar!) 

Statt jetzt zu überlegen, wo es Ansatzpunkte zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gibt, läßt man in 
der Diskussion jede Perspektive vermissen. 

Es gibt doch Chancen. „Arbeit und Umwelt": Wir 
haben eine gewaltige Umweltnachfrage in der Be-
völkerung. Wir haben Vorschläge, die zeigen, wie 
man die Luftverschmutzung, die Wasserverschmut-
zung, die Lärmbelästigung in diesem Lande be-
kämpfen kann. Damit können 400 000 Arbeitsplätze 
geschaffen werden. Wir haben doch eine Chance. 
Packen Sie das doch gemeinsam mit uns an. 

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU]: 
Ein Märchenerzähler!) 

Oder eine andere Sache: Da gehen Milliarden und 
Abermilliarden an Sparkapital und Gewinnen aus 
Unternehmen nach Amerika, d. h. sie werden bei 
uns nicht investiv angelegt. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Warum wohl?) 

Warum geschieht nichts auf dem Gebiet der Unter-
nehmensbesteuerung, so daß derjenige, der inve-
stiert, begünstigt wird, und derjenige, der nur Geld-
vermögen schafft und sein Geld aus der Bundesre-
publik bringt, endlich als Steuerzahler voll herange-
zogen wird? 

(Kolb [CDU/CSU]: Herr Roth, warum habt 
ihr das nie gemacht?) 

Es gibt Alternativen. Das Bedauerliche an dieser 
Situation ist — leider hat der Herr Bundesminister 
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für Soziales so angefangen —, daß man nicht ver-
sucht, Gedanken einzubringen, die der wirklichen 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gewidmet sind. 
Vielmehr führt man Gespensterschlachten. Sie als 
Regierung sagen inzwischen nur noch, vor den 90er 
Jahren würden wir es nicht schaffen. Wenn Sie es 
vor den 90er Jahren nicht schaffen, dann treten Sie 
schon Mitte der 80er Jahre zurück. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das war der 

Roth-Funk!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kraus. 

Kraus (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Von Frau Fuchs 
wurde vorhin gefordert, daß irgend etwas getan 
werden müsse. Sie hat leider versäumt, konkret zu 
sagen, was denn getan werden kann. 

Herr Roth hat jetzt einige Dinge vorgeschlagen. 
Die Dinge, die er vorschlägt, haben nach unserer 
festen Überzeugung bloß leider den Nachteil, daß 
sie eben keinen Fortschritt bringen würden. 

Da ist zunächst einmal der Vorschlag mit der 
schlichten Arbeitszeitverkürzung. Was bedeutet das 
nach wie vor?  Das bedeutet ganz einfach: Diese Ar-
beitszeitverkürzung wird dazu führen, daß die Ar-
beit noch teurer wird. Nachdem wir es nicht damit 
zu tun haben, daß in diesem Lande keine Arbeit 
vorhanden ist, sondern damit, daß die Arbeit, die 
nachgefragt würde, zu teuer ist, kann dieses Rezept 
nicht verfangen. 

Zu Ihrem Programm „Arbeit und Umwelt", die-
sem scheinbar vernünftigen Beschäftigungspro-
gramm, möchte ich folgendes sagen. 

(Zuruf des Abg. Brück [SPD]) 

Natürlich ist es die Aufgabe der Wirtschaftspolitik, 
den vorhandenen Bedarf — wenn es auch dieser 
Umweltschutzbedarf ist, der von der Bevölkerung 
gewünscht wird und der vernünftig ist — mit der 
Kapazität, die z. B. im Bauwesen vorhanden ist, zu-
sammenzubringen. Was sonst sollte die Aufgabe 
z. B. auch der Wirtschaftspolitik sein? 

(Kolb [CDU/CSU]: Aber wer bezahlt es?) 

Bloß, die Frage ist: Wie soll das finanziert wer-
den? Es kann sicher nicht so sein, daß man den Leu-
ten zunächst einmal das Geld wegnimmt, um es 
dann in den entsprechenden Gebieten zu investie-
ren. Diese Dinge müßten von sich aus gestaltet wer-
den, und zwar durch eine Umgestaltung der öffent-
lichen Haushalte. Daran fehlt es ja. Seit 1970 ist die 
Investitionsquote auf die Hälfte zurückgegangen. 
Trotzdem glaube ich, daß es sinnvoll wäre, wenn 
man versuchen würde, im Bereich gerade der Haus-
halte alles das, was auf dem umweltpolitischen Sek-
tor ansteht, jetzt in Angriff zu nehmen. 

Das wäre aus verschiedenen Gründen sinnvoll. 
Das wäre nicht nur sinnvoll, weil es zur Zeit relativ 
billig ist zu bauen, sondern es wäre auch sinnvoll, 
weil unsere Beschäftigungspolitik dies erfordert. 

Noch ein Wort zu einem mir sehr wichtig erschei-
nenden anderen Gebiet. Es wird immer davon ge-
sprochen, daß es eine ungeheure Dunkelziffer an 
Arbeitslosen gibt, die nicht ausgewiesen werden 
kann. Es mag durchaus so sein, daß es eine Reihe 
von Leuten gibt — — 

(Zuruf des Abg. Lutz [SPD]) 

— Ich weiß nicht, woher Sie die Zahl so genau wis-
sen, Herr Lutz. Man kann auch etwas anderes be-
haupten. 

(Zuruf des Abg. Kirschner [SPD]) 

Ich möchte nicht bezweifeln, daß es diese Gruppe 
gibt. Ich möchte aber auch darauf hinweisen, daß es 
auf der anderen Seite eine Dunkelziffer von offe-
nen Stellen gibt. Wenn Sie einigermaßen aufmerk-
sam durch die Gegend gehen, werden Sie feststel-
len, daß es eine Menge von Betrieben gibt — aller-
dings hauptsächlich in den Ballungsgebieten —, die 
laufend Facharbeiter suchen, die laufend Leute 
einstellen wollen, die ihren Arbeitskräftebedarf in 
keiner Weise befriedigen können. 

Warum ist das so? 

(Kirschner [SPD]: Weil zuwenig ausgebil

-

det werden! — Zuruf des Abg. Kolb [CDU/ 
CSU]) 

— Um Gottes willen; das ist mit Sicherheit nicht der 
Grund. 

Liegt es — lassen Sie mich das bitte noch sagen 
— vielleicht nicht auch daran, daß wir uns insge-
samt nicht getrauen, zu sagen, daß der Arbeitneh-
mer auch als Arbeitsloser etwas flexibler werden 
müßte? Das gilt für eine ganze Reihe von Leuten. 

(Zuruf des Abg. Lutz [SPD]) 

Ich will das in aller Offenheit ansprechen. Jeder, 
der gegenteiliger Meinung ist, ist doch weltfremd. 
Natürlich gibt es auch die Fälle, in denen jemand 
nicht flexibel genug ist. Diese Flexibilität müßte ge-
fordert werden. 

(Zuruf des Abg. Lutz [SPD]) 

Ich halte es für eine Lebenslüge, wenn man sich 
hier hinstellt und sagt „Jeder hat das Recht auf 
Arbeit" und dieses Recht auf Arbeit so interpretiert, 
daß man sagt: Es ist ein Recht auf eine ganz be-
stimmte Arbeit an einem ganz bestimmten Ort zu 
einer ganz bestimmten Bezahlung. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

Das kann niemand garantieren. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wunschvorstellung!) 

Was wir garantieren können, das ist das Recht 
auf Arbeit schlechthin, allerdings mit der Bedin-
gung, sich den Notwendigkeiten anzupassen. 

(Erneuter Zuruf der Abg. Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]) 

Auch das darf ich hier in aller Offenheit einmal 
gesagt haben. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Klose. 

Klose (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Debatte bestätigt, was wir leider schon 
wissen: Diese Koalition sieht in Wahrheit trotz 
wachsender Arbeitslosigkeit überhaupt keinen 
Handlungsbedarf, nicht einmal im Baubereich, wo 
die Beschäftigungslage besonders schwierig ist. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Statt zu handeln, ergeht sich diese Regierung in 
Selbstlob, 

(Beifall bei der SPD) 

empfiehlt uns den amerikanischen MacDonaldis-
mus und appelliert an die Gemeinden, mehr zu in-
vestieren. 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie sind immer 
noch bei Marx!) 

Dazu möchte ich gerne eine Bemerkung machen. 
Es mag ja sein, daß sich die Haushaltslage in eini-
gen Gemeinden stabilisiert hat. 

(Kolb [CDU/CSU]: In Hamburg noch 
nicht!) 

Aber warum ist das so? — Weil die Gemeinden ihre 
Investitionen in den letzten Jahren um 25% zurück-
gefahren, weil sie bei den Personal- und Sachausga-
ben gespart und die Leistungen für die Bürger re-
duziert haben. Das ist der Grund, warum es ihnen 
heute in einigen Fällen besser geht. 

Nach dieser erzwungenen Schrumpfung sagen 
Sie nun, die Gemeinden sollten mehr investieren. 
Aber die Gemeinden tun es nicht, weil sie es in 
Wahrheit immer noch nicht können, denn die Ge-
meinden sind es doch, die die Kosten der Dauerar-
beitslosigkeit zu finanzieren haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Gemeinden werden im übrigen auch mit dem 
Problem der älteren Menschen, die der Pflege be-
dürfen, alleingelassen. Und die Gemeinden sind es 
doch, die die Kosten der Altlasten tragen, die in frü-
heren Jahrzehnten entstanden sind und die Umwelt 
heute vergiften. 

(Hornung [CDU/CSU]: Die Gemeinden ste

-

hen besser da als in früheren Jahren! Be

-

greifen Sie das doch!) 

Hier wäre der Bund gefordert. Hier wäre finanzielle 
Hilfe nötig und möglich, und zwar beschäftigungs-
wirksame. Nichts von alledem bei dieser Bundesre-
gierung. 

(Hornung [CDU/CSU]: Bei Ihnen braucht 
man dem Bund nur in die Tasche zu grei

-

fen!) 

Die Bundesregierung redet statt dessen unent-
wegt davon, daß die Gewinnsituation der Unterneh-
men verbessert werden müsse. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Die Renditesitua

-

tion! Das ist etwas ganz anderes! — Kolb 
[CDU/CSU]: Davon hat er keine Ahnung!) 

Mehr Gewinne, mehr Investitionen gleich mehr Be-
schäftigung, so lautet die Formel. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Rendite!) 
— Sie brauchen sich nicht aufzuregen. 

In einigen Fällen mag das j a so sein. Aber Sie 
wissen doch auch, daß etwa 60 % aller Investitionen 
Rationalisierungsinvestitionen sind, 

(Beifall bei der SPD — Dr. George [CDU/ 
CSU]: Warum?) 

die das Beschäftigungsproblem nicht lösen, sondern 
langfristig noch verschärfen. 

Außerdem: Es ist doch nicht so, daß hohe Erträge 
automatisch investiert würden, wie Sie immer wie-
der behaupten, sondern sie gehen, wie Beispiele zei-
gen, oft genug in die Geldanlage, wahrscheinlich in 
den USA. Geld produziert Geld. Dies zu ändern, 
meine Damen und Herren, Kapital durch steuerli-
che Maßnahmen in die Produktion zu lenken, wäre 
die Aufgabe dieser Regierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Betrieben wird statt dessen eine Steuerpolitik, die 
vor allem jene begünstigt, die schon viel haben. 

Meine Damen und Herren, dem Finanzminister, 
der nicht anwesend ist, kann man nur raten, statt 
sich den Kopf über den Spitzensteuersatz zu zerbre-
chen, zu versuchen, Kapital so zu lenken, daß es 
beschäftigungswirksam eingesetzt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Statt die gut und sehr gut verdienende Minderheit 
zu begünstigen, sollte er durch gerechte Verteilung 
der Kaufkraft die Kaufkraft der Mehrheit stärken. 
Das wäre beschäftigungswirksame Steuer- und Fi-
nanzpolitik. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Eure uralten marxistischen Rezepte!) 

Was die Bundesregierung betreibt, ist in Wahr-
heit bestenfalls Haushaltspolitik. Politisch ist es die 
Fortsetzung der alten Linie: Die Reichen reicher 
machen und gleichzeitig den Sozialstaat zum Sozi-
alhilfestaat degradieren. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD — Hornung [CDU/ 
CSU]: Bei Ihnen wäre doch gar nichts 

mehr da!) 

Und diese Wahrheit, sehr geehrter Herr Minister 
Blüm, kann man weder mit hochrotem Kopf hin-
wegschreien noch, Herr Kollege Lambsdorff, mit 
spitzer Zunge und großer Selbstgefälligkeit hinweg-
ideologisieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mich bedrückt ein bißchen, daß 
die Leidenschaft unserer Auseinandersetzung zu 
diesem Thema eher in umgekehrtem Verhältnis zu 
den vergleichsweise bescheidenen Erfolgen steht, 
die wir gemeinsam bei dem Bemühen um die Lö- 
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sung dieser Probleme gehabt haben. Da wir doch 
alle, jeder an seiner Stelle, Mitverantwortung für 
diese Situation haben, sollten wir eigentlich in der 
Lage sein, mit einem Mindestmaß an Polemik dar-
über zu reden, unter welchen Voraussetzungen eine 
Verbesserung dieser Situation möglich sein könn-
te. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich denke, die Bewältigung dieser zentralen Her-
ausforderung ist nur möglich, wenn wir bereit sind, 
die Lektionen der Vergangenheit zu lernen. 

Die erste Lektion, denke ich, die wir in diesem 
Zusammenhang lernen müssen, ist die, daß eine 
staatliche Beschäftigungsgarantie und die Erhal-
tung der Tarifautonomie gleichzeitig nicht zu ha-
ben sind. 

(Dr. George [CDU/CSU]: So ist das!) 

Die Zerrüttung des Arbeitsmarktes in den 70er Jah-
ren hat mit der Vollbeschäftigungsgarantie Willy 
Brandts begonnen. Damals hatten wir 180 000 Ar-
beitslose bei 700 000 offenen Stellen. Statistisch 
konnte damals jeder Arbeitslose unter vier offenen 
Stellen eine aussuchen, um wieder aus Arbeit sei-
nen Lebensunterhalt zu bestreiten. Und als die So-
zialdemokraten mit ihrer Regierungskunst und Re-
gierungszeit am Ende waren, hatte sich die Zahl der 
Arbeitslosen verzehnfacht, und um jede offene 
Stelle konkurrierten jetzt ungefähr 20 Arbeitslose. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wer war Wirt

-

schaftsminister? — Kolb [CDU/CSU]: Wer 
hat denn die Richtlinien bestimmt?) 

Wir müssen nüchtern zur Kenntnis nehmen — 
zweite Lektion —, daß ganz eindeutig in einem Sy-
stem, in dem weder Sie noch wir die Tarifautono-
mie abschaffen wollen, die erste Verantwortung für 
die Situation auf dem Arbeitsmarkt bei den Tarif-
partnern liegt. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr gut! — Frau 
Fuchs [Köln] [SPD]: Nanu?) 

Solange der Staat die Arbeitszeiten und die Arbeits-
entgelte weder regeln kann noch regeln will, 

(Kolb [CDU/CSU]: Noch regeln soll!) 

entscheiden die Tarifpartner durch die Art ihrer 
Abschlüsse über die Zahl der Arbeitsverhältnisse, 
die unter den vereinbarten Regelungen zustande 
kommen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich sage das — um jedes Mißverständnis zu vermei-
den — in Richtung auf beide Seiten, die Arbeitgeber 
wie die Gewerkschaften. — Ich bin übrigens über-
haupt nicht der Meinung, daß dies nur eine Frage 
der Lohnhöhe sei. Es ist sehr viel eher, wie ich mei-
ne, eine Frage der Lohnstruktur; 

(Kolb [CDU/CSU]: Der Lohnnebenkosten!) 

denn wenn ich mir die Zahlen ansehe, muß ich zur 
Kenntnis nehmen, daß die bereinigte Lohnquote 
1982 wieder auf dem Stand angekommen ist, den sie 
Mitte der 60er Jahre hatte. Das ist nicht das pri-
märe Thema, sondern das Thema ist: Was ist uns 
eigentlich an Veränderungen eingefallen, welche 

Phantasie haben wir entwickelt, um einen nicht 
mehr haltbaren, schematisch organisierten Zustand 
in Bewegung zu bringen, um die Situation auf dem 
Arbeitsmarkt zu verbessern? 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

Dritte Lektion. Die Arbeitsmarktlücke der 80er 
Jahre ist die Folge der Investitionslücke der 70er 
Jahre. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wir haben jetzt die Folgen eines massiven Rück-
ganges der Investitionen zu registrieren, die sowohl 
bei den öffentlichen wie bei den privaten Händen 
stattgefunden haben. In diesem Zusammenhang 
handelt es sich nicht nur um ein quantitatives, son-
dern nicht zuletzt auch um ein qualitatives Pro-
blem. Wir haben einen massiven Modernisierungs-
bedarf in unserer Volkswirtschaft. 

(Roth [SPD]: Das Kapital geht nach Ame

-

rika!) 

Wer sich sorgfältig nationale und internationale 
Untersuchungen ansieht, wird feststellen, lieber 
Wolfgang Roth, daß der Kapitalstock der deutschen 
Volkswirtschaft veraltet ist. Wir haben auch im Ver-
gleich zu anderen Jahrzehnten heute in einem er-
schreckend hohen Maße Ausrüstungsgegenstände, 
die zehn und mehr Jahre alt sind, so daß es hier 
einen massiven Modernisierungsbedarf gibt, der 
durch Maschinenstürmerei und Kassandra-Rufe 
gegen die Risiken moderner Technologien nicht zu 
bewältigen ist. 

(Kolb [CDU/CSU]: Maschinensteuer!) 

Laßt uns doch zur Kenntnis nehmen — das ge-
hört auch zu den Lektionen, die wir berücksichtigen 
müssen —, daß in den Branchen und Regionen, in 
denen der technologische Fortschritt stattgefunden 
hat, die Arbeitsmarktsituation wesentlich besser ist 
als in den Regionen und Branchen, in denen er 
blockiert, verhindert oder verschlafen worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vierte Bemerkung schließlich. Wir brauchen 
nicht nur Innovationen bei Produkten und Verfah-
ren, wir brauchen nicht zuletzt auch Innovationen 
am Arbeitsmarkt. Wir müssen — auch wenn es uns 
schwer fällt — allesamt, jeder in dem Teil, auf den 
er Einfluß hat, erstarrte Verhältnisse wieder in Be-
wegung bringen. Da der Staat durch die Art seiner 
Arbeitsgesetzgebung, seiner Steuergesetzgebung 
und seiner Sozialgesetzgebung natürlich auch Ein-
fluß auf die Gestaltung von Arbeitsverhältnissen 
nimmt, müssen wir unseren Teil leisten, was wir in 
Gestalt des Beschäftigungsförderungsgesetzes zu 
tun versuchen. Wer mit rattenhafter Wut den Status 
quo verteidigt, kann diese Verhältnisse nicht in Be-
wegung setzen. 

(Brück [SPD]: Neue Ideen werden doch dis

-

kriminiert!) 

Wenn aber die Verhältnisse so miserabel sind, wie 
das auf dem Arbeitsmarkt leider noch immer der 
Fall ist, dann ist nichts weniger zu rechtfertigen als 
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die leichtfertige oder mutwillige Hinnahme dieses 
Status quo. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Adam -Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Redner der Koali-
tion haben in dieser Aktuellen Stunde sehr deutlich 
gemacht, wo sie in unserer Volkswirtschaft Hand-
lungsbedarf sehen, um langfristig Arbeitslosigkeit 
abzubauen. Das unterscheidet sich ganz erheblich 
von dem, was die Opposition bisher zu dem Thema 
heute geboten hat. 

(Günther [CDU/CSU]: Gar nichts!) 

— Gar nichts. Ich kann diesen Zwischenruf nur 
unterstützen. 

Was ich mir von der SPD einmal wünschen wür-
de, wäre, daß sie überhaupt erkennt, daß es unter-
schiedliche Konzeptionen und unterschiedliche Lö-
sungsansätze gibt. Was ich mir weiter wünschen 
würde, wäre, daß die Sozialdemokraten erkennen, 
daß mit den Konzepten, von denen ja einige in den 
70er Jahren ausprobiert worden sind — durchaus 
auch in Übereinstimmung mit uns — eine Trend-
wende auf dem Arbeitsmarkt nicht erreicht werden 
konnte. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das war ein momenta

-

ner Rausch!) 

Deshalb ist es wichtig und richtig, daß diese Poli-
tik geändert wurde. 

(Brück [SPD]: Zurück in die 50er Jahre!) 

Die Zahlen von 1984 zeigen j a — das ist in der Aktu-
ellen Stunde schon mehrfach gesagt worden —, daß 
der Trend zumindest zum Stillstand gekommen ist. 
Die Arbeitsmarktsituation ist nach wie vor unbe-
friedigend. Da gibt es überhaupt keine Frage. 

(Brück [SPD]: Wir haben 2,6 Millionen Ar

-

beitslose, Frau Kollegin, das nennen Sie 
Stillstand!) 

Wir sind uns sicherlich auch darüber einig, daß an-
dere, zusätzliche Antworten gegeben werden müs-
sen, die über die Wirtschafts-, Steuer- und Haus-
haltspolitik hinausgehen. Das ist ja der Grund, wes-
halb wir den Arbeitsmarkt mit dem Beschäfti-
gungsförderungsgesetz flexibler machen wollen. 
Wir befinden uns im übrigen in Übereinstimmung 
mit allen seriösen Wirtschaftsforschungsinstituten. 
Was wir brauchen — auch das ist eben schon ausge-
führt worden —, ist mehr Flexibilität auf dem Ar-
beitsmarkt, vor allen Dingen wegen denen, die 
heute draußen stehen, und das sind vorwiegend 
Frauen. 

Wir wollen mit dem Beschäftigungsförderungsge-
setz befristete Arbeitsverträge für einen längeren 
Zeitraum erleichternd zulassen, denn für uns gilt 
nach wie vor — das kann man überhaupt nicht oft 
genug sagen —: lieber befristet in Arbeit, als unbe-
fristet arbeitslos. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wollen darüber hinaus die Teilzeitarbeit för-
dern. Auch das ist ein Ansatz, der vor allen Dingen 
Frauen interessiert . Wir wollen darüber hinaus 
durch eine Änderung des Arbeitsförderungsgeset-
zes den Wiedereinstieg von Frauen ins Arbeitsleben 
erleichtern. 

Meine Damen und Herren, das sind Konzepte, die 
auch wirklich im Interesse der derzeit Betroffenen 
liegen. Deshalb rufe ich die Sozialdemokraten auf, 
endlich ihre Blockadepolitik gegen dieses Gesetz 
aufzugeben, ihre Blockadepolitik gegen ein Gesetz, 
das zusätzliche Beschäftigung ermöglichen soll, das 
nicht die einzige Antwort sein kann, aber eine ganz 
wichtige Antwort in unserem Kampf gegen Arbeits-
losigkeit ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wer so redet wie die 
Sozialdemokraten hier, setzt sich dem Vorwurf aus, 
daß er nur an diejenigen denkt, die heute schon 
Arbeit haben, und die im Regen stehenläßt, die 
heute keine Arbeit haben. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU — Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: 

Eine Unverschämtheit!) 

Sie befinden sich da offensichtlich auch durchaus in 
Übereinstimmung mit dem Vorstand des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes. 

(Lutz [SPD]: Das ist eine Frechheit!) 

Ich habe gestern im Westdeutschen Rundfunk ein 
Interview mit einem Vorstandsmitglied des DGB 
gehört, das auf eine Frage ganz offen zugegeben 
hat: Natürlich fällt es dem DGB schwer, bei seinen 
eigenen Mitgliedern durchzusetzen, daß auch die 
Interessen der Arbeitslosen in Form von Solidari-
tätsaktionen und Solidaritätshaltungen mit berück-
sichtigt werden, 

(Zuruf von der SPD: Was tun Sie denn?) 

und natürlich stehe der Deutsche Gewerkschafts-
bund denen näher, die heute in Arbeit sind. 

Genau das spiegelt sich in den Reden der Sozial-
demokraten hier wider. Meine Damen und Herren 
von der Opposition, ich fordere Sie auf: 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wissen Sie, so 
geht's nicht! Unglaublich, was Sie uns da 

bieten!) 

Lösen Sie mit uns den Teil der Aufgaben, der lösbar 
ist, und behindern Sie zumindest nicht die Kon-
zepte, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Denken Sie ein-

mal ein bißchen nach, Frau Kollegin! Das 
wäre besser!) 

die in Übereinstimmung mit den Wirtschaftsfor-
schungsinstituten jetzt gefordert sind, nämlich die 
Konzepte, die eine Flexibilisierung auf dem Arbeits-
markt durchsetzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Buschfort. 

Buschfort (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Diese Aktuelle Stunde 
ist j a durch die mangelhafte Beantwortung von Fra-
gen zur besonderen Dramatik der Arbeitslosigkeit 
ausgelöst worden, und ich muß wohl annehmen — 
was  ich persönlich sehr bedaure —, daß dieses 
Thema nichts mit den Fragen von Familie und Ju-
gend zu tun hat, denn sonst wäre bei diesen Fragen 
ja wohl ein Vertreter dieses Ministeriums anwe-
send. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig! — 
Zurufe von der CDU/CSU: Wie viele Abge

-

ordnete sind von Ihnen da? — Zählen Sie 
einmal Ihre Kollegen!) 

Meine Damen und Herren, die derzeitige Bundes-
regierung tut zuwenig zur Bekämpfung der Mas-
senarbeitslosigkeit. 

(Lutz [SPD]: Das ist wohl wahr!) 

Die Arbeitslosen und ihre Familien werden in ihrer 
Not alleingelassen. Arbeitslosigkeit, vor allem Dau-
erarbeitslosigkeit, hat für die betroffenen Arbeit-
nehmer und ihre Familien verheerende Folgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie bewirkt außer wirtschaftlicher Verarmung viel-
fältige psychische Schädigungen. 

(Lutz [SPD]: Das ist richtig!) 

Sie führt zum Verlust der sozialen Beziehungen zur 
Arbeitswelt und führt damit zur Isolierung, oft so-
gar zur Vereinsamung. 

(Lutz [SPD]: Auch das stimmt leider!) 

Sie führt zu Hoffnungslosigkeit und Zukunftsangst 
und dadurch oft zu Abhängigkeit vom Alkohol. Ar-
beitslosigkeit fördert den Alkoholismus. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Ar-
beitslosigkeit ist eine verhängnisvolle Freizeit. Kri-
minalisierungstendenzen insbesondere bei Jugend-
lichen und auch die Zunahme von Drogenabhängig-
keit sind bekannt. Die Verschlimmerung vieler psy-
chischer Störungen wird beobachtet. 

Arbeitslosigkeit, insbesondere Dauerarbeitslosig-
keit, heißt auch in vielen Fällen Wohnungsnot. Im-
mer mehr Familien haben Schwierigkeiten, ihr 
Häuschen zu halten oder die Mieten zu bezahlen. 
Die tragische Kette heißt: Arbeitslosigkeit, vermin-
dertes Einkommen, Zahlungsschwierigkeiten, Zah-
lungsverzug, Räumungsklage, Zwangsräumung, Ob-
dachlosigkeit. 

(Lutz [SPD]: Bitter ist das!) 

Arbeitslosigkeit hat aber auch eine gesellschaftli-
che und politische Dimension. Sie hat demoralisie-
rende Wirkungen. Die nichtbetroffenen Menschen 
werden abgestumpft gegenüber den Problemen der 
sozial Benachteiligten und verlieren die Fähigkeit 
und Kraft zur Solidarität. Arbeitslosigkeit zerstört 
den Zusammenhalt vieler Familien und gefährdet 
damit die soziale Stabilität der Gesellschaft. Ar-
beitslosigkeit kann für viele Millionen Menschen 
zum Verlust des Vertrauens in unseren Staat füh-

ren und gefährdet damit unsere demokratische 
Grundordnung. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Überwindung der 
Massenarbeitslosigkeit ist deshalb nicht nur eine 
moralische Verpflichtung gegenüber den betroffe-
nen Menschen, sondern eine Grundvoraussetzung 
für das politische Überleben unserer demokrati-
schen Republik. Leider hat die derzeitige Bundesre-
gierung die gesellschaftlichen und politischen Ge-
fahren noch nicht begriffen. Denn sonst würde sie 
gegen die Massenarbeitslosigkeit wesentlich ent-
schiedener ankämpfen. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Mini-
ster für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte versuchen, vier Grundprobleme in den gro-
ßen Linien zu behandeln, die nach meiner Meinung 
für die Behandlung des Problems der Arbeitslosig-
keit wichtig sind. 

Zunächst die Frage: Welcher Zusammenhang be-
steht heute noch zwischen der wirtschaftlichen 
Entwicklung und der Entwicklung der Arbeitslosig-
keit? Ich habe hier Zahlen, die diesen Zusammen-
hang in etwa beschreiben können. Ich beginne mit 
den Zahlen aus dem Jahre 1981, weil ich nicht glau-
be, daß es sehr viel Sinn macht, wenn wir uns 10, 12, 
13, 15 Jahre zurückbegeben. Damals waren die Be-
dingungen wirklich ganz anders, als sie es heute 
sind. Wenn man also ein Problem heute lösen will, 
sollte man sich nicht allzuweit in die Vergangenheit 
zurückbegeben. 

Wie also sehen die Zahlen aus? Wir hatten 1981 
ein Wachstum des Bruttosozialprodukts von minus 
0,2 % und eine Arbeitslosenzahl von absolut 1,2 Mil-
lionen. Gegenüber dem Vorjahr war das ein Anstieg 
um 43 %. Das war 1981. Wir hatten 1982 ein Wachs-
tum des Bruttosozialprodukts von minus 1,1 %. 
Gleichzeitig hatten wir eine Zunahme der Arbeits-
losigkeit um 44 % auf absolut 1,8 Millionen. Ich will 
nicht sagen, daß das eine das andere zur Folge hat-
te, aber wir hatten eben diese Zahlen parallel zuein-
ander zu verzeichnen. 

(Roth [SPD]: Die erste Prozentzahl war 
falsch!) 

— Das sind alles Prozentzahlen, Herr Roth, 

(Roth [SPD]: Die erste war falsch!) 

die Sie leicht nachlesen können. Herr Roth, es ist 
einfach, sich hier hinzusetzen und zu sagen: die 
Zahl ist falsch, genauso wie der Kollege, der vor mir 
gesprochen hat, ganz einfach sagen kann: die Ant-
worten des Staatssekretärs waren unbefriedigend, 
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und jetzt verlese ich meine wohlvorbereitete Rede 
von gestern. 

 (Beifall bei der SPD — Dr. George [CDU/ 
CSU]: Abgekartetes Spiel!) 

Wenn Sie eine vernünftige und ernsthafte Debatte 
haben wollen, dann bitte ich sehr, diese Zahlen 
nachzuprüfen und mir nachzuweisen, daß sie falsch 
sind. Sie sind nicht falsch. 

Wir hatten 1983 erstmalig wieder einen Anstieg 
des Bruttosozialprodukts um plus 1,3 % und einen 
Anstieg der Arbeitslosigkeit um 23 %. Das war ein 
Anstieg, aber dieser Anstieg hatte sich verlangsamt. 
Wir haben 1984 einen Anstieg des Bruttosozialpro-
dukts um 2,6 % und einen Anstieg der Arbeitslosig-
keit um 0,3 %. Ich sage „Anstieg", weil 0,3 % mehr ist 
als Null. Aber wenn Sie erlauben, würde ich sagen, 
wir haben den Anstieg der Arbeitslosigkeit zum 
Stillstand gebracht. 

Nach der Prognose des Jahreswirtschaftsberichts 
für den Verlauf des Jahres 1985 werden wir einen 
Anstieg des Bruttosozialprodukts im Jahr 1985 um 
rund 2,5 % haben und zum erstenmal eine Abnahme 
der Arbeitslosigkeit. Dabei kann ich jetzt — wie Sie 
alle auch — nicht sagen: sind das 100 000, wie wir 
alle annehmen, sind es 80 000 oder 120 000 weni-
ger. 

Was ergibt sich daraus? Ich meine, das ist die Fra-
ge, mit der wir uns hier gemeinsam beschäftigen 
müssen. Es gibt immer noch einen Zusammenhang 
zwischen Wirtschaftswachstum und Arbeitslosig-
keit. Aber er ist weniger direkt geworden. Es ist 
nicht mehr so wie in der Vergangenheit. Deswegen 
wehre ich mich gegen die Vergleiche mit der Zeit 
vor 13 oder 15 Jahren. 

(Zuruf von der SPD: Ja, eben!) 

— Wenn Sie mir da zustimmen, sind wir schon 
einen Schritt weiter. — Man kann heute nicht mehr 
sagen: Wirtschaftswachstum führt direkt zu mehr 
Arbeitsplätzen. Schaffung von Arbeitsplätzen ist 
eine zeitlich verlangsamte Reaktion auf Wirt-
schaftswachstum. Aber die Reaktion ist nicht ver-
schwunden. Deswegen, glaube ich, ist die Bundesre-
gierung nicht falsch beraten, wenn sie davon aus-
geht, daß Wirtschaftswachstum die Basis auch für 
die Lösung von Arbeitsmarktproblemen ist, selbst 
wenn diese Lösung zeitlich verzögert einsetzt. 

Im Zusammenhang damit muß man sich fragen: 
Warum setzt das zeitlich verzögert ein? Warum gibt 
es diesen unmittelbaren Zusammenhang nicht 
mehr? Das ist eine Frage, die man sehr einfach 
beantworten kann. Im vergangenen Jahr hatten wir 
eine Kapazitätsauslastung, die weit unter der nor-
malen Kapazitätsauslastung lag. Damals ist jedes 
Wirtschaftswachstum zunächst von den vorhande-
nen Arbeitsplätzen, von der vorhandenen Produk-
tionsstruktur aufgefangen worden. Ende des ver-
gangenen Jahres waren aber die Kapazitäten zu 
83 % ausgelastet. Mit anderen Worten: Wir werden 
in diesem Jahr bei einer Zunahme der Investitionen 
zwischen 5 % und 7 % damit rechnen können, daß 
sich das auch auf dem Arbeitsmarkt entlastend be-
merkbar macht. 

Wir werden auch den technologischen Effekt — 
wir sind uns mit den Gewerkschaften einig, daß wir 
die Technologie nutzen müssen — mit einer zeitli-
chen Verzögerung in einer Vergrößerung unserer 
Wettbewerbsfähigkeit bemerken, auch auf dem Ar-
beitsmarkt. Nur eines können wir nicht: Wenn wir 
unsere Industrieproduktion zu über 50 % exportie-
ren, wenn wir ein Land sind, das für Freihandel ein-
tritt, nicht für Beschränkungen oder für Schutzvor-
schriften zu unseren Gunsten, dann können wir uns 
der Konkurrenz mit anderen Ländern nicht entzie-
hen. Wenn in Korea ein Massentransporter oder ein 
Öltanker zu zwei Dritteln unserer Kosten erstellt 
werden kann, ist das ein Gebiet, auf dem wir uns als 
nicht mehr konkurrenzfähig erweisen. Deswegen 
müssen wir die Höhe unserer Löhne hier mit zur 
Debatte stellen können. Wer eine Auswirkung der 
Höhe der Löhne auf die arbeitsmarktpolitischen 
Möglichkeiten bestreitet, geht an allen Fakten vor-
über, unter denen wir gemeinsam arbeiten müs-
sen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lutz  [SPD]: Was sagen Sie zum Kaufkraft

-

argument?) 

Damit bin ich beim zweiten Punkt, bei der Quali-
fikation. Weil wir auf einem höheren technologi-
schen Niveau arbeiten müssen, weil wir uns z. B. im 
Spezialschiffbau inzwischen von den normalen An-
forderungen im Schiffbau weit entfernt haben, 
brauchen wir eine höher qualifizierte Arbeitneh-
merschaft. Wir brauchen Leute, die die Anforderun-
gen erfüllen können, für die man mit den Produk-
ten auf dem Weltmarkt noch hohe Preise erzielen 
kann. 

(Lutz [SPD]: Warum haben Sie das AFG 
zurückfahren helfen?) 

— Das kann ich Ihnen sagen: weil wir mit den 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im wesentlichen 
denjenigen Hilfe zukommen lassen, die eben nicht 
auf diesem hohen Qualifizierungsniveau arbeiten 
können. Gehen Sie doch einmal nach Baden-Würt-
temberg oder in andere Gegenden, wo die Arbeitslo-
sigkeit geringer ist. Dort werden Facharbeiter ge-
sucht. Da besteht ein Facharbeitermangel. An die-
sen Fakten kann man nicht vorübergehen. 

(Beifall bei der FDP — Lutz [SPD]: Ma

-

chen Sie doch etwas!) 

— Im Gegensatz zu vielen, die hier gesprochen ha-
ben, beschäftige ich mich mit dem Problem auch 
dadurch, daß ich z. B. einmal einen kleinen oder 
mittleren Betrieb besuche und mit den Leuten rede. 
Ich habe z. B. einen kleinen Betrieb in Baden-Würt-
temberg besucht, der für Daimler-Benz Werkzeuge 
herstellt. Daimler-Benz ist sicherlich kein Unter-
nehmen, das im Moment unter Auftragsmangel lei-
det. Dieser Betrieb sucht Arbeitskräfte. 

Drittens. Wir müssen sicherlich die steuerlichen 
Bedingungen verbessern. Aber dann möchte ich 
bitte von Ihrer Seite keine Klagen hören, wenn wir 
dann die Belastung des unternehmerisch investier-
ten Kapitals herabsetzen. 

(Roth [SPD]: Investieren! Darauf lege ich 
Sie noch fest: investieren!) 
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Bundesminister Dr. Bangemann 
Vierter Punkt. Auch die tarifpolitischen Bedin-

gungen — lassen Sie mich das zum Schluß noch 
sagen — sind ein Grund für Arbeitslosigkeit. 

(Kolb [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wer immer wieder die Lohngruppen der unter-
durchschnittlich Qualifizierten, die einem größeren 
Risiko ausgesetzt sind, über Sockelbeträge hoch

-

zont, 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der 
SPD) 

der darf sich nicht wundern, wenn gerade diese 
Menschen arbeitslos sind. 

(Zurufe von der SPD) 

An diesen Wahrheiten geht auch kein Weg vorbei. 

Es hat keinen Sinn, daß Sie sich hier hinstellen 
und so tun, als ob Sie die besseren Rezepte hätten, 
und die Regierung anklagen. Sie weigern sich ja, 
der Wahrheit ins Auge zu schauen. Das ist der 
eigentliche Grund, warum wir hier nicht zu einer 
vernünftigen Diskussion kommen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Roth  [SPD]: Vier Jahre Reallohnverzicht!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich hatte, als der Bundeswirtschaftsmini-
ster begann, zunächst die Hoffnung, daß es sachli

-

cher, daß es ruhiger würde und daß man sich mehr 
mit der gesellschaftlichen Dimension beschäftigt. 

(Frau Dr. Adam-Schwaetzer [FDP]: Jetzt 
kommt der sachliche Beitrag!) 

— Zum Schluß, Frau Adam-Schwaetzer, wurde es 
dann wieder hektisch. 

(Kolb [CDU/CSU]: Jetzt bin ich einmal auf 
Ihre Sachlichkeit gespannt!) 

Frau Adam-Schwaetzer, wenn wir das registrieren, 
was sich in diesen Monaten abspielt: Ist es denn 
wirklich mit einem guten Gewissen verbunden — 
von  wem auch immer hier —, Tarifvertragsparteien 
plötzlich als die Hauptverantwortlichen, als die 
Hauptverursacher zum Besseren zu definieren? 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist auch die Wahr

-

heit! — Dr. George [CDU/CSU]: Bei wel

-

cher Arbeitslosigkeit waren Sie Staatsse

-

kretär?) 

Ist es plötzlich so, wie der Bundeswirtschaftsmini-
ster sagt, daß dann wirklich die Reduzierung von 
Belastungen der Unternehmungen der Schlüssel 
des Erfolgs wäre? 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Lohnnebenkosten!) 

Warum sagt denn der Bundeswirtschaftsminister 
nicht — und warum nehmen Sie nicht zur Kennt-
nis, Herr Kolb —, daß seit zwei Jahren der Export 
deutschen Geldes in die USA einen Überhang hat? 

(Lutz [SPD]: Dramatisch!) 

Das heißt doch, Herr Kolb, daß Geld da ist. Warum 
eröffnen Sie denn nicht eine Diskussion mit uns, 

wie wir dieses vorhandene Geld investiv in der Bun-
desrepublik bewegen können? 

(Beifall bei der SPD — Dr. George [CDU/ 
CSU]: Wie denn?) 

— Zum Beispiel dadurch, daß Sie mit uns vielleicht 
in die Überlegung eintreten, investiertes Geld steu-
erlich zu begünstigen; nicht dadurch willkürlich 
Steuern zu senken und eine Debatte in der Bundes-
republik zu eröffnen, Herr George, wie man jenen, 
die hochverdienen, Hunderttausende von Mark, 
statt 56 % Steuern 46% oder 36% Steuern in einer 
solchen Situation abverlangen kann. 

Das zweite ist: Können wir nicht einmal dazu 
kommen, gemeinsam aus diesem Parlament heraus 
das Problem den Menschen bewußter zu machen, 
anstatt sie glauben zu machen, durch Ankündigun-
gen kurzfristiger Art würde sich irgend etwas zum 
Besseren wenden? Wäre es denn nicht, Herr Blüm, 
bei dieser Arbeitslosenzahl von 2,6 Millionen, eine 
Geste, wenn der deutsche Arbeitsminister hier hin-
träte und schlicht sagte: Ich, Norbert Blüm, habe 
mich vor zwei Jahren geirrt — mehr nicht —, als ich 
sagte, Leute, wir werden 1985 nur noch 1 Million 
haben. — Warum bringt er das nicht in einer sol-
chen Situation? Warum verkauft man weiter diese 
Hurra-Zeilen, von denen jeder von Ihnen weiß, daß 
sie im Jahre 1985 nicht eintreffen werden? 

(Kolb [CDU/CSU]: Warum machen Sie es 
immer schlechter, als es überhaupt ist? In 

Hessen habt Ihr 3 Millionen gesagt!) 

Frau Adam-Schwaetzer, dann sagen Sie hier, weil 
wir gravierende verfassungsrechtliche Bedenken 
gegen ein Beschäftigungsförderungsgesetz haben, 

(Zuruf des Abg. Berger [CDU/CSU]) 

dies würde eine Behinderung in bezug auf zusätzli-
che Beschäftigung darstellen. Frau Adam-Schwaet-
zer, ist es denn wirklich nicht auch für Sie überle-
genswert, wenn es Ihnen ernst ist mit mehr Be-
schäftigung, die vorhandene Leiharbeit zu analysie-
ren und daraus — schon heute auf dem Papier 
belegbar — zu erkennen, daß die Chance für einen 
Unternehmer, 18 Monate befristet — unabhängig 
von der verfassungsrechtlichen Seite — einstellen 
zu können, nicht zusätzliche Beschäftigung, son-
dern Rotation von Leuten, die keine Arbeit haben, 
bedeutet? 

(Sehr wahr! bei der SPD — Berger [CDU/ 
CSU]: Da werden Sie aber staunen!) 

Es gibt überhaupt nicht mehr; Sie werden nur die, 
die drin sind, dann, wenn sie raus sind, mit befriste-
ten Chancen beglücken, aber dadurch nicht mehr 
Beschäftigung schaffen. 

(Frau Dr. Adam-Schwaetzer [FDP]: Über

-

stunden! — Kolb [CDU/CSU]: Sonst kom

-

men sie gar nicht mehr rein!) 

Ich glaube also, daß man sich — wenn man es 
ernst nähme, Herr Blüm und Herr Bangemann — 
vielleicht zunächst einmal darauf verständigen 
könnte, statt Hurra-Zeilen den ernsthaften Versuch 
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Dreßler 
zu machen, die Bevölkerung dazu zu sensibilisie-
ren, 

(Bundesminister Dr. Bangemann: Das tun 
wir doch!) 

und nicht laufend alles wegzureden und nicht so zu 
tun, als ob ein solcher Gesetzentwurf wirklich in 
der Lage wäre, diesem Phänomen beizukommen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Ihr verunsichert sie!) 

Wenn diese Aktuelle Stunde nur dafür eine 
Chance eröffnete, daß Sie sich dazu einmal verste-
hen könnten, hätte sie vielleicht einen Sinn gehabt. 
Wir haben damit nicht bezwecken wollen, hier 
Dinge im Sinne von Lösungsvorschlägen für den 
nächsten Gründonnerstag zu offerieren, sondern 
wir haben bezwecken wollen, mit Ihnen gemeinsam 
eine nüchterne Bestandsanalyse zu machen, die 
uns die Chance eröffnet, konstruktiv dieses Pro-
blem anzugehen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wo ist denn Frau Fuchs?) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Faltlhauser. 

Dr. Faltlhauser (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Urbaniak hat gesagt: „Wir 
von der SPD sind Profioptimisten." Optimisten, 
Herr Urbaniak, schauen in die Zukunft, haben Mut 
zu Neuem, sind aufnahmebereit für Vorschläge, ha-
ben Phantasie, um ein Problem zu lösen. 

Ich habe in dieser Debatte nichts von diesem Mut 
zu Neuem von Ihnen gehört, keine Phantasie ge-
spürt, welche Dinge man machen kann. Sie schauen 
nur immer — gar nicht wie Optimisten — 'zurück, 
streng nach den alten SPD-Vorschlägen: Schulden 
herauf, Arbeitszeit pauschal herunter und Beamte 
herein. Aber die Vorschläge, die gemacht werden, 
hat die Bundesregierung zumindest zu einem we-
sentlichen Teil schon realisiert. Ich denke z. B. an 
die Rückkehrhilfe mit immerhin 140 000 Arbeits-
plätzen 

(Lutz [SPD]: Pleitenrekorde! Arbeitslosen

-

rekorde!) 

und an den Vorruhestand mit 80 000 Arbeitsplätzen, 
an die vermehrten AB-Maßnahmen oder an das, 
was die Berliner da so machen. In anderen Groß-
städten wird das ja auch schon gemacht. Da ist 
Phantasie; da ist eine Innovationskraft, die Politik 
gestaltet. Von Ihnen habe ich nichts davon gehört. 

Das Beschäftigungsförderungsgesetz ist doch 
auch ein phantasievoller Versuch. Sie lehnen so et-
was glatt ab und verweisen auf Ihre bewiesenerma-
ßen nicht greifenden Mittel. Wir müssen mit vielen 
Einzelmaßnahmen die Zugangsbrücken zum Ar-
beitsmarkt schaffen. Wir beginnen zumindest, sie 
zu schaffen. Wir können beweisen: es funktioniert 
auch! 

Herr Urbaniak, die „Profioptimisten" waren Sie 
in den vergangenen Jahren. Da haben Sie immer 
den „Optimismus" im Sinne der SPD verbreitet, daß 
wir, die Union und die FDP, schon im Jahre 1983 
bereits mehr als 3 Millionen Arbeitslose haben wür-

den. Diese Zahlen sind eben durch diese erfolgrei-
che Wirtschaftspolitik und durch die aktive Arbeits-
marktpolitik dieser Bundesregierung nicht einge-
treten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da müssen nun Reservezahlen zur Stützung die-
ses seltsamen Oppositionsoptimismus herhalten, 
Zahlen mit einer sogenannten stillen Reserve am 
Arbeitsmarkt. Die stille Reserve von 1,6 Millionen 
habe ich da von Ihnen gehört und gelesen. Daß da 
viele drin sind, die keinen Leistungsanspruch ha-
ben, weil sie nie eine versicherungsrelevante Lei-
stung erbracht haben, etwa weil sie von der Hoch-
schule kommen, muß man doch sehen. Die Sozial-
versicherung kann doch diejenigen nicht schützen, 
die noch keine Leistungen in diese Sozialversiche-
rung eingebracht haben. 

Herr Hoss hat das hier auch gebracht. Herr Hoss, 
in dieser stillen Reserve, die Sie jetzt immer, gewis-
sermaßen Ihre Zahlen abstützend, anführen, 

(Zuruf von der SPD: Haben Sie die Not jun

-

ger Menschen schon einmal erlebt, die ar

-

beitslos sind und keinen Anspruch haben? 
— Weitere Zurufe von der SPD) 

sind ja Leute — Hausfrauen, Gymnasiasten, Rent-
ner und Pensionäre, Studenten —, die in einer 
Hochkonjunktur vielleicht bereit wären, zusätzlich 
aber als Zweit- oder Drittverdiener etwas zu verdie-
nen. 

Frau Fuchs, die jetzt leider nicht mehr hier sitzt, 
hat 1981 schon einmal gesagt: „Es ist davon auszu-
gehen, daß jene Nichterwerbstätigen, die an einer 
Arbeitsaufnahme ernsthaft interessiert sind, sich 
beim Arbeitsamt melden. Ich wiederhole, daß ich 
nicht der Auffassung bin, daß die stille Reserve für 
uns für die Arbeitsmarktpolitik von Bedeutung ist. 
Bitte belassen wir es doch dabei und wischen wir 
diese Reserveargumentation hier in diesem Raume 
einmal fort." 

(Kolb [CDU/CSU]: Andere Zeiten, andere 
Sitten!) 

Herr Buschfort, zu Ihnen muß ich sagen: Wenn 
Sie das schwere Los der Arbeitslosigkeit beklagen, 
darf man bei der Klage nicht stehenbleiben. Politik 
hat die Verantwortung, zu handeln. Diese Bundes-
regierung hat z. B. für die älteren Arbeitslosen eben 
die Leistungsdauer für Arbeitslosengeld von einem 
Jahr auf 18 Monate verlängert. Sie haben das nicht 
gemacht. Im Gegenteil, Sie haben 1981 durch Ihr 
Arbeitsförderungs-Konsolidierungsgesetz die An-
wartschaftszeit von sechs Monaten auf ein Jahr 
heraufgesetzt. Sie haben das Los der Arbeitslosig-
keit erschwert, Sie haben nichts getan, Sie haben 
Leistungen verschlechtert. 

Ich will auch noch eines sagen: Herr Urbaniak, 
die Zahl, die Sie hier genannt haben, daß 35 % der 
Sozialhilfeempfänger bereits Arbeitslose sind, ist 
mit Sicherheit falsch. Die tatsächliche Zahl ist 7 %. 

(Kolb [CDU/CSU]: Er soll absolute Zahlen 
nennen!) 
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Dr. Faltlhauser 
Zum Schluß: Ich habe von der SPD keine Vor-

schläge zur Lösung dieses gemeinsamen schwieri-
gen Problems gehört. 

(Kolb [CDU/CSU]: Der Griff in die Staats

-

kasse!) 

Ich glaube, daß es gut wäre, wenn auch solche Aktu-
ellen Stunden nicht ein Ort der Polemik, sondern 
ein Markt der Ideen und der Meinungen wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Da ist auch die Opposition besonders aufgefordert, 
Ideen und neue Vorschläge einzubringen. Wir sind 
gern bereit, gute Vorschläge aufzugreifen und zu 
realisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, am Ende dieser Aktuellen Stunde hat der Ab-
geordnete Urbaniak den Wunsch zur Abgabe einer 
Erklärung nach § 30 unserer Geschäftsordnung. 
Bitte schön. 

Urbaniak (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich erkläre, weder im Wirtschaftsaus-
schuß noch in anderen Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages Ausführungen gemacht zu haben, Ar-
bed Saarstahl habe schon jetzt zuviel Geld erhalten, 
dieses müsse an die Stahlindustrie des Ruhrgebiets  

umgelenkt werden. Als Abgeordneter habe ich in 
Ausschüssen des Bundestages am Zustandekom-
men von Arbed Saarstahl mitgearbeitet, nachdem 
die deutschen Eigentümer die saarländische Stahl-
industrie im Stich gelassen haben. Ich bin immer 
dafür eingetreten, ein Stahlprogramm zu schaffen, 

(Dr. George [CDU/CSU]: Das ist gegen die 
Geschäftsordnung! Das ist Inhaltsdiskus

-

sion! — Kolb [CDU/CSU]: Herr Präsident!) 

das alle Unternehmungen gleich behandelt, was 
nach dem verabschiedeten Stahlprogramm auch ge-
schieht. 

Die Behauptung des CDU-Abgeordneten Günther 
aus Duisburg ist falsch; ich weise sie zurück. Herr 
Abgeordneter, Sie sollten Ihre Behauptung zurück-
nehmen. 

Das, was Sie, Herr Wirtschaftsminister, zu den 
Löhnen gesagt haben, wird noch ein Nachspiel ha-
ben. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 14. März 
1985, 9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.53 Uhr) 

Berichtigung 

124. Sitzung, Seite 9166 D: In der 8. Zeile sind der 
Gedankenstrich und das Komma hinter dem Wort 
„Großteil" zu streichen. Einzufügen sind diese Zei-
chen hinter dem Wort „Recht". 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Köhler auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Schmedt (Lengerich) (SPD) 
(Drucksache 10/2987 Frage 7): 

Mit wem hat die Bundesregierung die Vergabe von 133 Sti-
pendien an mosambikanische Studenten vereinbart, die in 
einem Kurzbericht über entwicklungspolitische Zusammen-
arbeit mit Mosambik erwähnt sind, wenn nicht mit der mo-
sambikanischen Regierung? 

Mit den „133 Stipendien an mosambikanische 
Studenten" sind 133 Stipendiaten aus Simbabwe ge-
meint, die zwischen 1978 und 1980 als Flüchtlinge in 
Mosambik lebten und dort in dem „Sonderpro-
gramm zur Ausbildung von Flüchtlingen aus dem 
südlichen Afrika" des BMZ aufgenommen wurden. 
Es hat seinerzeit keine Vereinbarungen mit der Re-
gierung von Mosambik gegeben. Bei der Auswahl 
der Stipendiaten wirkte die „Zimbabwe African Na-
tional Union" (ZANU) mit. Die Stipendiaten wurden 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

in  der  Bundesrepublik in technisch-handwerklichen 
Berufen ausgebildet. 

In der Statistik werden diese Stipendiaten dem 
Staat Mosambik zugerechnet, weil das damalige 
Rhodesien-Simbabwe nicht als Entwicklungsland 
galt. Wäre nicht 1980 die Unabhängigkeit Simbab-
wes eingetreten, so hätten die Stipendiaten nach 
Mosambik zurückkehren müssen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Eylmann (CDU/CSU) (Drucksache 
10/2987 Fragen 10 und 11): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß sich ein 
über 50 v. H. hinausgehender Preisverfall auf den Sauer-
kirschmarkt, wie er im Jahr 1984 in der Bundesrepublik 
Deutschland zu verzeichnen war, 1985 auf keinen Fall wie-
derholen darf, wenn verhindert werden soll, daß ein erhebli-
cher Teil der Marktobst anbauenden Betriebe in ernste wirt-
schaftliche Schwierigkeiten kommt? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung bislang unter-
nommen, um eine solche Krise auf dem Sauerkirschmarkt 
1985 zu verhindern, und was wird sie insbesondere tun, um 
die Sauerkirschimporte aus Jugoslawien, die 1984 entschei-
dend zum Preisverfall beigetragen haben, zu stoppen? 

Zu Frage 10: 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß 
eine Wiederholung der vorjährigen Krise auf dem 
Sauerkirschenmarkt im Interesse der deutschen 
Erzeuger und Verarbeiter von Sauerkirschen ver-
mieden werden muß. 

Zu Frage 11: 

Die Bundesregierung hatte im Vorjahr die 
Schwierigkeiten auf dem Sauerkirschenmarkt er-
kannt und sofort die erforderlichen Schritte unter-
nommen. Sie hat die EG-Kommission seit Juni 1984 
auf den verschiedensten Ebenen wiederholt um 
wirksame Maßnahmen zur Beseitigung der Markt-
störungen gebeten, die unter anderem durch stei-
gende Einfuhren von tiefgekühlten und verarbeite-
ten Sauerkirschen aus Jugoslawien zu äußerst nied-
rigen Preisen verursacht wurden. 

Die EG-Kommission hat im vergangenen Jahr 
den Antrag der Bundesregierung auf Aussetzung 
der Einfuhren von Sauerkirschenerzeugnissen aus 
Jugoslawien abgelehnt. Sie hat der Bundesregie-
rung ebenfalls untersagt, die von ihr geplante ein-
malige Beihilfe für die Einlagerung von Sauerkir-
schen zu gewähren, da sie die deutschen Erzeuger 
zum Nachteil der anderen Erzeuger der EG bevor-
teile. 

Die Bundesregierung setzt sich in Brüssel mit 
Nachdruck dafür ein, daß möglichst bald geeignete 
Maßnahmen getroffen werden, um eine Wiederho-
lung oder Fortsetzung der Krise auf dem Markt für 
frische und verarbeitete Sauerkirschen zu vermei-
den. Sie hat die EG-Kommission aufgefordert, einen 
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Verordnungsvorschlag zur Einführung einer Li-
zenz- und Kautionspflicht für die Einfuhr von allen 
Sauerkirschenerzeugnissen vorzulegen. Die EG-
Kommission hat inzwischen einen solchen Vor-
schlag vorgelegt. Außerdem hat die Bundesregie-
rung die EG-Kommission aufgefordert, mit Jugosla-
wien Absprachen über den Markt nicht störende 
Preise und Mengen für die Einfuhr von Sauerkir-
schen zu treffen. Die Einfuhrmengen sollten sich 
an dem Durchschnitt der Einfuhren der Jahre 
1981-1983 und die Mindesteinfuhrpreise an dem in 
der EG im Rahmen der Produktionsbeihilfenrege-
lung geltenden Erzeugermindestpreis zuzüglich der 
jeweiligen Verarbeitungskosten orientieren. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/2987 Fragen 14 und 15): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die europäischen 
Zuckerunternehmen Beghin-Say und Ferruzzi-Eridiana ein 
gemeinsames Werk in den USA zur Herstellung von 1,6 Mil-
lionen Hektoliter Äthanol planen, wobei der Alkohol auch als 
Zusatz für bleifreies Benzin verwendet werden soll, daß die 
Mineralölfirma Texaco im Rahmen eines mehrjährigen Ver-
trages sich bereiterklärt hat, 50 v.H. der Alkoholproduktion 
dieses Werkes abzunehmen, und welche Folgerungen zieht 
sie gegebenenfalls daraus? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Beghin-Say zwei 
Werke in den französischen Departements Marne und Nord 
umrüsten will, um dort die Produktion von ca. 15 Millionen 
Hektoliter Bioalkohol zu erzeugen, mit denen ca. 7 v. H. des 
Vergasertreibstoffes in Frankreich ersetzt werden kann, und 
welche Möglichkeiten bestehen nach Auffassung der Bun-
desregierung, den Einsatz von Alkohol in Vergasertreibstoff 
in der Bundesrepublik Deutschland und durch ein gemeinsa-
mes europäisches Vorgehen auch in der EG voranzubrin-
gen? 

Zu Frage 14: 

Die beiden Informationen, die in Ihrer Frage ent-
halten sind, sind auch der Bundesregierung, ver-
mutlich aus denselben Presseveröffentlichungen 
wie auch Ihnen bekannt (AGRA EUROPE 8/85 vom 
25. Februar 1985 und Ernährungsdienst — Deutsche 
Getreidezeitung vom 23. Februar 1985). 

Die wirtschaftliche Aktivität der beiden Unter-
nehmen und die Abnahme von 50 % der geplanten 
Alkoholproduktion durch die Firma Texaco ist ver-
ständlich unter den wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen, wie sie auf dem US-amerikanischen Markt 
vorhanden sind. Die Erzeugung von Ethanol zur 
Verwendung als Kraftstoffbeimischung wird in den 
USA in erheblichem Umfang staatlich gefördert. So 
wirkt sich der Erlaß an Mineralölsteuer für Gasohol 
(10 % — Ethanolbeimischung) je nach Bundesstaat 
in der Weise aus, daß Ethanol mit bis zu 0,24 Dollar 
je Liter subventioniert wird. Darüber hinaus wird 
die Ethanolerzeugung in USA dadurch begünstigt, 
daß die Agrarrohstoffe — vielleicht abgesehen von 
der jetzt durch den Dollarkurs bedingten Situation 
— billiger sind als in der EG. Da in den USA fast 
ausschließlich Mais zu Alkohol verarbeitet wird, 
fällt in Form des Corngluten-feed ein hochwertiges 

Futtermittel an, dessen Erlös die Wettbewerbsfähig-
keit von Ethanol erheblich stützt. Dies ist der we-
sentliche wirtschaftliche Hintergrund für diese Ver-
wendungsmöglichkeit und auch für wirtschaftliches 
Engagement privatwirtschaftlicher Unternehmen. 

Für die Bundesrepublik Deutschland, die agrar-
politisch durch den EG-Agrarmarkt bestimmt wird, 
sind die in den USA günstigeren ökonomischen 
Voraussetzungen für eine Bioethanolwirtschaft 
noch nicht gegeben. Erschwerend kommt hinzu, 
daß eine politische Weichenstellung in Richtung auf 
die Verwendung von Bioethanol im Kraftstoffsektor 
EG-einheitlich erfolgen muß. 

Zu Frage 15: 

Diese Frage steht in engem Zusammenhang mit 
der Frage nach den Aktivitäten der beiden genann-
ten Firmen in den USA und geht auf die gleichen 
Presseverlautbarungen zurück. Nach den uns vor-
liegenden Quellen sollen allerdings die beabsichtig-
ten zwei Produktionsanlagen zusammen nicht 
15 Millionen hl, sondern nur 3 Millionen hl Bioalko-
hol produzieren. 

Die Verwendung von Ethanol als Kraftstoffkom-
ponente im europäischen Markt ist ebenso wie in 
den USA bei der derzeitigen Marktlage nur mit 
staatlicher Förderung realisierbar. Da die agra-
rischen Rohstoffe in der EG teurer sind als in den 
USA, ist auch das zu überbrückende Wettbewerbs-
defizit in Europa entsprechend größer. Die erforder-
lichen finanziellen Aufwendungen zum Ausgleich 
des Wettbewerbsdefizits können ganz oder teil-
weise zu Lasten der landwirtschaftlichen Erzeuger, 
der Kraftstoffverbraucher oder der Steuerzahler ge-
hen. 

Die Bundesregierung hat in ihren Gesprächen 
mit der Kommission angeregt, zur Verwendung von 
Ethanol als Kraftstoffkomponente konzeptionelle 
Überlegungen anzustellen. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß dies in der Kommission der EG 
auch zur Zeit geschieht. In diesem Zusammenhang 
kann darauf hingewiesen werden, daß die EG-
Richtlinie zur Einsparung von Rohöl durch Verwen-
dung von Ersatz-Kraftstoffkomponenten im Benzin, 
zu denen auch Alkohole gehören, kurz vor der Ver-
abschiedung steht. 

In meinem Haus ist eine Arbeitsgruppe aus Be-
amten und Wissenschaftlern eingesetzt worden mit 
dem Ziel, bis zum Ende des Jahres 1985 politisch

-

administrative Lösungsvorschläge vorzulegen, wie 
Ethanol unter europäischen Verhältnissen in den 
Kraftstoffsektor eingeführt werden könnte. 

Im übrigen verweise ich auf die umfangreichen 
Forschungs- und Entwicklungsbemühungen zur 
technischen und ökonomischen Optimierung der 
Herstellung und Verwendung von Ethanol im Rah-
men der sogenannten Vorsorgepolitik, deren Ergeb-
nisse ich bis Ende 1986 erwarte. 
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Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordenten Müller (Wesseling) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/2987 Fragen 27 und 28): 

Wie hoch beziffert die Bundesregierung die auf Grund der 
Schwarzarbeit entstehenden Ausfälle in der gesetzlichen So-
zialversicherung sowie beim Steueraufkommen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Ein-
satz illegaler Bauarbeiter aus Nachbarländern auf deutschen 
Baustellen zu verhindern? 

Zu Frage 27: 
Es entspricht dem Wesen der Schwarzarbeit, daß 

sie heimlich vorgenommen wird. Der Umfang der 
Schwarzarbeit, deren Bekämpfung Aufgabe von 
Landesbehörden ist, entzieht sich daher der ge-
nauen Erfassung. Lediglich die aufgedeckten Fälle 
von Schwarzarbeit sind bekannt. Insoweit darf ich 
auf den Fünften Erfahrungsbericht der Bundesre-
gierung zum Arbeitnehmerüberlassungsgesetz so-
wie über die Auswirkungen des Gesetzes zur Be-
kämpfung der illegalen Beschäftigung verweisen, 
der dem Deutschen Bundestag am 31. August 1984 
zugeleitet wurde (BT-Drucksache 10/1934). 
Der Bundesregierung sind Schätzungen bekannt, 

nach denen zwischen 100 000 und 500 000 Arbeits-
plätze durch Schwarzarbeit verloren gehen. Diese 
Schätzungen sind aber umstritten. Ob eine der 
Schätzungen zutrifft, kann die Bundesregierung 
nicht beurteilen. 
Es läßt sich nur sagen, daß je 10 000 Arbeitsplät-

ze, die durch Schwarzarbeit verloren gehen, ca. 136 
Millionen DM Ausfälle in der Sozialversicherung, 
und zwar ca. 70 Millionen DM in der Rentenversi-
cherung, ca. 45 Millionen DM in der Krankenversi-
cherung, ca. 15 Millionen DM in der Arbeitslosen-
versicherung, ca. 6 Millionen DM in der Unfallver-
sicherung und ca. 165 Millionen DM Ausfälle im 
Steueraufkommen entstehen. 

Zu Frage 28: 
Die gesetzlichen Bestimmungen reichen im we-

sentlichen aus, um gegen die Tätigkeit illegaler 
Bauarbeiter aus den Nachbarländern auf deutschen 
Baustellen einschreiten zu können. 
Zur Durchsetzung der gesetzlichen Bestimmun-

gen bedarf es aber wirkungsvoller Überprüfungen 
auf den Baustellen. Aufgrund des Gesetzes zur Be-
kämpfung illegaler Beschäftigung hat die Bundes-
anstalt für Arbeit ein bundesweites Netz von Bear-
beitungsstellen zur Bekämpfung illegaler Beschäf-
tigung in 25 ausgewählten Stützpunktarbeitsäm-
tern eingerichtet. Im Jahre 1984 standen 259 Plan-
stellen zur Bekämpfung illegaler Beschäftigung zur 
Verfügung. Für das Haushaltsjahr 1985 hat die Bun-
desregierung der Bundesanstalt für Arbeit zusätzli-
che 59 Plankräfte bewilligt; zu den 25 Bearbeitungs-
stellen werden 4 neue eingerichtet, darüber eine in 
Aachen, die insbesondere die grenzüberschreitende 
illegale Beschäftigung aus Belgien und den Nieder-
landen bekämpfen wird. 
Um der Öffentlichkeit die Sozialschädlichkeit der 

illegalen Ausländerbeschäftigung zu verdeutlichen,  

wird in der für 1985 vorbereiteten Informations-
kampagne gegen illegale Beschäftigung, an der 
auch der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung und die Bundesanstalt für Arbeit beteiligt 
sind, die illegale Ausländerbeschäftigung besonders 
heraugestellt. 

In einer Zeit des Abbaus der Grenzkontrollen und 
der Freizügigkeit innerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft können die deutschen Dienststellen al-
lein die Tätigkeit illegaler Bauarbeiter aus den 
Nachbarländern nicht verhindern. Daher wurde die 
Zusammenarbeit mit den Nachbarländern, insbe-
sondere mit Frankreich und den Niederlanden in 
den letzten Jahren laufend verstärkt; sie wird wei-
ter verbessert. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Amling (SPD) (Drucksache 10/2987 
Frage 30): 

Ist die Bundesregierung angesichts der auf Rekordniveau 
verharrenden Massenarbeitslosigkeit bereit, die vom Verwal-
tungsausschuß der Bundesanstalt für Arbeit mit Schreiben 
vom 6. Dezember 1984 u. a. dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung gegebenen Anregungen für eine Novellie-
rung des Arbeitsförderungsgesetzes in ihrer Gesamtheit auf-
zugreifen, und falls dies nicht der Fall ist, mit welcher Be-
gründung werden welche dort gemachten Einzelvorgänge 
von der Bundesregierung abgelehnt? 

Die Anregungen des Verwaltungsrats der Bun-
desanstalt für Arbeit betreffen Strukturverbesse-
rungen im Bereich der Arbeitsförderung und der 
Arbeitslosenversicherung. Einigen Anregungen 
wurde bereits durch gesetzgeberische Initiativen 
Rechnung getragen. Durch das Arbeitsförderungs- 
und Rentenversicherungs-Änderungsgesetz vom 
20. Dezember 1984 wurde für ältere Arbeitnehmer 
die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld auf 
18 Monate verlängert. Das Gesetz ist seit dem 1. Ja-
nuar 1985 in Kraft. Es trägt dazu bei, daß ältere 
Arbeitnehmer, die in der Regel über lange Zeit Bei-
träge zur Arbeitslosenversicherung geleistet haben, 
länger Arbeitslosengeld beziehen. Sie sind nicht 
mehr auf die niedrigere Arbeitslosenhilfe angewie-
sen, die von der Bedürftigkeit abhängt. 

Darüber hinaus sollen für Eltern, die wegen Er-
ziehung und Betreuung von Kindern zeitweise aus 
dem Erwerbsleben ausgeschieden sind, die Voraus-
setzungen für den Bezug von Unterhaltsgeld bei 
Teilnahme an beruflichen Bildungsmaßnahmen er-
leichtert werden. Die Frist von drei Jahren, inner-
halb derer eine zweijährige beitragspflichtige Be-
schäftigungszeit erforderlich ist, wird für jedes be-
treute Kind um 5 Jahre verlängert. Bislang konnten 
nur Betreuungszeiten bis zum 4. Lebensjahr des 
Kindes und bei mehreren Kindern bis zum 4. Le-
bensjahr des jüngsten Kindes berücksichtigt wer-
den. Ein entsprechender Antrag ist von den Koali-
tionsfraktionen im Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung des Deutschen Bundestages eingebracht 
worden. 
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Gleichzeitig soll allen Unterhaltsgeldberechtigten 
der Zugang zu Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen er-
öffnet werden. Dadurch kann die Wiedereingliede-
rung auch durch eine berufliche Tätigkeit im Rah-
men von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen erfol-
gen. 

Diese Maßnahmen werden mit Inkrafttreten des 
Beschäftigungsförderungsgesetzes wirksam wer-
den. 

Hinsichtlich weiterer gesetzlicher Änderungen 
möchte ich darauf hinweisen, daß zwar die gesetz-
geberischen Arbeiten zur Konsolidierung der öf-
fentlichen Haushalte abgeschlossen werden konn-
ten, es aber vermieden werden muß, die damit er-
zielten Erfolge wieder in Gefahr zu bringen. Bei 
ausgabewirksamen Vorschlägen bedarf es daher ei-
ner sorgfältigen politischen Abwägung zwischen 
den arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Notwendig-
keiten mit den Zielen ausgewogener Haushaltspoli-
tik. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/2987 
Frage 31): 

Warum sind die ostbayerischen Arbeitsämter bei der Zu-
teilung von Arbeitsbeschaffungsmitteln für das Haushalts-
jahr 1985 in der Regel trotz einer allgemeinen Aufstockung 
der ABM-Mittel schlechter behandelt worden als 1984, und 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, darauf hin-
zuwirken, daß die Zuteilung der ABM-Mittel des Bundes und 
der Bundesanstalt für Arbeit in den ostbayerischen Arbeits-
amtsbezirken nachfragegemäß nachgebessert wird? 

Ihre Frage richtet sich nicht an die richtige 
Adresse. Die Verteilung der jährlichen Geldmittel 
für die Förderung von Maßnahmen zur Arbeitsbe-
schaffung an die Landesarbeitsämter und Arbeits-
ämter ist autonome Angelegenheit der Selbstver-
waltung der Bundesanstalt für Arbeit. 

Der Verwaltungsrat der Bundesanstalt hat am 
20. Februar 1985 das Mittelkontingent für 1985 den 
Landesarbeitsämtern zugeteilt. Bei der Mittelzutei-
lung hat sich der Verwaltungsrat vor allem von dem 
jeweiligen Zielgruppenanteil und von der jeweili-
gen Arbeitslosenquote der einzelnen Landesarbeits-
amtsbezirke leiten lassen. Auf dieser Grundlage 
sind auf den Landesarbeitsamtsbezirk Nordbayern, 
zu dem die ostbayerischen Arbeitsämter gehören, 
169 Millionen DM entfallen. 

Die Verteilung dieser Mittel auf die Arbeitsämter 
des Bezirks ist jetzt Sache des Verwaltungsaus-
schusses des Landesarbeitsamtes Nordbayern; auf 
dessen Entscheidung habe ich keinen Einfluß. 
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